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Gemeinderath. 


Hlenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Nefidenzitadt Wien vom 15. Juli 1892 

unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. | 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Meine Herren! Die Stadt Wien hat in ihrer jederzeit 
bewieſenen innigen Antheilnahme an den freudigen und traurigen 
Ereigniſſen in unſerem allerhöchſten Kaiſerhauſe (die Verſammlung 
erhebt ſich) mit großer Freude die Nachricht von der Verlobung 
Ihrer k. u. k. Hoheit der Frau Erzherzogin Margaretha 
Sophie mit Seiner königl. Hoheit dem Herrn Herzog Albrecht 
von Württemberg vernommen. 

Der Herr Bürgermeiſter hat ſofort, nachdem dieſe Nachricht 
officiell bekannt geworden iſt, den Gefühlen der Freude der Be— 
völkerung in einem an Se. k. u. k. Hoheit den Herrn Erzherzog 
Karl Ludwig gerichteten Glückwunſche Ausdruck gegeben. 

In Beantwortung desſelben iſt an den Bürgermeiſter fol— 
gendes Telegramm eingelangt (liest): 

„Ihre kaiſerlichen und königlichen Hoheiten der Erzherzog 
Karl Ludwig und die Frau Erzherzogin Maria Therefia 
beauftragen mich, Ihnen für die im Namen der Stadt Wien 
dargebrachten Glückwünſche anlässlich der Verlobung der Frau 
Erzherzogin Margarethe Höchſtihren verbindlichſten Dank aus— 
zuſprechen und danken Ihnen gleichfalls für die innige Theilnahme. 

Graf Pejacſevich, 


Oberſthofmeiſter.“ 


. — —¾ꝛ⁊ ð — — . —— —— . . ——ñeʒ — L[ „b — — — vu— 


2. Ich habe die Ehre, bekannt zu geben, dajs dem Herrn Gem. 
Rath Goldſchmidt ein Urlaub vom 14. Juli bis anfangs 
Auguſt, dem Herrn Gem.-Rath Dr. Daum für die Dauer eines 
Monates vom 15. Juli ab, dem Herrn Gem.-Rath Wurm vom 
19. Juli bis 19. Auguſt, dem Herrn Gem.-Rath Dehm vier 
Wochen vom 20. Juli angefangen, dem Herrn Gem.-Rath Dr. 
Hackenberg vom 20. Juli bis 3. Auguſt und vom 16. Auguſt 
bis Ende Auguſt vom Herrn Bürgermeiſter ertheilt worden tft. 
Weiters erſuche ich um die Zuſtimmung zum Urlaubsgeſuche des 
Herrn Gem. -Rathes Gſchwandner, welcher um einen Urlaub 
von zwei Monaten, und des Herrn Gem.-Rathes Siegert, 
welcher um einen Urlaub vom 15. Juli bis 8. September 
anſucht. (Zuſtimmung.) Die Verſammlung iſt damit einverſtanden. 

3. Ich bringe weiters zur Kenntnis, daſs die Herren Gem. 
Räthe Taubler und Vaugoin ihr Ausbleiben von der heutigen 
Sitzung entſchuldigt haben. 

4. Von der Gasgeſellſchaft iſt folgendes Schreiben an den 
Herrn Bürgermeiſter eingelaufen, datiert vom 14. Juli 1892. 
(Gem.⸗Rath Frauenberger: Hört!) (Liest): 
| „Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 

Mit ſehr geſchätzter Zuſchrift vom 1. Juni 1892, Z. 102491, 
wurden wir in Kenntnis geſetzt, dafs der hochgeehrte Gemeinderath 
mit Beſchlufs vom 20. Mai l. J., Z. 22, den Wunſch ausge⸗ 
ſprochen hat, die ungeſäumte Vornahme der im § 4, Alinea 3 des 
Gasvertrages vom 22. Mai 1875 vorgeſehenen gerichtlichen 
Schätzung zu veranlaſſen. 

Wir ſind nun gerne bereit, dieſem Wunſche des hochgeehrten 
Gemeinderathes entgegenzukommen und willigen hiemit ein, daſßs 
die im § 4, Alinea 3 unſeres Gasvertrages vom 22. Mai 1875 
vorgeſehene gerichtliche Schätzung ſchon derzeit ohne weitere Rück⸗ 
ſichtnahme auf die diesbezügliche Zeitbeſtimmung des Gasvertrages 
vorgenommen werde. (Beifall.) Selbſtverſtändlich bleiben dadurch 
alle anderen Beſtimmungen des genannten Vertrages unberührt. 

Wir erbitten uns nunmehr die gefällige Anberaumung einer 
Beſprechung behufs Feſtſtellung der Durchführungsmodalitäten 
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hinſichtlich dieſer gerichtlichen Schätzung und zeichnen mit dem 
Ausdrucke ganz beſonderer Verehrung 
Euer Hochwohlgeboren 
ergebenſte 
Die Imperial⸗Continental⸗ 
Gas⸗Aſſociation.“ 

Es werden ſofort die nöthigen Schritte zur Durchführung 
dieſer Schätzung veranlaſst. 

5. Herr Johann Gedliczka, Obmann des Localcomités des 
Centralvereines zur Beköſtigung armer Schulkinder in Wien, im 
XIII. Bezirke hat dem Centralvereine als Erträgnis eines zu 
Gunſten desſelben veranſtalteten Wohlthätigkeitsfeſtes den Betrag 
von 366 fl. 14 kr. übermittelt. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. (Zuſtimmung.) 

6. Die Vorſtehung der Genoſſenſchaft der Friſeure ſpricht in 
einer Zuſchrift den Dank für die vom Gem.-Nathe gewährte Sub— 
vention von 200 fl. für die Fachſchule aus. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu 
verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (Liest): 

7. Interpellation des Gem.⸗Nathes Frauenberger: 

Heute war Schulſchluſs an den ſämmtlichen Volks- und Bürgerſchulen 
Wiens. 

Zur Schluſsfeier, welche in jeder Schule abgehalten wird, erſcheint nicht 
allein der geſammte Lehrkörper und die Schuljugend, ſondern auch zahlreiche 
Eltern, namentlich der austretenden Schüler. Es erſcheinen dort Mitglieder des 
Ortsſchulrathes und der hochw. Geiſtlichkeit. Daßs hiebei auch ein Vertreter 
der Gemeinde anweſend ſein ſollte, iſt wohl ſelbſtverſtändlich und war bisher 
auch in der Regel der Fall, außer in den wenigen Fällen, wo ein Verſäumnis 
zugrunde lag. 

Dieſe Rückſicht iſt die Gemeinde ihren Schulen ſelbſt, aber auch den 
Eltern der Kinder und der Lehrerſchaft ſchuldig. 

In dieſem Jahre iſt aber an keinen der Gemeinderäthe feitens des Prä⸗ 
ſidiums irgend eine Einladung ergangen, an einer ſolchen Schlufsfeier officiel theil⸗ 
zunehmen und haben alſo in ſämmtlichen Schulen Wiens zum erſtenmale die 
Vertreter der Gemeinde, außer wo ſie etwa gerade zufällig in einer anderen 
Eigenschaft auweſend waren — vollſtändig gefehlt. ö 
Ich erlaube mir daher an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu 
richten: ; 

Ob demſelben bekannt ift, dajs zur heutigen 
Schluſsfeier an den communalen Volks- und Bürger— 
ſchulen Wiens kein Mitglied des Gemeinderathes ge— 
laden war — und wenn ja, welches die Gründe ſind, 
die dieſe althergebrachte Gepflogenheit und Pflicht 
der Gemeinde Wien heuer als überflüſſig erſcheinen 
ließen. 

Feruer erlaube ich mir die Anfrage, ob der Herr 
Bürgermeiſter nicht geneigt wäre, in Hinkunft dafür 
zu ſorgen, dafs bei dieſen Schulfeierlichkeiten die Ge: 
meinde Wien wieder entſprechend vertreten werde. 

Bice-Bürgermeifler Dr. Richter: Ich kann nur ſoviel 
ſagen, daſs ſeitens des Bezirksſchulrathes eine Mittheilung über 


dieſe Schluſsfeierlichkeit an den Gemeinderath nicht gelangt iſt. 


Ich werde übrigens die Interpellation in der nächſten Sitzung 
beantworten. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Janotta (liest): 

8. Interpellation des Gem.-Nathes Djörup: 

Am 13. Juli d. J., nachmittags zwiſchen ½4 und 4 Uhr, iſt ein aus 
jogenannten Patentziegeln ausgeführtes Feld Flachgewölbe bei dem Neubau an 
der Ecke Mölkerbaſtei —Schottengaſſe eingeſtürzt. 

Theils durch die infolge des Einſturzes verurſachte Erſchütterung, theils 
vielleicht aus anderen Gründen bekamen andere Felder des Flachgewölbes Riſſe 
und ſenkten ſich derart, daſs weitere Einſtürzungen zu befürchten waren, wodurch 
Menſchenleben der dort Beichäftigten gefährdet wurden. ö 

Nachdem weder der anweſende Bauleiter des Herrn Architekten noch der 
Hauptpolier des vorgenannten Neubaues ſich veraulaſst gefühlt haben, die Bau— 
polizeibehörde von dem Einſturz zu verſtändigen, telephonierte ich gemäß § 100 
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unſerer Bauordnung ſofort aus nächſter Nähe des Uufallsortes an unſer Stadt— 
bauamt, damit eine Augenſcheins⸗-Commiſſion an Ort und Stelle die in hohem 
Maße gefahrvolle Mauerung zu ſiſtieren, eventuell geeignete Maßregeln gegen 
weitere Unglücksfälle zu treffen in der Lage ſei. 

Seitens des Stadtbauamtes hat ſich jedoch niemand beim vorgenannten 
Bauobjecte eingefunden, doch wurden unterdeſſen zwei geriſſene Gewölbe, die 
ſich flach geſenkt haben, auf meine Veranlaſſung einſtweilen gepölzt, worauf ich 
mich nach Verlauf einer halben Stunde ins Rathhaus begab, um mich per— 
ſönlich zu überzeugen, warum auf meine telephoniſche Anzeige hin von unſerem 
Stadtbauamt niemand auf der Unfallſtelle erſchienen iſt (zumal von der Polizei⸗ 
behörde ſich längſt eine Commiſſion an Ort und Stelle eingefunden hat), und 
ſiehe da, dort bekam ich zur Antwort, dajs kein Ingenieur Permanenzdienft 
hat, zwiſchen 2 und 5 Uhr nachmittags ein ſolcher in den ſeltenſten Fällen und 
nur zufällig im Bauamte erſcheint, permanent aber nicht anzutreffen iſt. 

Ich erlaube mir daher, mit Rückſicht auf die Wichtigkeit eines ſchnellen 
und correcten Vorgehens bei Bauunfällen, den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter 
anzufragen: 


Ob nicht in Anbetracht ſolcher, ſich während der 
Bauperiode bei Neubauten jährlich wiederholender Un— 
glücksfälle die Einführung eines Permanenzdieuſtes im 
Stadtbauamte nothwendig ſei, von welchen Maßregeln 
die Bauwelt in geeigneter Art und Weiſe zu verſtändigen 
wäre, damit die bauleitenden Organe nicht gezwungen 
ſind, in derlei Fällen die Polizei anzurufen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-⸗Rath Janotta (liest): 

9. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 

Vor Kurzem hat ein gewiſſer Anton Rogler, beſteuerter Käſehändler 
in Unter⸗Döbling, um Aufnahme in den Heimatsverband der Stadt Wien 
angeſucht. 

Der Genannte iſt ſeit dem Jahre 1841, alſo ſeit mehr als 50 Jahren 
in Unter⸗Döbling anſäſſig, zahlt ſeit 42 Jahren directe Steuer, iſt unbeſcholten 
und erfreut ſich des beſten Leumunds. 

Der Bezirksausſchuſs des XIX. Bezirkes hat demnach einhellig beſchloſſen, 
die Aufnahme des Anton Rogler in den Gemeindeverband zu befürworten. 

Mit Beſcheid des magtiſtratiſchen Bezirksamtes vom 11. Juli 1892, 

Z. 12524, wurde nun dem Bittſteller bekanntgegeben, dafs das Bezirksamt 
nicht in der Lage ſei, das Geſuch an den Stadtrath zu leiten, weil ein ent— 
ſprechender Lebensunterhalt nicht nachgewieſen erſcheine. 
N Abgeſehen davon, dafs dieſe Motivierung im gegebenen Falle unrichtig 
iſt, weil Petent einen Käſehandel betreibt und ſich ſeinen Lebensunterhalt ver— 
dient, iſt dieſer Fall in hohem Grade geeignet, in der Bevölkerung der über— 
nommenen Vororte die Befürchtung zu erzeugen, daſs die Gemeinde Wien 
ihrer Pflicht als Rechtsnachfolgerin der Vorortegemeinden nicht nachkommen 
will, denn die Gemeinde Umter- Döbling hätte keinen Augenblick Anſtand 
genommen, dem Geſuchſteller die Zuſtändigkeit zu verleihen. 

Es geht doch nicht an, Perfonen, welche ein halbes Jahrhundert in dem 
heutigen Gemeindegebiete von Wien ſeſshaft find und Steuer zahlen, einfach 
deshalb von der Juſtändigkeitsverleihung auszuſchließen, weil dieſelben kein 
Vermögen nachweiſen, und es iſt in einem ſolchen Falle Ehrenpflicht der 
Gemeinde, mehr liberal vorzugehen. 

Unter der früheren Gemeindeverwaltung der Stadt Wien wurde in der 
That ſo vorgegangen, während jetzt vom Gemeinderaths-Präſidium an die 
Bezirksämter die Weiſung ergangen zu ſein ſcheint, dafs nur wohlhabenden 
und in ſehr günſtigen Verhältniſſen befindlichen Perſouen die Zuſtäudigkeit zu 
verleihen ſei. 

Es entſpricht gewiſs nicht dem Anſehen und der Würde der Reichs⸗ 
hauptſtadt, armen Leuten im Hinblick auf die Befürchtung, dafs dieſelben ein— 
mal um eine Pfründe einſchreiten könnten, die Zuſtändigkeit zu verweigern, 
und fragt der Gefertigte: 


1. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, den Fall 
Rogler prüfen und eventuell die Verhandlung über 
deſſen Geſuch reaſſumieren zu laſſen? 

2. Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, die Normen 
für die Verleihung der Zuſtändigkeit eventuell einer 
entſprechenden Anderung zu unterziehen? 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem. Rath Jauotta (liest): 

10. Interpellation des Gem.-Nathes Steiner: 

Nachdem ſeit der adminiſtrativen Vereinigung der Vororte mit Wien 
bereits ein längerer Zeitraum verſtrichen iſt, während deſſen die Eintheilung 


und Gehaltsregelung bezüglich der von den Vorortegemeinden übernommenen 
Beamten und Diener hätte durchgeführt werden können; 
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nachdem ferner ein Theil der Angeſtellten der ehemaligen 
Vorortegemeinden durch ungerechtfertigtes Avancement knapp 
vor der Durchführung der Einverleibung ungebürlich hohe 
Gehalte bezieht, während andererſeits verdiente, tüchtige und 
brauchbare Beamte der ehemaligen Vororte zu untergeordneten Dienſt— 
leiſtungen verwendet und im Verhältnis zu ihren Leiſtungen ſowie zu den 
Bezügen der übrigen Gemeindebeamten ſchlecht bezahlt werden, ſtellt der 
Gefertigte an den Herrn Bürgermeiſter die Aufrage: 


Iſt Ausſicht vorhanden, dafs in dieſer Angelegen— 
heit baldigſt eine definikive Entſcheidung getroffen wird? 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich kann darauf er⸗ 
widern, dass dieſe Frage unter einem mit der Syſtemiſierung des 
geſammten Beamtenſtatus zur Entſcheidung kommen wird. Ein 
Theil dieſer ſehr langwierigen und ſchwierigen Arbeit iſt voll— 
endet, aber es iſt erklärlich, daſs jetzt an die Durchführung der— 
ſelben ſowie an die Berathung und Beſchluſsfaſſung nicht gegangen 
werden kann. Ich glaube, dafs im September die ganze Ange— 
legenheit vor den Gemeinderath kommen wird. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta (liest): 

11. Interpellation des Gem.⸗Nathes Seiler: 


Zeitungsnachrichten zufolge hat in jüngſter Zeit eine Gerichtsverhandlung 


ſtattgefunden, bei welcher eine Frau, die wegen Vernachläſſigung pflichtgemäßer 
Obſorge (begangen dadurch, dafs fie zu ihrem ſchwer erkrankten Kinde keine 
ärztliche Hilfe in Auſpruch nahm) angeklagt war, freigeſprochen werden muſste, 
weil fie nachgewieſen hatte, dass fie trotz eifrigſter Bemühungen nicht im 
Stande war, ärztliche Hilfe zu requirieren. Der Richter begründete ſein frei— 
ſprechendes Erkenntnis damit, er fer zur Überzeugung gelangt, dass es in 
Wien mit der ärztlichen Hilfe zur Nachtzeit ſehr ſchlecht beſtellt ſei. ö 

Thatſächlich macht ſich dieſer Mangel einer organiſierten ärztlichen Hilfe 
zur Nachtzeit, insbeſondere für die ärmere Bevölkerung, und dies ganz ſpeciell 
in den Hochſommermonaten in ſehr fühlbarer, oft auch gefahrbringender Weiſe 
bemerkbar. , 

Die einzige Organiſation zur Abhilfe dieſes Ubelftandes, welche vor circa 
5½ Jahren von der Wiener Rettungs-Geſellſchaft ins Leben gerufen wurde, 
nämlich der unentgeltliche Nachtdienſt von 23 Arzten und 20 Hebammen der 
Geſellſchaft in den verſchiedenſten Bezirken Wiens (nach den Berichten der 
genannten Geſellſchaft beſorgten dieſe in der erwähnten Periode über 6000 
ärzkliche Nachtviſiten unentgeltlich), wurde am 2. Jänner d. J. infolge eines 
dem Herrn Bürgermeiſter wohl bekannten Magiſtratserlaſſes aufgelaſſen. 

In Anbetracht dieſer angeführten Thatſachen und in weiterer Erwägung 
des Umſtandes, daſs doch die Commune Wien in erſter Linie dazu berufen 
erſcheint, für eine hinreichende ärztliche Hilfe bei Tag und Nacht Sorge zu 
tragen, erlaube ich mir, an den Herrn Bürgermeiſter die höfliche Anfrage 
zu ſtellen: 


Welche Maßuahmen hat der Herr Bürgermeiſter 
getroffen, um den von der Rettungs-Geſellſchaft bereits 


vor ſechs Monaten aufgelaſſenen ärztlichen Nachtdienſt— 


zu erſetzen, und was gedenkt der Herr Bürgermeiſter 
zu thun, um überhaupt den Mangel an ärztlicher Hilfe 
zu beheben und ſo dem beſtehenden, den Ruf der Stadt 
Wien ſchädigenden, inhumanen Zuſtande ein Ende 
zu machen? 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Dieſe Interpellation 
wird in der nächſten Sitzung beantwortet werden. 


12. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Linke: 
Sehr geehrter Herr Bürgermeiſter! 

Bereits am Dienstag den 14. Juni l. J. habe ich als Vertreter des 
XI. Bezirkes über Anregung des hieſigen Bezirksvorſtehers und mehrerer Bezirks— 
ausſchüſſe, unmittelbar vor der Gemeinderathsſitzung, in aller Eile einen Dring⸗ 
lichkeits-⸗Antrag eingebracht, in welchem ich um eine augenblickliche. Unterſtützung 
der durch die Überſchwemmung verunglückten Familien in Kaiſer-Ebersdorf 
gebeten habe. — ent n 

Nachdem dieſes Geſuch wegen Kürze der Zeit in dieſer Sitzung nicht mehr 
vorgebracht werden konnte, hat mir der Herr Bürgermeiſter, in Anbetracht der 
Dringlichkeit der Sache, augenblickliche Erhebungen zugeſagt. 

Ich war deshalb der Meinung, daßs dieſer Dringlichkeits⸗Antrag, welcher 
in der Gemeinderathsſitzung am 17. Juni l. J. an den Stadtrath verwieſen 
wurde, ſchon in der nächſten Sitzung dem Gemeinderathe zur Beſchluſsfaſſung 
vorgelegt werden wird, und dies umſomehr, als ich mich in dieſem Antrage auf 
die ämtlich gepflogenen Erhebungen des Central-Überſchwemmuugs⸗Comites bezog 
und dieſe Erhebungen ſogleich conftatiert werden konnten. . 

Allein ſeit dieſer Zeit ſind ſchon nahezu vier Wochen verfloſſen, und die 
Nothleidenden, welche einer augenblicklichen Unterſtützung ſo ſehr bedürftig waren, 


RAA RNS N N N N N NN N TNC NN NN NN N N NY N NN 


1801 


mn — 


haben noch immer — das leere Nachſehen, ſind großentheils in Schulden gerathen 
oder ſie müſſen betteln gehen. 

Als wir noch eine ſelbſtändige Gemeinde waren und unſer Vermögen 
noch beſaßen, muſste ſich der Bürgermeiſter ſogleich perſönlich an die Unglücks— 
ſtätte begeben, um die Verunglückten zu tröſten, und wurde nach Möglichkeit 
ohne Aufſchub Unterſtützung geboten. 

Man ſollte deshalb glauben, daſs die Großcommune Wien, welche nicht 
bloß das Vermögen, ſondern auch die Pflichten der eimverleibien Gemeinden 
übernommen hat, in gleicher Weiſe vorgehen werde. 

Nachdem ſich ſchon unſer Bezirksvorſteher wegen der ſchleunigen Erledigung 
dieſer Petition bei dem Herrn Bürgermeiſter verwendet hat, ſo ſehe ich mich 
über allſeitiges Drängen veranlafjst, an den Herrn Bürgermeiſter die Frage zu 
richten: 


I. Warum hat ſich der Bürgermeiſter von der 
Nothlage der durch die Überſchwemmung verunglückten 
Familien in Kaiſer-Ebersdorf nicht perſönlich überzeugt? 

2. Warum hat mein Dringlichkeits-Antrag wegen 
Unterſtützung dieſer nothleidenden Familien die bedauer— 
liche Verſchleppung von vier Wochen erlitten? 

3. Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun, 
um denjenigen, der an dieſer unheilvollen Verſchleppung 
Schuld trägt, zur Verantwortung zu ziehen und meinen 
Dringlichkeits-Antrag ſofort der Erledigung zuzuführen? 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich kann den Herren 
vorläufig nur mittheilen, daſs ſofort nach Einreichung des Antrages 
Veranlaſſung getroffen wurde, daſs Erhebungen vorgenommen 
werden, weiters wurde die Sache auch urgiert. Im übrigen werde 
ich dieſe Interpellation in der nächſten Sitzung beantworten. Wir 
ſchreiten zur Tagesordnung. 


13. Neferent Gem.-Rath v. Götz referiert ad Beilage 
Nr. 105. Der Act betrifft die Renovierung des ehemaligen Ge— 
meindehauſes in Hütteldorf. Bei Gelegenheit der beabſichtigten Um— 
geſtaltung der früheren Kanzleiräume im Hütteldorfer Gemeinde— 
hauſe zu Wohnungen, hat ſich ergeben, dass dieſes Haus, ſchon 
urſprünglich wenig ſolid hergeſtellt, gegenwärtig ſich in außer— 
ordentlich verwahrlostem Zuſtande befindet, fo daſs von der Com: 
miſſion, welche den Bauzuſtand unterſuchte, ſofort die Pölzung faſt 
des ganzen ebenerdigen Tractes und einer Wohnung im erſten 
Stocke verfügt werden muſste, ſollte nicht durch die Belaſſung des 
dermaligen Zuſtandes eine ſchwere Gefährdung der eingemieteten 
Parteien herbeigeführt werden. 

Die Commiſſion hat ſodann über Auftrag des Stadtbauamtes 
Erhebungen gepflogen, welche Arbeiten durchgeführt werden müſſen, 
und das Stadtbauamt hat auf Grund dieſer Erhebungen einen 
Koſtenanſchlag verfaſst, nach welchem die Adaptierungs- und Reno⸗ 
vierungsarbeiten für das ganze Haus einen Betrag von 11.914 fl. 
28 kr. erfordern. 

Ohne die Durchführung dieſer Renovierungsarbeiten iſt an 
die Vermietung der Localitäten nicht zu denken. Die Sache iſt 
äußerſt dringlich und deshalb ſtellt der Stadtrath Ihnen folgenden 
Antrag (liest): 

„Es ſei die Renovierung des ehemaligen Gemeinde— 
hauſes in Hütteldorf, Hauptſtraße Or.-Nr. 42 mit dem 
approximativen Koſtenbetrage von 11.900 fl. zu ge— 
nehmigen. Die Zimmermanns- und Schieferdecker— 
arbeiten ſind im Wege einer mit kürzeſtem Termine 
auszuſchreibenden Offertverhandlung, die übrigen Ar— 
beiten an die Erſteher der currenten Arbeiten zu ver— 
geben. | 

Die Auslagen werden auf den Reſervefond ver- 


wieſen. 
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Gem.-Rath Eigner: Ich erlaube mir, an den Herrn 
Referenten die Anfrage zu richten, ob das Haus ſtockhoch iſt? 

Referent: Ja. 

Gem.-Nath Eigner: Iſt es ein Eck- oder Mittelhaus? 

Referent: Ein Mittelhaus. 

Gem.-Nath Eigner: Wieviel Fenſter? 

Referent: Es hat zwei Seitentracte. 

Gem.-⸗Nath Eigner: Gaſſenfront? 

Referent: 12 Fenſter Gaſſenfront. 

Gem.-Rath Eigner: Ich glaube, meine Herren, da könnte 
man für das Geld ein Haus mit zwei Stockwerken aufbauen. Was 
wird denn da eigentlich gemacht? Wenn uns der Herr Referent 
nur etwas ſagen würde; denn, wenn man 11.000 fl. ausgibt, 
muſs man doch wiſſen wofür. 

Referent: Es find folgende Arbeiten erforderlich: Das Haus 
beſteht aus einem Gaſſentract und einem Seitentract und hat ein 
Zinserträgnis von 4800 fl., im Hauſe iſt auch ein Wirtshaus 
untergebracht. Das Haus repräſentiert nach dem Bauamtsprotokolle 
einen Wert von 40.000 fl. Nothwendig ſind: Die Herſtellung der 
Baumeiſterarbeiten im Betrage von 1936 fl. 86 kr., Stuffatur- 
arbeiten mit 948 fl. 30 kr., Zimmermannsarbeiten mit dem Betrage 
von 4205 fl. 96 kr. — das iſt die Hauptausgabe, weil der ganze 
Dachſtuhl ſchlecht iſt — dann die Spenglerarbeiten im Betrage 
von 555 fl. 55 kr., die Schieferdeckerarbeiten mit 2197 fl. 94 kr., 
die Bautiſchlerarbeiten mit 860 fl. 50 kr., die Schloſſerarbeiten 
im Betrage von 200 fl., die Anſtreicherarbeiten mit 224 fl. 42 kr., 
die Glaſerarbeiten mit 45 fl. 95 kr., die Zimmermalerarbeiten mit 
dem Betrage von 288 fl. 80 kr., die Herſtellung der Aborte mit 
50 fl. und endlich für unvorhergeſehene Fälle — Einmauern der 
Tramköpfe, Pflaſterung der Einfahrt — gegen Detailverrechnung 
mit 400 fl. Es ſind die ganzen Tram- und Dippelböden ver— 
morſcht, es iſt daher die Herſtellung dringend nothwendig. 

Gem.-Nath Eigner: Ich erlaube mir noch die Anfrage an 
den Herrn Referenten, ob das Haus in der Baulinie ſteht? 

Referent: Ja, es ſteht in der Baulinie, es iſt vor 17 Jahren 
gebaut worden. 

Gem.-Nath Eigner: In der neuen Baulinie? 

Aeferent: Jawohl, in der neuen. 

Gem-Nath Eigner: Es gibt nämlich auch Häuſer, die erſt 
vor fünf Jahren gebaut worden ſind und nicht in der Baulinie 
ſtehen. Alſo, vor 17 Jahre iſt es gebaut worden? Was für ein 
Baumeiſter hat es denn gebaut? Den möchte ich kennen. 

Referent: Er iſt ſchon todt. 

Gem.-Nath Eigner: Wer hat denn die Aufficht darüber 
gehabt? Ich mußs bedauern, daßs trotz der Aufſicht, welche geübt 
wurde, nach 17 Jahren ein Haus ſo total hin iſt. Da ſtehen 
nur die Mauern dort, alles andere müſſen wir wegnehmen. Es 
wäre geſcheiter, man reißt den ganzen Krempel nieder und bant 
ein neues Haus. Wenn Sie ein biſschen was dazugeben, bekommen 
Sie ein neues Haus; ich baue Ihnen gleich ein ſolches. (Bravo⸗ 
Rufe und Heiterkeit.) Ich glaube, dass die Eintheilung des 
Hauſes nichts nutz iſt und glaube, dass der Gemeinderath klüger 
wäre, wenn er das Haus verkaufen oder niederreißen würde. 
Wenn Sie ſo fortfahren und für Adaptierungen ſoviel Geld in 
einen alten Krempel hineinſtecken, ſo haben Sie wieder nur ein 
altes Haus, ſonſt nichts. 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Dafür daſs das Haus fen 
gebaut worden ift, kann niemand. Die Vertretung der Gemeinde 
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Hütteldorf, welche es im Jahre 1874 gebaut hat, iſt heute nicht 
mehr am Ruder. Nun möchte ich an den Herrn Referenten mir 
die Anfrage erlauben, ob wieder ein Gaſthauslocale hineinkommen 
ſoll? | 

Referent: Ich weiß nichts. 

Gem.⸗Nath Ziegelwanger: Wie können Sie über ein 
ſolches Koſtenerfordernis von 12.000. fl. referieren, wenn Sie 
nicht einmal einen Plan haben? Ich erlaube mir den Antrag zu 
ſtellen, dafs dieſes Referat vertagt werde, und der Herr Referent 
beim nächſten Referate wenigſtens einen Plan habe, damit wir 
wiſſen, was aus dieſem Hauſe werden ſoll. Ich glaube, wenn 
dort wieder ein Gaſthaus iſt, daſs der Wirt nicht fortkommt. Der 
Wirt, welcher jetzt aus dem Hütteldorfer Gemeindehaus ausgezogen 
iſt, hat das ehemalige Caſino gekauft. Er iſt ein tüchtiger Wirt 
und neben ihm kann keiner fortkommen. Es wird das Verhältnis 
eintreten, wie früher zwiſchen dem Caſino und Gemeindehaus. 

Im Gemeindehauſe iſt der Wirt fortgekommen. Vom Ge— 
meindehauſe iſt jetzt der Wirt ins Caſino und nun wird der 
andere nicht fortkommen. Ich glaube, es wäre am beſten, meinen 
Antrag anzunehmen, dajs dieſes Referat vertagt werde und wir 
wiſſen, was referiert wird und was aus dem Gemeindehauſe 
gemacht werden ſoll. Es wäre am beſten, wenn Wohnungen 
daraus gemacht würden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt niemand mehr 
zum Worte gemeldet. Die Debatte iſt geſchloſſen. Der Herr 
Referent hat das Schluſswort. 

Referent: Ich möchte vor allem conſtatieren (Gem. Rath 
Ziegelwanger ruft: Ich bitte, ich habe einen Vertagungs— 
Antrag geſtellt! — Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ja, ich 
weiß es!), daßs, wie ich das Referat bekommen habe, ich ſelbſt 
erſtaunt war über die Höhe der Beträge, die hier für die Re— 
novierung und Adaptierung nothwendig ſind, und ich habe ſofort 
das Präſidium gebeten, es möge eine Commiſſion einſetzen, damit 
fie an Ort und Stelle erhebe, ob dieſe Arbeiten abſolut noth— 
wendig ſind, ob das Wirtshaus bleibt oder nicht. Die ebenerdigen 
Localitäten werden dann durch Scheidemauern abzutheilen ſein, 


ſowie es im erſten Stockwerke nothwendig iſt, wo der Sitzungsſaal 


und die Kanzleilocalitäten zu Wohnräumlichkeiten umgeſtaltet werden 
müſſen. Ich glaube alſo, es würde damit, daſs vorerſt ein Plan 
vorgelegt wird, nicht mehr erreicht werden, nachdem zwei Com— 
miſſionen ſchon an Ort und Stelle geweſen ſind, und ich glaube, 
es wäre aus dem Grunde ſchade, die Sache zu vertagen, weil, 
wenn die Arbeiten jetzt raſch durchgeführt werden, wir binnen vier 
bis ſechs Wochen in der Lage ſind, die Räumlichkeiten zu ver— 
mieten und dadurch ein Erträgnis zu erzielen. Ich bitte daher, 
die Vertagung abzulehnen und dafür zu ſtimmen, dass der Betrag 
für die Renovierung des Gebäudes genehmigt werde. 

Gem.⸗Nath Ziegelwanger: Ich habe den Herrn Referenten 
thatſächlich zu berichtigen. Denn ich glaube, es iſt unbegreiflich, 
warum kein Plan vorliegt. Der Herr Referent hat geſagt, er 
braucht keinen Plan. Ja, wenn ein Sachverſtändiger referieren 
würde, glaube ich, dafs er ohne Plan nicht referiert hätte. Ich 
erſuche alſo die Herren, dem von mir geſtellten Antrage zuzu— 
ſtimmen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: 
rath, iſt, glaube ich, keine Berichtigung. 

Gem. -»Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Es 
wurde vom Herrn Gem.-Rathe Ziegelwanger erwähut, dass 


Das, Herr Gemeinde— 
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St.⸗R. Müller der Commiſſion beigezogen war. Nachdem St.-R. 
Müller anweſend iſt und ich Wert darauf lege und jedenfalls 
auch der ganze Gemeinderath, den Herrn St.⸗R. Müller in 
dieſer Angelegenheit zu hören, ſo beantrage ich die Wiederaufnahme 
der Debatte und dem Herrn St.-R. Müller das Wort zu 
ertheilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt die Wieder⸗ 
aufnahme der Debatte beantragt. Ich bitte jene Herren, welche 
dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht; nach 
einer Pauſe:) Angenommen. 

Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe eine Einladung be⸗ 
kommen, mich an dieſer Commiſſion zu betheiligen. Nachdem ich 
aber gleichzeitig eine Commiſſion bei der Franzensbrücke gehabt 
habe bezüglich des Projectes der Nothbrücke, ſo habe ich mich 
daran nicht betheiligt. 

(Rufe links: Hört! Große Unruhe.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Ich bitte um Ruhe. 

Gem.-Nath Eigner: Ich erlaube mir nur wenige Worte 
an den Herrn Referenten oder den Herrn Vorſitzenden zu richten, 
daſs das nächſtemal, wenn die Sache wirklich vertagt wird, am 
Referententiſche ein Sachverſtändiger ſitzt, der ſachkundig und der 
mehr Herr des Gegenſtandes iſt. 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Ich komme auf meinen früheren 
Antrag zurück und da die Debatte wieder eröffnet iſt, ſo ſtelle ich 
nochmals den Antrag, die Sache zu vertagen, einen ordentlichen 
Plan vorzulegen und ferner, dafs kein Gaſthaus mehr hineinkommt. Es 
iſt ſehr bedauerlich, wenn der Referent ſagt, St.-R. Müller 
war bei der Commiſſion und er iſt nicht dabeigeweſen. Das zeigt, 
daſs die Herren Stadträthe gar nichts wiſſen. (Unruhe rechts.) 

Gem.-Nath Jedliéka: Ich mufs es ſehr bedauern. Dieſem 
Herrn v. Götz iſt ſchon im vorigen Jahre das Malheur paſſiert, 
daſs er bei einem Referate in Hütteldorf einen hat ausziehen 
laſſen, der dort nicht gewohnt hat. Heute erzählt er uns Ritter— 
geſchichten, er ſagt, daſs Jemand dort war, der nicht dort war. 
Wenn er referiert, ſoll er wiſſen, was er zu referieren hat und 
uns nicht zum Narren halten. (Unruhe.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich glaube, dass es 
nicht zuläſſig iſt, in dieſer Weiſe zu einem Collegen zu ſprechen. 

Gem.-Nath Jedliéka: So ſoll er uns nicht zum Narren 
halten. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Das iſt ein Ausdruck, 
den ich nicht geſtatten kann. 

Referent: Ich erlaube mir zu conſtatieren, dass ich gejagt 
habe, daſs eine Commiſſion infolge meines Erſuchens an das 
Präſidium einberufen wurde, und habe erwähnt, dass zu derſelben 
auch Herr St.-R. Müller eingeladen wurde. Es waren vom 
Stadtbauamte drei Herren, ſowie meine Wenigkeit draußen. Wir 
haben das ganze angeſehen und gefunden, dass es eine abſolute 
Nothwendigkeit iſt. Dazu braucht man nicht Baumeiſter zu ſein, 
um zu ſehen, dass, wenn die Dippelbäume und Tramböden abge⸗ 
morſcht und geſtützt ſind, neue gemacht werden müſſen. Dazu 
braucht man nichts zu wiſſen, und nachdem in den Koſtenberech— 
nungen alle Preiſe im Detail angegeben ſind, iſt es nicht ſo ſchwer, 
die Sache nachzurechnen; dazu braucht man nicht Baumeiſter zu 
fein. Ich glaube, dafs es im Intereſſe der Commune iſt, dass 
dieſe Localitäten, deren Vermietung ein Zinserträgnis von circa 
4700 fl. ausmacht, bald vermietet werden. Infolge deſſen iſt es 
nöthig, die Adaptierungen und Renovierungen vorzunehmen. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Gegen den Antrag des Referenten iſt von Herrn Gem. 


Rath Ziegelwanger der Antrag geſtellt worden: „Das 
Referat wird vertagt, und iſt unter Vorlage eines 


Planes neuerlich Bericht zu erſtatten.“ (Gem. Rath 
Ziegelwanger: Auch ſoll kein Gaſthauslocale mehr gemacht 
werden!) Das iſt nicht Gegenſtand des Referates, das mußs ſeparat 
beantragt werden. Jene Herren, welche dem Vertagungs Antrage 
des Herrn Gem.-Rathes Ziegelwanger zuſtimmen, wollen die 
Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. (Beifall.) 


14. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler (von der Tribüne): 
Beilage Nr. 121. Der Bezirksſchulrath hat ſich in einer Note an 
die Gemeinde gewendet mit der dringenden Aufforderung, für 
Schullocalitäten im XIII. Bezirke Penzing Sorge zu tragen, weil 
daſelbſt beim kommenden Schuljahre die zuwachſenden Schüler nicht 
mehr untergebracht werden e nachdem dermalen ſchon Wechſel— 
unterricht ſtattfinden muſs. Insbeſondere ergibt ſich die Nothwen— 
digkeit, dort eine Bürgerschule einzurichten. Es iſt nun nicht möglich, 
in der Kürze der Zeit irgend einen neuen Schulbau aufzuführen, 
es iſt andererſeits auch nicht möglich, nach einer Außerung des 
Obmannes des Ortsſchulrathes des XIII. Bezirkes, eine Schule in 
dieſem Bezirke, beziehungsweiſe in Penzing, einzumieten. Es hat 
ſich jedoch herausgeſtellt, daſs die Möglichkeit vorhanden iſt, einige 
Localitäten im ſogenannten Armenhauſe in Penzing, welches früher 
einmal eine Schule geweſen iſt und ſpäter zum Armenhauſe adaptiert 
worden iſt, ausfindig zu machen, Localitäten, die eventuell für 
Schulzwecke adaptiert werden können. Von Seite des magiſtratiſchen 
Armendepartements wird bemerkt, dass die Unterbringung der dort 
bisher untergebrachten Pfründner keine Schwierigkeiten machen wird. 
Bedauerlich iſt nur, daſs die Unterbringung dieſer Schule, be— 
ziehungsweiſe der benöthigten fünf Lehrzimmer, der Gemeinde 
ziemliche Koſten verurſacht. Es wird nämlich hiefür nach dem 
Voranſchlage ein Koſtenbetrag von 8610 fl. 56 kr. beanſprucht, 
ein Koſtenbetrag, deſſen Höhe dadurch entſtanden iſt, daſs es ſich 
gezeigt hat, die Decken ſeien in erheblicher Weiſe ſchadhaft, fo dass 
eine namhafte Ausbeſſerung dieſer Deckenconſtructionen vorgenommen 
werden muss. Wenn auch die Schule in dieſem Hauſe nicht unter— 
gebracht würde, würde ſich wahrſcheinlich die Nothwendigkeit ergeben, 
dieſe Deckenconſtructionen auch ohnehin einer Ausbeſſerung unter— 
ziehen zu laſſen. Es wird nun zu dieſem Zwecke beantragt (liest): 
„Es ſei die Adaptierung des Armenhauſes in Penzing 
zu Volksſchulzwecken und die Beiſtellung der inneren 
Einrichtung mit einem Geſammtkoſtenerforderniſſe von 
86 10 fl. 56 kr. ö. W. zu genehmigen, zur Rubrik XII 49 
ein Zuſchuſseredit von 6036 fl. 63 kr. und zur 
Rubrik XIIII 2 ein Zuſchuſ ſseredit im Betrage von 
2573 fl. 93 kr. zu bewilligen.“ Ich erſuche um Annahme 
des Antrages. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Es iſt keine Einwendung. 
Ich bitte jene Herren, welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die Adaptierung des Armenhauſes in 
Penzing zu Volksſchulzwecken die Beiſtellung 
mit einem Geſammtkoſten— 

56 kr. ö. W. zu 


und 
der inneren Einrichtung 


erforderniſſe von 8610 fl. geneh— 
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migen, und zur Rubrik XILIII 2 einen Zuſchuſscredit 
im Betrage von 2573 fl. 93 kr. zu bewilligen. 

15. Referent Gem.-Nath v. Götz: Ich habe zu referieren zur 
Beilage 89. Das Referat bezieht ſich auf die Einführung der Gas— 
beleuchtung für ſechs Schulen im XVI. und XVII. Bezirke. Zu⸗ 
folge Anſuchens des Ortsſchulrathes des XVI. und XVII. Bezirkes 
wurden in ſechs Schulen, und zwar im XVI. Bezirke Mildeplatz, 
Abelegaſſe, Hauptſtraße, Payergaſſe und Habsburgplatz; im 
XVII. Bezirke Leopoldigaſſe Localcommiſſionen abgehalten, welche 
die Einführung der Gasbeleuchtung in den betreffenden Schulen 
durch Verlegung des Nachmittags⸗Unterrichtes von 1 bis 3 Uhr 
auf 2 bis 4 Uhr, dann durch den Beſtand desſelben Unterrichtes 
und die ungünſtige Situation der Lehrzimmer und mit Rückſicht 
auf den abends abzuhaltenden gewerblichen Unterricht als dringend 
nöthig erſcheinen laſſen. Laut vorgelegtem Koſtenvoranſchlag iſt für 
die Herſtellung der Einrichtung für dieſe ſechs Schulen ein Betrag 
von 6722 fl. 37 kr. nothwendig, welcher laut Mittheilung der 
Buchhaltung auf Rubrik IV 43 keine Bedeckung findet. 

Nachdem nun der für das Jahr 1892 für die Schulen ein⸗ 
geſtellte Betrag von 10.000 fl. durch die bewilligten Herſtellungen 
für achtzehn Schulen im XII., XIII., XIV. und XVIII. Bezirk 
bereits erſchöpft wird, ſo wird beantragt, einen Nachtragseredit 
zu gewähren und ſtellt daher der Stadtrath den Antrag (liest): 

„Die Einrichtung, beziehungsweiſe Ergänzung der 
Gasbeleuchtung in folgenden ſtädtiſchen Schulen im 
XVI. Bezirke: Hauptſtraße 158 — Wagnergaſſe 27, 
Mildeplatz 3 — Seitenberggaſſe 10, Abelegaſſe 29 — 
Langegaſſe 32, Payergaſſe 18, Habsburgplatz; im 
XVII. Bezirke: Leopoldigaſſe 37, im approximativen 
Koſtenbetrage von 6722 fl. 37 kr., ſowie die jährlichen 
approximativen Gasmehrconſumskoſten per 1075 fl. zu 
genehmigen und einen Zuſchuſscredit zur Ausg.-Rubr. 
XLIII 4 „Beleuchtung der Volksſchulen“ in der Höhe 
des ganzen Erforderniſſes zu bewilligen.“ 

Ich bitte, dieſen Antrag zu genehmigen. 

Gem.-Nath Erndt: Wenn ich recht gehört habe, ſoll die 
Gasbeleuchtung in Schulen eingeführt werden, wo das Gas noch 
nicht eingeführt iſt. Es wird jetzt mit Auer'ſchem Gaslicht ein 
ſehr großes Erſparnis erzielt. Ich glaube, es wäre angezeigt, wenn 
man ſchon eine neue Einrichtung macht, vielleicht hier das Auer'ſche 
Licht zu nehmen. Das wäre jedenfalls von Vortheil und würde 
eine große Erſparung bedeuten. Ich ſtelle daher den Antrag, in 
dieſen Schulen das Auer'ſche Glühlicht einzuführen. 

Gem.-Nath Trambauer: Dem Referate habe ich entnommen, 
daſs die Schulſtunden ſtatt von 1 bis 3, wie es gegenwärtig iſt, 
auf 2 bis 4 Uhr verlegt werden ſollen. Ich möchte doch wiſſen, 
warum dies geſchieht. Wenn die Kinder Jahrzehnte lang und bis 
heute von 1 bis 3 Uhr in die Schule gegangen ſind, ſo hätten auch 
weiter dieſe Stunden eingehalten und nicht der Gemeinde Wien 
unnütze Auslagen verurſacht werden ſollen. Es wird eine Ausgabe 
von circa 8000 fl. beantragt. Ich möchte doch den Stadtrath 
bitten, daſs er etwas ſchonend mit dem Säckel der Gemeinde um— 
geht. Die Kinder können ganz gut von 1 bis 3 in die Schule 
gehen. Wir haben nothwendigere Sachen, zu denen wir unſer 
Geld brauchen; ich möchte daher den Antrag ſtellen, das Referat 
abzulehnen. 

Gem.-Nath Jedliéka: Ich bitte auch darauf Rückſicht zu 
nehmen, meine Herren, daſs es nothwendig werden wird, auch 
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ſpät abends in den Schulen Unterricht zu ertheilen — wann ſollen 
dann die anderen Kinder in die Schule gehen, wenn Schulſtunden 
von 2 bis 4 Uhr abgehalten werden? Ich bitte alſo, es bei der 
alten Eintheilung zu belaſſen. 


Cem.-Rath Matthies: Ich glaube, das die Schulſtunden 
wie in den alten auch in den neuen Bezirken abgehalten werden 
ſollen. Es ſoll nicht zweierlei Unterrichtsſtunden geben. Ich bitte 
daher, den vom Referenten geſtellten Antrag anzunehmen. Wir 
dürfen nicht vergeſſen, daſs manchmal im Winter bei Schneegeſtöber 
und dergleichen es auch ſchon um 3 Uhr dunkel iſt, daſs der 
gewerbliche Unterricht in den Abendſtunden ſtattfindet und in 
Zukunft auch die gewerblichen Fortbildungsſchulen bedeutend ver— 
mehrt werden müſſen. 


Aus dieſem Grunde braucht man eben eine Beleuchtung; dem 
Collegen aus dem IX. Bezirke möchte ich ſagen, daſs der von 
ihm geſtellte Antrag in Betreff der Einführung des Auer'ſchen 
Glühlichtes abſolut nicht angenommen werden ſoll, weil dieſes 
Licht noch nicht ſoweit vorgeſchritten iſt und es nicht angeht, 
mit Gläſern und Cylindern in Schulen zu hantieren, insbeſondere 
deshalb nicht, weil man oft eine halbe Stunde zum Anzünden 
braucht. Ich erſuche daher um Annahme des Neferenten-Antrages. 


Gem.-Nath Eigner: Ich werde den Gemeinderath erſuchen, 
dem Antrage des Referenten zuzuſtimmen; denn ich glaube, dass 
es ſehr nothwendig iſt. Ich bedauere, dass es überhaupt noch 
Schulen gibt, die nicht einmal eine Beleuchtung haben. Ferner 
muſs ich bemerken, dafs in den inneren Bezirken vielleicht Schulen 
genug ſind, aber ſehen Sie nur in den XVII. Bezirk. Dort gibt 
es 16 bis 18 Schulclaſſen; die Kinder müſſen bis in die Nacht in 
die Schule gehen und haben kein Licht. In Hernals ſollten zwei 
Schulen ſtatt einer gebaut werden. Heute gibt es 10 bis 
12.000 Schulkinder, in den nächſten Jahren werden noch mehr 
ſein. Ich erſuche Sie daher, den Antrag anzunehmen. 


Referent (zum Schlusswort): Was die Verlegung der Schul— 
ſtunden betrifft, ſo ſind in den meiſten Schulen die Schulſtunden 
von 2 bis 4 Uhr, und wir haben keinen Einfluſs auf die Ein- 
führung der Schulſtunden, weil dies von Seiten der Schulbehörden 
geſchieht. Was die Durchführung der Beleuchtung in dieſen Schulen 
betrifft, ſo wurde dagegen kein Einſpruch erhoben; es wurde nur 
der Wunſch geäußert, das Au er'ſche Licht einzuführen. Ich kann 
das, was Herr College Matthies gejagt hat, beſtätigen, dass 
nämlich die Erfahrungen mit dem Auer 'ſchen Licht in den 
Schulen noch nicht ſoweit vorgeſchritten ſind, das man dieſes 
Licht acceptieren kann, und ich glaube, dafs dieſes Licht in 
vielen Schulen ſchon aus dem Grunde nicht acceptabel iſt, weil 
die Au er'ſchen Flammen 60 bis 70 Percent mehr Sauerſtoff ab- 
ſorbieren als andere Flammen, und da in den Schulzimmern 
immer ungenügend Sauerſtoff vorhanden iſt, ſo geht es nicht an, 
durch Einführung des Au er'ſchen Gaslichtes eine noch weitere Ver— 
minderung des Sauerſtoffes herbeizuführen. Ich bitte dem Antrage 
zuzuſtimmen und die Sache zu genehmigen. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Ein Gegen⸗Antrag gegen den Antrag des Referenten 
iſt vom Gem.⸗Rathe Erndt geſtellt, es ſei in dieſen Schulen das 
Au er'ſche Glühlicht einzuführen. Jene Herren, welche dieſem An— 
trage zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Nach einer Pauſe:) 


Es iſt die Minorität. Der Antrag iſt abg elehnt. 
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Ich bitte nun die Herren, welche für den Neferenten-Antrag | 


ſind, die Hand zu erheben. 
angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Einrichtung, beziehungsweiſe Ergänzung 
der Gasbeleuchtung in folgenden ſtädtiſchen Schulen 
im XVI. Bezirke: Hauptſtraße 158 — Wagner— 
gaſſe 27, Mildeplatz 3 — Seitenberggaſſe 10, Abele— 
gaſſe 29 — Langegaſſe 32, Payergaſſe 18, Habs— 
burgplatz; im XVII. Bezirke: Leopoldigaſſe 37, im 
approximativen Koſtenbetrage von 6722 fl. 37 kr., 
ſowie die jährlichen approximativen Gasmehrconſums— 
koſten per 1075 fl. zu genehmigen und einen Zuſchuſs— 
credit zur Ausg.-Rubr. XLIII 4 „Beleuchtung der 
Volksſchulen“ in der Höhe des ganzen Erforderniſſes 
zu bewilligen. 


(Nach einer Pauſe:) Der Antrag iſt 


16. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir haben auf 


der Tagesordnung zwei Wahlen, eine in die Commiſſion für die 
Verkehrsanlagen und eine für den Bezirksſchulrath. Ich bitte die 
Herren, ihre Stimmzettel abzugeben. 

Gem.-⸗Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Mit 
ſtande, als unter den Mitgliedern des Gemeinderathes in dieſer 
Frage vollſtändige Klarheit herrſchen mufs, ſtelle ich den Antrag, 
die Sitzung zum Zwecke einer Vorbeſprechung auf zehn Minuten 
zu unterbrechen. 

Dice-Bürgermeifler Dr. Richter: Es iſt der Antrag auf 
Unterbrechung der Sitzung geſtellt worden. Diejenigen Herren, 
welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Ge— 
ſchieht.) Angenommen. 

Die Sitzung wird auf zehn Minuten unterbrochen. 

(Nach einer Pauſe.) 

Die Sitzung iſt wieder eröffnet. 


Gem.-Nath HGeitler (zur Geſchäftsordnung). Ich beantrage, 
daſs vorerſt die Stimmzettel für die wirklichen Mitglieder, die in 
die Commiſſion zu entſenden ſind, abgegeben werden, dann das 
Scrutinium ſtattfindet, und nachdem das Ergebnis desſelben be— 
kannt ſein wird, die Wahl für die Erſatzmänner vorgenommen 
werde. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt beantragt, zuerſt 
nur die Wahl der Mitglieder der Commiſſion vorzunehmen und 
die Erſatzmänner in einem geſonderten Wahlgange zu wählen. 

Ich bitte die Herren, die dieſem Autrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Ich bitte nun, mit der Namensverleſung zu beginnen. 

(Unruhe links.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Das iſt doch unmöglich. 


Vice Biürgermeifler Dr. Richter: Ich bitte, ich habe die 
Herren gefragt, es iſt alles in Ordnung. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Es iſt aber unmöglich, die Mit- 
glieder und Erſatzmänner unter einem zu wählen, man mußs doch 
zuerſt wiſſen, wer in die Commiſſion gewählt iſt, bevor die Erſatz⸗ 
männer gewählt werden. 


1805 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt ſoeben über dieſen 
Antrag Beſchluſs gefaſst worden, wir können doch nicht in der 
Wahlhandlung aufhören. Ich bitte, die Namen zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Nath Janotta verliest ſohin die Namen 
der einzelnen Gemeinderäthe, welche ihre Stimmzettel abgeben. 

(Nach Abgabe der Stimmzettel.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Die Wahl dieſer Commiſſion iſt eine jo wichtige, daſs ich 
glaube, es ſoll auch das Scrutinium hier in öffentlicher Sitzung 
vorgenommen werden. (Rufe: Sehr richtig!) Ich ſtelle den Az 
trag, daſs das Scrutinium hier vorgenommen wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt der Antrag ge— 
ſtellt worden, „daſs das Serutinium bezüglich der Wahl 
in die Commiſſion für die Verkehrsanlagen in öffent— 
licher Sitzung ſtattfinde.“ Ich bitte jene Herren, welche dieſem 
Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) 
Angenommen. (Beifall.) 

Nun bitte ich die Herren, die Plätze einzunehmen. Es ſind 
auch die Wahlen für den Bezirksſchulrath vorzunehmen. Die Stimm⸗ 
zettel für dieſe werden nicht verleſen, ſondern abgeſondert ſcrutiniert. 
Ich bitte, meine Herren, zu beachten die Reihenfolge der Erſatz— 


männer, ſowie ich ſie geleſen habe; erſter Erſatzmann, zweiter Er— 


ſatzmann, weil das nach dem Geſetze von Wichtigkeit iſt. (Verliest 
hierauf, die Stimmzettel aus der Urne nehmend, die Namen. Nach 
Vornahme des Scrutiniums:) Es wurden 85 Stimmzettel ab— 
gegeben. Auf einem Stimmzettel erſcheinen nur die zwei Erſatz— 
männer angegeben. 

Gem.- Rath Dr. Tueger: Vor der Enunciation bitte ich um 
eine Aufklärung bezüglich des Scrutiniums. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Aichter: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Lueger hat zur Geſchäftsordnung das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Steger: Meine Herren! Ich erlaube mir, 
an den ſehr geehrten Herrn Vorſitzenden die Frage zu richten, ob 
bei jenen Stimmzetteln, auf welchen der Name Müller ein— 
geſchrieben wurde, angenommen wurde, dass Joſef Müller gewählt 
wurde, oder ob diesbezüglich Zweifel gelaſſen wurden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Soviel mir bekannt iſt, 
herrſcht ein Zweifel unter den Anweſenden nicht. (Rufe links: 
O ja!) Ich bitte, es wurde um meine Anſchauung gefragt; und 
dieſe geht dahin, dafs ein Zweifel nicht beſteht, weil nur vou der 
Candidatur des Collegen Joſef Müller die Rede war. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Dann 
erlaube ich mir folgende Bemerkung. Ich habe auch den Namen 
Müller aufgeſchrieben. Ich weiß nicht, wie der zweite Herr 
College Müller heißt. (Rufe: Karl!) Ich habe Karl Müller 
darunter verſtanden. (Gelächter rechts.) Ich werde doch wiſſen, 
wen ich gemeint habe. Ich habe den Leopoldſtädter Müller 
gemeint. 

Ich bin der Meinung, daßs gar keine geſetzliche Präſumtion 
dafür beſteht, daſs die unter dem Namen Müller abgegebenen 
Stimmen immer als auf Joſef Müller entfallende zu be— 
trachten ſind. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe, wo es auf 
dem Stimmzettel ſtand, Joſef Müller vorgeleſen. 

Das Reſultat iſt Folgendes: Es entfielen auf Herrn Müller 
71 Stimmen, auf Dr. Prix 57, Dr. Richter 57, Boſchan 
44 Stimmen. Die nächſtmeiſten Stimmen erhielten Stummer 
und Wurm mit je 41; es hat hier eine engere Wahl ſtatt— 
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zufinden. 
Ritt. v. Neumann 57 und Stiaß uh 52 Stimmen. Dieſelben 
erſcheinen alſo gewählt. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich conſtatiere vor allem, daſs 
ich mitſcrutiniert und gefunden habe, dafs auf Müller ohne 
„Joſef“ nach meiner Aufſchreibung circa 35, auf Joſef Müller 
34 Stimmen entfallen ſind. Wenn es St.⸗R. Müller hieß, 
habe ich auch Joſef Müller genommen, weil ich gut weiß, dajs 
der StR. Müller Joſef heißt. Ich conſtatiere dies hiermit 
und erkläre, dass gar keine geſetzliche Präſumtion dafür exiſtiert, 
daſs irgend jemand, der hier wählt, einen Stadtrath wählen muis; 
im Gegentheil ſpricht bei uns, wenigſtens bei mir die Vermuthung, 
dafs wir keinen Stadtrath wählen. Ich proteſtiere daher gegen 
die Richtigkeit des Scrutiniums und erkläre hier nochmals, daſs 
auf Herrn St.⸗R. Joſef Müller ſich nicht die abſolute Majorität 
vereinigt hat. Wenn gerecht vorgegangen wird, bleibt nichts anderes 
übrig, als wenigſtens dieſe eine Wahl zu annullieren. Aber das 
geht nicht, daßs man die Stimmzettel mit dem Namen Müller 
einfach dem Joſef Müller zurechnet; daſs iſt ein Vorgang, den 
ich nicht billigen kann. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt kein Anlaſs, ſich 


aufzuregen. (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Ich rege mich auch nicht 


auf!) Ich erſuche die Herren, welche unter dem Namen Müller 
Herrn Johann Karl Müller gemeint haben, die Hand zu er— 
heben. (Lebhafter Widerſpruch und Rufe: Das geht ja nicht!) 
Gen.- Bath Dr. Tederer (zur Geſchäftsordnung): Ich be— 
dauere, daſs der Herr Vorſitzende dieſe Außerung gethan hat, die 


ich doch nur als Scherz auſehe, denn ernſt kann ſie nicht genommen 


werden (Sehr richtig!) und ich bedauere, dais bei der Wahl nicht 
mit der nöthigen Vorſicht und Umſicht vorgegangen worden iſt. 
(Bravo! links.) Bei jeder Wahl muss, wenn zwei desſelben 
Namens in der Wahl ſind, der Vorname beigeſetzt werden; ſo 
hätte es auch in dieſem Falle ſein ſollen. Möge auch die Mehrzahl 
der Anweſenden den Herrn Joſef Müller gemeint haben, ſo iſt 
doch im Augenblicke, wo irgend ein Zweifel entſteht, der Beiſatz 
des zweiten Namens erforderlich und ich halte daher auch dieſe 
Wahl als nicht geſchäftsordnungsmäßig vorgenommen. 

Gem.⸗RNath Eigner: Ich erlaube mir, dem Herrn Vor— 
ſitzenden eine kleine Bemerkung zu machen. Ich glaube, der Herr 
Vorſitzende hätte, bevor die Wahl vorgenommen wurde, ſagen 
ſollen, jeder Candidat ſei mit Vor- und Zunamen aufzuſchreiben. 
Wenn der Herr Vorſitzende das gethan hätte, wäre der Irrthum 
nicht vorgekommen. Ich bitte, das für die Zukunft immer zu 
befolgen. (Widerſpruch rechts.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich erlaube mir, dem 
Herrn Gemeinderathe zu bemerken, daßs die hier auweſenden Mit— 
glieder alle längſt mündig find, und daſs man ihnen das nicht 
zu ſagen braucht. 

Gem.-Bath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren, ſehen Sie, ich habe hier einen officiellen Stimmzettel 
Ihrer Partei. Da ſteht ausdrücklich: Dr. Prix, Dr. Richter, 
Boſchan und Müller, aber ohne Joſef. Es ſteht alſo nicht 
bei allen Joſef dabei. Nachdem nun keine Präſumtion exiſtiert 
und auch nicht augenommen werden darf, daſs unter Müller 
ſtets Joſef Müller verſtanden wird, ſondern auch ein anderer 
Müller verſtanden werden kann, jo iſt es zweifellos, dass dieſe 
eine. Wahl entſchieden ungiltig iſt. Ich hoffe auch, daßs die Un— 
giltigkeit dieſer Wahl anerkannt werden wird. 


Dann erhielten als Erſatzmänner die meiſten Stimmen. 
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Gem.-⸗Aath Dr. Huber (zur Geſchäftsordnung): Ich con- 
ſtatiere, daſs die Bemerkung des Herrn Vorredners, welche er ſoeben 
gemacht hat, nicht ganz richtig iſt. Denn es exiſtieren wohl Zettel, 
auf welchen, wie der Herr Gemeinderath Dr. Lueger geſagt 
hat, bloß Müller ſteht, es exiſtieren aber auch andere, wo der 
Name Joſef dazu geſchrieben iſt. Auch ich habe einen ſolchen 
Zettel abgegeben und viele andere mit mir. 

Gem.- Bath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
glaube zwar, dafs es dem Sinne der Verſammlung entſpricht, 
den Herrn Joſef Müller als gewählt anzuſehen. Damit aber 
nicht ſpäter Bedenken eintreten, würde ich Folgendes beantragen: 
Wir ſehen die Wahl des Müller, von dem wir nicht 
wiſſen ſollen, wer es iſt, als annulliert an und geben 
unter einem zwei Wahlzettel ab, einen für die Wahl 
des Müller, und den anderen, um zu entſcheiden, ob 
wir den Herrn Gem.-Rath Stummer oder den Herrn 
Gem.-Rath Wurm wählen. 

Gem.- Bath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Um die 
Sache in Ordnung zu bringen, acceptiere ich den Antrag des 
Herrn Vorredners, aber nur bis zu einem gewiſſen Theile. Dais 
dieſe Wahlen unter einem vorgenommen werden, iſt unmöglich. 
Da kommt noch einmal ein Pallawatſch heraus. Ich glaube, dals 
jetzt die Wahl vorgenommen werden mufs, bezüglich der Stelle, 
von welcher es unklar iſt, wer gewählt wurde. Das iſt die vierte 
Stelle. Und bezüglich der fünften Stelle iſt in einem ſeparaten 
Wahlgauge eine engere Wahl vorzunehmen zwiſchen dem Herrn 
Collegen Stummer und dem Herrn St.-R. Wurm. Das iſt 
der Vorſchlag, den ich mir zu machen erlaube. 

Gem.-Rath Dr. Friedjung (zur Geſchäftsordnung): Ich 
accomodiere mich dem von Herrn Dr. Lueger amendierten 


Autrage. 


„„.. !:. —-——: —.. —— — T— . ̃ ᷣ . nun aan Ta m a Er — ——— 


Gem.-Rath Noske (zur Geſchäftsordnung): Ich will nur 
darauf aufmerkſam machen, dass, weun dieſer Vorſchlag acceptiert 
wird, die jetzt abzugebenden Zettel uur auf Joſef Müller 
oder Karl Müller lauten dürfen, ſonſt iſt dies eine engere 
Wahl und nicht eine Wahl zwiſchen dieſen beiden Herren. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich richte an die Ver— 
ſammlung die Anfrage, ob die auf Müller gefallenen 71 Stimmen 
als für Joſef Müller giltig anſehen will, und erſuche jene 
Herren, welche hiefür ſind, die Hand zu erheben. — Abgelehnt. 
Es iſt nun über Folgendes abzuſtimmen: 1. Engere Wahl zwiſchen 
den Herren Gem.-Räthen Wurm und Stummer. Ich bitte, 
dieſe Stimmzettel abzugeben. 

Es gelten nur jene Stimmen, welche auf „Stummer“ 
oder „Wurm“ lauten. 

Ich bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 
gabe der Stimmzettel:) 

Wir ſchreiten zur Vornahme des Scrutiniums. (Nach erfolgtem 
Scrutinium:) 

Es haben erhalten Gem.-Rath Stummer 51 Stimmen, 
Gem.⸗Rath Wurm 31 Stimmen. Es iſt alſo die vierte Stelle 
beſetzt durch Herrn Gem.-Rath Stummer. (Beifall links.) 

Nun, bitte ich, meine Herren, iſt die Entſcheidung zu treffen 
bezüglich der Stimmzettel, welche auf Müller gelautet haben. Ich 
bitte nun, die Stimmzettel abzugeben und entweder Joſef Müller 
oder Karl Johann Müller zu wählen. (Widerſpruch.) 

Ich bitte ſehr, es haben auf den Namen Müller ſich 
71 Stimmen vereinigt, und es iſt nur deshalb ein Zweifel, weil 


(Nach Ab— 
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nicht überall Joſef oder Karl Johann Müller ſtand. Meiner 
Anſicht nach iſt das zu entſcheiden, und es ſind Stimmzettel mit 
Joſef oder Karl Johann Müller abzugeben. 

Gem.-Nath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Nachdem die Wahl des St.⸗R. Müller durch einen 
Formfehler annulliert wurde, ſo ſteht es uns nunmehr frei, auch 
ein anderes Mitglied des Gemeinderathes zu wählen. Meine ſehr 
verehrten Herren! Mit Rückſicht auf den Umſtand, daßſßs in dieſe 
Commiſſion eine Reihe von Stadträthen ... 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte zur Gefchäfts- 
ordnung zu ſprechen und keine Candidatenrede zu halten. 

Gem.-Nath Frauenberger (fortfahrend): Ich empfehle ein 
Mitglied des Gemeinderathes. (Beifall links.) 

Gem.-RNath Dr. Lueger (zur Geſchäftsordnung): Ich wollte 
nur die gleiche Bemerkung machen, die Collega Frauenberger 
gemacht hat, denn die Wahl iſt annulliert. Ich bitte weiters um 
Unterbrechung der Sitzung auf fünf Minuten. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Es iſt beantragt worden, 
die Sitzung auf fünf Minuten zu unterbrechen. 

Ich bitte diejenigen Herren, die dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minorität. Der 
Antrag iſt abgelehnt. (Rufe: Nein! Angenommen!) Ich bitte, 
ſich von den Sitzen zu erheben, nachdem ein Zweifel beſteht. (Nach 
einer Pauſe:) Der Antrag iſt mit 43 gegen 39 Stimmen 
abgelehnt. 

Gem.-Rath Noslie (zur Geſchäftsordnung): Es iſt ein 
Zweifel aufgetaucht, ob es jetzt möglich ſei, auch andere Namen 
oder nur den Namen Müller aufzuſchreiben. Ich erlaube mir 
diesfalls darauf hinzuweiſen, daßs ſelbſt diejenigen Herren, welche 
der Anſchauung find, dafs eine engere Wahl ſtattfindet, nur die 
engere Wahl zwiſchen den beiden Herren Müller vornehmen 
können. Ich bitte, das Stimmenreſultat zur Hand zu nehmen, 
wornach Herr Gem.⸗-Rath Stummer mit 41 Stimmen bereits 
erledigt iſt (Widerſpruch links), weil er gewählt iſt. Die nächſt⸗ 
meiſten Stimmen hatten Boſchan, der ſchon gewählt iſt und 
Wurm, der jetzt zu entſcheiden iſt, und dann die beiden Müller 
mit 35 und 36 Stimmen. Zbwiſchen dieſen beiden Müller iſt 
zu entſcheiden. (Widerſpruch links.) 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Eine engere Wahl kann nur 
dann vorgenommen werden, wenn eine giltige Hauptwahl vorliegt. 
Im vorliegenden Falle iſt die Wahl bezüglich der Müller 
annulliert worden, es liegt keine Hauptwahl vor, dieſe mufs jetzt 
erſt vorgenommen werden und jeder der Herren iſt daher in der 
Lage, einen beliebigen Namen, deſſen Träger Mitglied des Ge- 
meinderathes iſt, aufzuſchreiben. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Nichter: Ich erlaube mir, die 
Verſammlung zu befragen, ob ſie eine Neuwahl wünſcht oder eine 
Wahl zwiſchen den Namen „Müller“. Jene Herren, welche für 
die Neuwahl find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. Ich bitte nun, die Stimmzettel für die fünfte 
Stelle abzugeben. (über Namensaufruf ſeitens des Schriftführers 
Gem.⸗ ⸗Rathes Janotta geben die Gemeinderäthe die Stimmzettel 
ab.) Ich bitte zu jerutinieren. (Nach Vornahme des Scrutiniums.) 
Das Reſultat der Wahl iſt folgendes: Von 81 Stimmzetteln ent⸗ 
fielen auf Gem.⸗Rath Joſef Müller 50 Stimmen. Derſelbe 
erſcheint daher als gewählt. Die Commiſſion iſt demnach folgender— 
maßen zuſammengeſetzt: Bürgermeiſter Dr. Prix, Stummer, 
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Boſchan, Müller und Dr. Richter. Neu: 
mann und Stiaßny. 

In die Commiſſion 
ſcheinen daher gewählt: 

Als Mitglieder: Bürgermeiſter Dr. 
Räthe: v. Stummer, Boſchan, 
Bürgermeiſter Dr. Richter. 

Als Erſatzmänner: 
und Stiaßny. 

17. Referent Gem.- Bath Schneiderhan: 3.4042, Beil. 117. 
Es handelt ſich hier um die Beſorgung der Straßenreinigung im 
XVI. Bezirke, Ottakring, in eigener Regie. Der Vertrag, der bisher 
über die Straßenreinigung abgeſchloſſen war, läuft mit dem heutigen 
Tage ab. Es iſt daher dringend, dajs die Sache heute noch be— 
ſchloſſen werde. Von Seite des Bauamtes iſt das Ausmaß der 
Straßen feſtgeſetzt: es haben die Straßen im XVI. Bezirke in der 
ehemaligen Gemeinde Ottakring ein Ausmaß von 500.000 m. Von 
Seite des Stadtbauamtes iſt feſtgeſtellt, daſs in den inneren Bezirken 
auf einen Straßenarbeiter circa 5000 m zur Reinigung kommen, 
und dies dient auch hier im Referate zum Maßſtab, nachdem die 
Verhältniſſe draußen dieſelben ſind, wie drinnen. Nachdem die Bezirks— 
und Landesſtraßen von der Commune in eigene Regie übernommen 
worden ſind und auch mehrere Wegeinräumer und Aufſeher über— 
nommen werden mujsten, iſt auf dieſe bei der Beſetzung Rückſicht 
genommen worden. Ich will nicht weiter auf Details eingehen und 
bringe nur die Anträge des Stadtrathes zur Verleſung (liest): 

„1. Vom 16. Juli 1892 an iſt die Säuberung der 
Straßen, Gaſſen und Plätze im XVI. Bezirke vollſtändig 
in eigener Regie der Gemeinde durch den Vorſteher 
dieſes Bezirkes zu beſorgen. 

2. Für dieſen Bezirk iſt der Stand des Arbeits— 
perſonales mit 3 Aufſehern, 9 Partieführern und 90 Ar— 
beitern feſtzuſetzen. 

3. Da zwei von den Gemeinden Ottakring und 
Neulerchenfeld übernommene, definitiv angeſtellte Auf: 
ſeher bereits vorhanden ſind, welche in ihren Bezügen 
zu belaſſen ſind, ſo iſt noch ein Aufſeher mit dem 
Taglohne von 1 fl. 50 kr. aufzunehmen. 

4. Die Partieführer ſind mit dem Taglohne von 
1 fl. 10 kr. zu entlohnen. 

5. Unter die 90 Arbeiter ſind die vom Bezirks— 
ſtraßen-Ausſchuſſe übernommenen Straßeneinräumer, 
welche in ihren bisherigen Bezügen zu belaſſen ſind, 
einzurechnen und ſind daher dermalen 85 Arbeiter mit 
dem Taglohne von 1 fl. zu verwenden. 

Sollte ein Wegeinräumer in Abgang kommen, ſo 
iſt hiefür ein Arbeiter mit dem Taglohne von I fl. 
aufzunehmen. 

6. Zur Deckung der durch dieſe Feſtſetzung des 
Arbeiterſtandes pro 1892 erwachſenden Auslagen iſt ein 
Zuſchuſscredit zur Rubrik XXII 5 ec in der N von 
16.939 fl. 89 kr. zu bewilligen.“ 

Ich empfehle Ihnen dieſe Anträge des Stadtrathes zur An⸗ 
nahme. 

Gem.-Nath Scheidl: Ich bin überzeugt, dafs der Referenten⸗ 
Antrag angenommen werden wird, möchte aber jene Herren, welche den 
XVI. Bezirk nicht genau kennen, aufmerkſam machen, dass dort mit Aus 
nahme der Hauptſtraße faſt gar keine Straße gepflaſtert iſt. Es iſt 
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für die Verkehrsanlagen er— 
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daher dieſe Aufnahme unbedingt nothwendig und ich glaube, dafs 
90 Taglöhner noch zu wenig ſind und möchte beantragen, ihre 
Zahl auf 100 zu ergänzen, denn dieſer Bezirk iſt wirklich der 
größte und dafür ſind 100 Taglöhner nicht zuviel. Ich bitte 
alſo, meinen Antrag anzunehmen, dafs ſtatt 90 100 Taglöhner 
aufgenommen werden. 

Gem.-Nath Frauenberger: Meine ſehr geehrten Herren! 
Ich habe gegen dieſes Referat wohl nichts einzuwenden, möchte 
mich aber dagegen verwahren, daſs man uns am fünfzehnten ein 
Referat bringt und am ſechzehnten ſollen ſchon die Straßenein— 
räumer oder die Taglöhner, wie ja die Rede iſt, angeſtellt werden. 

Dagegen mufs ich mich feierlichſt verwahren. Wir ſtehen 
heute vor der dringenden Nothwendigkeit, dieſem Referat zuzu— 
ſtimmen, weil wir ſonſt morgen keine Straßenreinigung mehr 
haben. Aber dieſen Vorgang können wir uns nicht gefallen laſſen, 
und ich erlaube mir daher an den Herrn Referenten die Anfrage, 
wielange dieſes Referat läuft und wielange es in den Amtern 
und im Stadtrathe gelegen iſt. Es geht nicht an, daſs man ſo 
zwiſchen Thür und Angel in der letzten Minute herkommt und 
eine ziemlich wichtige Sache in einigen Minuten durchbringen 
will. Was den letzten Herrn Redner betrifft, ſo kann ich ſeinem 
Antrage nicht zuſtimmen, denn man darf doch nicht alles über— 
treiben. Wir haben gehört, dafs früher zehn Taglöhner angeſtellt 
waren und jetzt ſchlägt der Stadtrat) vor, 90 aufzunehmen. 

Es iſt aber dem Herrn noch zu wenig, er will 100! 

Ja, meine Herren, das mufßs doch gut ausgerechnet ſein, und 
ich bitte Sie, wollen Sie doch nicht verſuchen, beſſer zu rechnen 
als das Bauamt, Magiſtrat ze. Nehmen Sie den Referenten-An⸗ 
trag an; ich weiſs nicht, ob 90 Perſonen nothwendig ſind, ſie 
ſind jedenfalls nothwendig, aber auffallend iſt es, daſs früher zehn 
Wegeinräumer dasſelbe gemacht haben, was jetzt 90 Perſonen 
beſorgen werden. Ich bitte Sie, den Referenten-Antrag anzu— 
nehmen. 

BVice-Bürgermeifler Dr. Richter: Ich habe nur zu ent⸗ 
gegnen, das dieſes Stück am 9. Juli beim Stadtrathe präſentiert 
wurde, das war Samstag, am 12. Juli war die nächſte Stadt: 
raths⸗Sitzung nach der Präſentation und in dieſer Sitzung wurde 
das Stück erledigt. 

Gem.⸗Nath Eigner: Ich erlaube mir, die Herren zu erſuchen, 
dieſem Antrage zuzuſtimmen, denn er iſt in ſanitärer Hinſicht ſehr 
nothwendig. Draußen ſieht es aus wie in einer Wildnis! Nehmen 
Sie z. B. Hernals, dort ſind zehn bis zwölf Arbeiter beſchäftigt 
und von einem Abziehen, Kehren oder Reinigen der Straßen ſieht 
man nichts, aufgeſpritzt wird auch nicht. Wie können denn zehn 
Arbeiter eine jo koloſſale Straßenfläche — 500.000 m! — beſorgen? 
Ich möchte daher beantragen, die Sache auch in Hernals ſofort 
in eigene Regie zu übernehmen. (Referent: Das kommt ſchon!) 
Der Vertrag ſoll aufgelöst werden, denn es wird nichts gemacht. 
Es iſt eine Schande! Ich bitte Sie ebenfalls, dem Antrage zuzu— 
ſtimmen. 

Gem.-⸗Nath Steiner: Ja, meine Herren, hier iſt von den 
Bezügen der Arbeiter die Rede, und da möchte ich das Wort er— 
greifen, um die Arbeiter etwas in Schutz zu nehmen. Es ſind 
Taglöhner vom Bezirks-Straßenausſchuſs oder von den ehemaligen 
Vorortegemeinden übernommen worden, welche 25 bis 30 Jahre 
zur Zufriedenheit der Bevölkerung und Vertretung gearbeitet haben. 
Dieſe Arbeiter haben durch eine lange Reihe von Jahren I fl. 
20 kr. bezogen. Jetzt nach der Übernahme ſind ſie auf 1 fl. 
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heruntergeſetzt worden. Ich habe mich diesbezüglich an den Herrn 
Referenten gewendet mit der Bitte, ob es nicht möglich wäre, 
dieſen armen Leuten ihre Bezüge zu belaſſen. Der Magiſtrats— 
Referent hat mir erklärt, das ſei nicht möglich, es mufs eine Ein- 
heit ſein. Bei den Lehrern und Beamten hat man darauf geſehen, 
daſs die Bezüge erhöht werden. 

Ich ſehe nicht ein, warum bei armen Teufeln, welche keine 
Wähler find und das daher nicht öffentlich beſprechen können, die 
Bezüge verringert werden. In Bezug auf die Beſpritzung weiß ich 
nicht, wer die Aufſicht in den Vororten hat. Ich komme in den 
Vorortebezirken häufig herum, kann ihnen aber ſagen, daſs die 
Beſpritzung keine exacte iſt, und es wäre wohl am Platze und 
wert, dafs, wenn die Geſchäftsordnung für den Bezirksausſchuſs 
berathen wird, den Bezirksausſchüſſen eine weitere Competenz ein— 
geräumt würde, damit ſie ein Recht haben; jetzt haben ſie keine 
andere Befugnis, als Erhebungen zu pflegen in puncto Steuer, 
Hundemarken u. a. m. Der Magiſtrat arbeitet nicht gar ſo ſchnell. 
Das iſt in meinem Bezirke beim Schotter der Fall geweſen. Da 
iſt der erſte Contrahent abgewieſen worden, welcher den Schotter 
für den Bezirk Hernals —Kloſterneuburg früher um 6 fl. 70 kr. 
geliefert hat; der hat der Commune Wien das Offert gemacht 
um 9 fl. und demſelben hat man die Schotterlieferung um 7 fl. 
80 kr. gegeben, wogegen ein anderer Offerent hier war, welcher 
den Schotter um 6 fl. 50 kr. geliefert hätte. Wie der Magiſtrat 
da vorgeht, das weiß ich nicht, aber es wird nothwendig ſein, 
das ſage ich als Vertreter der Vororte, in den Vororten ſtrenge 
Controle zu üben, ſonſt wird die Commune belaſtet und die Be— 
völkerung der Vororte und der alten Wiener Bezirke muss zahlen. 

Gem.-Nath Hipp: Meine Herren! Ich kann nichts anderes 
ſagen, als daßs die Zahl, die der Herr Referent angibt, genügend 
iſt. Die Vororte ſind ordeutlich in Stand gehalten, beſonders 
mein Bezirk, der XVI. Bezirk; in dieſem Bezirke ſind die Straßen 
in ganz gutem Zuſtande. Man darf nichts Unmögliches verlangen; 
wir haben zwei Aufſeher gehabt, jetzt bekommen wir einen dritten. 
90 Taglöhner werden jetzt ohnedies für dieſen Bezirk beſtimmt, es 
mufs alles ſeine Grenze haben, man darf nicht unerhörte An— 
forderungen ſtellen. Ich möchte nicht der Herr College Boſchan 
ſein als Budget-Referent; der wird am Schluſſe des Jahres 
erſtaunen, wie das Budget überſchritten werden wird. Es gibt 
Sachen genug, wo wir große Anſprüche machen werden. Ich bin 
daher dafür, daſs wir dem Antrage des Herrn Referenten getroſt 
zuſtimmen. 

Gem.-Nath Scheidl: Ich möchte zu einer Berichtigung 
conſtatieren, daſs es nicht richtig iſt, wie der Herr Collega 
Frauenberger bemerkt hat, dajs wir früher mit zehn Tag— 
löhnern gearbeitet haben. Wir haben 60 Tagwerker gehabt. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Ich kann mich über die Frage, 
wieviel Taglöhner zu beſchäftigen ſind, natürlich nicht ausſprechen. 
Aber, wenn es richtig iſt, was Herr College Steiner bezüglich 
der Entlohnung derſelben bemerkte, jo erkläre ich, das es — 
wie ſoll ich mich denn ausdrücken — geradezu ſcandalös wäre, 
wenn man einem Arbeiter, der früher 1 fl. 20 kr. bezogen hat, 
jetzt nur 1 fl. täglich geben würde. Ich würde das nicht übers 
Herz bringen. Ich ſtelle daher den Antrag, es ſei jenen Arbeitern, 
welche bei den früheren Gemeinden des XVI. Bezirkes 
beſchäftigt geweſen ſind und in dieſer Eigenſchaft einen 
Taglohn von 1 fl. 20 kr. bezogen haben, dieſer Tag— 
lohn fernerhin zu belaſſen. Ich bitte um die Annahme. 
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Referent: Bezüglich deſſen, was der Herr College Steiner 
erwähnt hat, wegen Überwachung der Aufſpritzung, fo iſt es wohl 
zweifellos, dajs ſelbe die Bezirksvorſteher, reſpective die Bezirks— 
ausſchüſſe haben. Was der Herr College Steiner weiter erwähnt 
hat, warum man einem theureren Offerenten die Schotterlieferung 
für einen Theil des XIX. Bezirkes übertragen hat, ſo kann ich 
das ſogleich aufklären, weil ich auch das Referat bezüglich der 
Lieferung geführt habe. 

Der zweite Offerent wollte der Commune ſogenannte Findling 
anbieten. Er klaubt die Steine zuſammen, die in den Lehnen 
zwiſchen den Weingärten liegen, zerſchlägt ſie und liefert einen 
Schotter, der demnach jedenfalls mürber und minderwertiger iſt 
als jener, den uns Wilhelmy liefert, der aus dem Schotter— 
bruche gewonnen, aus feſten Steinen erzeugt wird. Das war das 
Motiv, welches das Stadtbauamt veranlaſst hat, zu beantragen, 
daſs wir nicht das billigere Offert annehmen ſollen. Den Antrag 
Dr. Lueger möchte ich aber doch nur auf dieſen einen Bezirk 
ausgedehnt wiſſen, denn wenn er auf alle Bezirke ausgedehnt 
würde, ſo würde das eine bedeutende Summe ausmachen. 

Gem.⸗Nath Steiner (zur Berichtigung): Als die Schotter— 
calamität bei uns aufgetreten iſt, habe ich mich der Mühe unter— 
zogen und habe mir Schotter verſchafft aus den bekannten Stein— 
brüchen, aus dem Steinbruche am Exelberg, aus dem Stein- 
bruche, den der Referent erwähnt hat und aus dem Steinbruche 
des gegenwärtigen Contrahenten. Ich habe den Schotter herein— 
getragen zum Herrn Magiſtratsrath Sieg! und habe ihm die 
Preiſe angegeben und habe conſtatiert, dass der Lieferant denſelben 
Schotter, für den er von der Commune 7 fl. 80 kr. per Fuhre 
erhält, früher mit 6 fl. per Fuhre vertragsmäßig dem Bezirks— 
ausſchuſſe geliefert hat. Das wird Ihnen der Bezirksſtraßen-Obmann 
Gſchwand ner ſofort zu beſtätigen in der Lage ſein. 

Ich conſtatiere ferner, daſs der Schotter aus der Schotter— 
grube des Röͤßner — es waren 300 Fuhren — ein vorzüglicher 
Schotter iſt und in der Qualität mit dem von Wilhelmy zu 
liefernden ganz gleich iſt. Ich conſtatiere weiters noch, dafs der 
betreffende Lieferant Bezirksausſchuſs iſt. (Rufe links: Hört!) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zu einer Berichtigung): Ich be— 
richtige gegenüber dem Referenten Folgendes und bitte denſelben, 
genau darauf zu achten. Er iſt der Meinung, daßs ich beantragt 
hätte, es ſei allen Arbeitern in ſämmtlichen Bezirken, die 1 fl. 20 kr. 
bekommen, dieſer Taglohn zu belaſſen. Ich bin nur berechtigt, be— 
züglich des XVI. Bezirkes einen Antrag zu ſtellen. Mein Antrag 
lautet: „Jenen Arbeitern, welche in den früheren Vorortegemeinden, 
die zum XVI. Bezirke gehören, beſchäftigt waren und als ſolche 
einen Taglohn von 1 fl. 20 kr. bezogen haben, iſt dieſer Taglohn 
von 1 fl. 20 kr. auch weiters zu belaſſen.“ | 

Gem.-Nath Eigner (zu einer Berichtigung): Ich glaube, 
daſs der Antrag des Dr. Lueger ſich bezieht auf den Antrag 
Steiner. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter (unterbrechend): Sie 
berichtigen ja nicht. Dieſe Unſitte muſs aufhören; unter dem Titel 
Berichtigung werden immer Reden gehalten. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Ich bitte, zu dem Antrage des Herrn Referenten ſind fol— 
gende Anträge geſtellt worden. Herr Gem.-Rath Scheidl will, 
daſs nicht 90, ſondern 100 Arbeiter aufgenommen werden. Es 
käme hier die höhere Ziffer zuerſt zur Abſtimmung. Dann zu 
Punkt 5 hat Dr. Lueger beantragt: Jene Arbeiter, welche bei 
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den früheren Gemeinden, die jetzt den XVI. Bezirk bilden, be— 
ſchäftigt waren und von dieſen 1 fl. 20 kr. Taglohn bekommen 
haben, ſollen dieſen Taglohn von 1 fl. 20 kr. auch weiterhin 
erhalten. Ich bringe zuerſt zu Punkt 2 den Gegen-Antrag Scheidl 
zur Abſtimmung. 

Gem.-Rath Scheidl: Ich ziehe meinen Antrag zurück. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Dann kommen ſämmt⸗ 
liche Anträge des Referenten unter einem zur Abſtimmung, und 
darauf der Antrag Lueger. 

Ich bitte jene Herren, welche dem Referenten-Antrage zu— 
ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht. Nach einer Paufe :) 
Angenommen. 

Nun kommt der Zuſatz-Antrag Lueger zu Punkt 5, welchen 
ich genannt habe, zur Abſtimmung und ich bitte jene Herren, 
welche dem Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht. 
Nach einer Pauſe:) Das iſt die Majorität. Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Vom 16. Juli 1892 an iſt die Säuberung 
der Straßen, Gaſſen und Plätze im XVI. Bezirke 
vollſtändig in eigener Regie der Gemeinde durch 
den Vorſteher dieſes Bezirkes zu beſorgen. 

2. Für dieſen Bezirk iſt der Stand des Arbeits— 
perſonales mit 3 Aufſehern, 9 Partieführern 
90 Arbeitern feſtzuſetzen. 

3. Da zwei von den Gemeinden Ottakring und 
Neulerchenfeld definitiv angeſtellte 
Aufſeher ſind, welche in ihren 
Bezügen zu belaſſen ſind, ſo iſt noch ein Aufſeher 


und 


übernommene, 


bereits vorhanden 


mit dem Taglohne von 1 fl. 50 kr. aufzunehmen. 
4. Die Partieführer ſind mit dem Taglohne 
von 1 fl. 10 kr. zu entlohnen. 


5. Unter die 90 Arbeiter ſind die vom Bezirks— 
ſtraßen-Ausſchuſſe übernommenen Straßeneinräumer, 
welche in ihren bisherigen Bezügen zu belaſſen ſind, 
einzurechnen und ſind daher dermalen 85 Arbeiter 
mit dem Taglohne von J fl. zu verwenden. 

Sollte ein Wegeinräumer 
ſo iſt hiefür ein Arbeiter 
1 fl. aufzunehmen. 

6. Zur Deckung der durch dieſe Feſtſetzung des 
Arbeiterſtandes pro 1892 erwachſenden Auslagen iſt 
ein Zuſchuſscredit zur Rubrik XXII 5ñe in der Höhe 
von 16.939 fl. 89 kr. zu bewilligen. 

Jenen Arbeitern, 


in Abgang kommen, 
mit dem Taglohne von 


welche in den früheren Vor— 
be⸗ 
ſchäftigt waren und als ſolche einen Taglohn von 1 fl. 
20 kr. bezogen haben, iſt dieſer Taglohn auch weiters 
zu belaſſen— 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Die öffentliche Sitzung 
iſt geſchloſſen, es folgt eine kurze vertrauliche. 
Schluſs der öffentlichen Sitzung um ½8 Uhr abends. 


ortegemeinden, die zum XVI. Bezirke gehören, 
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Beſchluſs- Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
Juli 1892. 
Vorſitz: Vice-Würgermeiſter Dr. Richter. 

1. Sem.- Bath Matzenauer beantragt die Gewährung einer 
Perſonalzulage für den der ſtädtiſchen Bibliothek zugewieſenen 
Amtsdiener D. Sellinger per 250 fl. pro anno. 

(Angenommen.) 

2. Derſelbe referiert über die Verleihung einer kommunalen 
Auszeichnung für den Präſidenten des J. Wiener Volksküchen— 
vereines Dr. Joſef Kühn und beantragt die Verleihung des 
tarfreien Bürgerrechtes. (Angenommen.) 

3. Gem.⸗Nath Dr. Stenzl beantragt die Anweifung einer 
Penſion von jährlich 400 fl. für die ſtädtiſche Arztenswitwe Emilie 
Beneſch und ferner Erziehungsbeiträge von je 60 fl. pro anno 
für ihre drei Kinder. Angenommen.) 

4. Derſelbe referiert weiters über Verleihung, beziehungsweiſe 
Fortbezug von Gnadengaben für Witwen von ſtädtiſchen Lehrern, 
Beamten und Dienern. 

(Schluſs der Sitzung.) 


Stadtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 6. Juli 1892 
(vormittags). 
Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


RRR NSN 


vom 15. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
Dr. Huber, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzels berger, 
Matzenauer, Wurm. 

Meißl, 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Pfeiffer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle eröffnet die Sitzung. 

St.-N. Meißl referiert über Geſuche um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband und beantragt: 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit für Nachbenannte: 

Hermann Barbara, Schafferin; 

Samek Mathias, Bindergehilfe; 

Luks Mathias, Schuhmacher; 

Szück Johann, Parkwächter; 

Zax Roſalie, Privat; 

Zehetgruber Kaſpar, Metalldrechslergehilfe; 
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Ma der Joſef, Wäſcher; 

Nejzchleba Joſef, Schneider; 
Ptacek Wenzel, Taglöhner; 

Jerus Michael, Fabriksarbeiter; 
Körber Andreas, Schmiedgehilfe; 
Jerus Johann, Schmiedgehilfe; 
Zemir Valentin, Metalldrechslergehilfe, 
Nohinik Ferdinand, Kammacher; 
Houdek Franz, Keſſelſchmiedvorarbeiter; 
Lauſch Franz, Fabriksarbeiter; 

Fuchs Julius, Sicherheitswachmann; 
Belada Anton, Taglöhner. 

b) Die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 


verband an: 


Bernard Karl Friedrich Adolf, Werksleiter; 
Fribach Eduard Richard, Friſeurgehilfe. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den Wiener 


Gemeindeverband und beantragt: 


a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 
Hillebrand Francisca, Bankbeamtenswitwe; 
Waſchak Eliſabeth, Bedienerin; 

Piſchkittl Johann, Tapezierer; 

Dobner Joſef, Tiſchler; 

Kouhout Wenzel, Gürtlergehilfe; 

Siſchra Joſef, Wirt; 

Reinelt Alois, Taſchnergehilfe; 

Kowär Johann Baptiſt, Schneider; 
Hofrichter Anton, Etuimacher; 

Kandler Michael, Schuhmacher; 

Koneeni Wilhelm, Kellner. 

b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 


verband an: 


Schmidt Georg Michael, Scontiſt; 
JIvanics Karl, Schuhmachergehilfe; 
Troſtler Johann, Buchdruckereibeſitzer. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung der Zu— 


ſtändigkeit und beantragt die Geſuchsgewährung an Nachbenannte: 


Mayer Johann, Fleiſchſelchergehilfe; 

Meißnitzer Johann, Fleiſchſelchergehilfe; 

Wild Joſef, Schmiedgehilfe; 

Karaſek Matthäus, Hausbeſorger; 

Geher Johann, Milch- und Brot-Verſchleißer; 

Peſſer Franz, Schneidergehilfe; 

Wolter Joſef, Drechsler; 

Wlk Jakob, Kürſchner; 

Herpl Karl, Tapezierergehilfe; 

Heller Julius, Fleiſchhauer; 

Muſil Konrad, Buchdruckergehilfe; 

Mahel Karl, Schneider; 

ſowie die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener, Gemeinde— 
verband für: 

Walkowitſch Eliſabeth, Volksſängerin; 

Auſt Florian, Schuhmacher. ( Angenommen.) 

St.-R. Müller referiert über das Auſuchen des Johann und 
der Antonie Retniger um Ertheilung des Bauconſenſes für ein 
dreiſtöckiges Haus auf der Bauſtelle Grundb.-Einl. 1169, Cat. 
Parc. 297 Stättermayergaſſe, Ecke der Hütteldorferſtraße im XIV. Be- 
zirke und beantragt, mit Rückſicht auf die im Commiſſionsprotokolle 


a 


Arr. 


abgegebene Erklärung des Anton Kraus als Eigenthümers der 
Straßengrund⸗Parcelle in der Hütteldorferſtraße und mit Rückſicht auf 
die von den Bauwerbern am 28. Juni 1892 protokollariſch über— 
nommene Verpflichtung zur grundbücherlichen Vormerkung der Bau— 
bewilligung, die vom Magiſtrate beantragte Ertheilung des Baucon— 
ſenſes zu beſtätigen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Thereſe Gräfin 
Schönborn um Herſtellung eines Einfahrtsthores mit gemauerten 
Pfeilern in Dornbach, Hauptſtraße Nr. 71 und beantragt die Ge— 
nehmigung des Projectes unter der Bedingung, daſs das Gitterthor 
in die ſeinerzeit zu beſtimmende Baulinie zurückzuverſetzen iſt, wenn die 
Einfriedung gegen die Straße in dieſe Baulinie geſetzt oder überhaupt 
eine Bauführung in der zukünftigen Baulinie ftattfinden ſollte. Mit 
Rückſicht auf den außerordentlich geringen Umfang der geplanten Her— 
ſtellung und die Perſönlichkeit der Geſuchſtellerin ſei von der Aus— 

ftellung eines förmlichen Reverſes Umgang zu nehmen. 
(Angenommen.) 


St.-R. Matzenauer referiert über das Offertverhandlungs⸗ 
Ergebnis bezüglich der Lieferung von Sand zur Inſtandhaltung der 
Gehwege und beantragt: 

1. Auf Grund des Ergebniſſes der Offertverhandlung wäre zu 
übertragen die Lieferung von 700 m? Gebirgsrieſelſand für den 
I. Bezirk an Meißgeyer und Conſorten zum Preiſe von 4 fl. 
10 kr. per Cubikmeter und von 200 m? Gebirgsrieſelſand für den 
II. Bezirk an Meißgeyer und Conſorten um 4 fl. 40 kr. per 
Cubikmeter, weiters an Joſef Gſottbaur und Johann Mayr die 
Lieferung von 


200 m? Donauſand für den II. Bezirk zu 2 fl. 40 kr. per m’ 


200 „ a de le u. 2: DE SORTE, 3 
80 „ 5 a VL. u ek % 
50 „ N „„ e, Me 5 ee 
20 „ N „ 36 l „ 2 ES. 5 
80 „ N 5 IR. 5 2 DIE 

200 „ 1 1 N X = se 50 kr, 
100 „ 1 5 6 XI 1 „ 3 fl. 50 kr. „ „ 


Die Offerte des Joſef Hochleutner, Joſef Kümmerle 
und Georg Moßbacher, ſowie des S. Köß ler wären a bzu— 
lehnen. 

2. Dem Salomon Köß ler wäre die Gewinnung und Ber 
führung von Sand aus dem Wienfluſſe, und zwar von 


150 m? für den IV. Bezirk 
200: dr V. „ 
N N 
100 „ „ „ XVI. „ 
150 „ „ „ XVIII. „ 


ſomit zuſammen 650 m? zu den von ihm beanſpruchten Preiſen von 
2 fl. 45 kr. per Cubikmeter für die Bezirke IV und V und von 2 fl. 
75 kr. per Cubikmeter für die Bezirke XV, XVI und XVIII mit dem 
Geſammtkoſtenbetrage von 1682 fl. 50 kr. zu übertragen. 

3. Behufs vollſtändiger Deckung der hiedurch für die Bezirke I 
bis X zur Sandbeſchaffung erwachſenden Auslagen wäre ein Zuſchuſs⸗ 
credit in der Höhe von 1840 fl. 50 kr. zur Rubrik XXII 2e des 
Budgets zu bewilligen. 

St.⸗R. Schneiderhan beantragt, das Bauamt jet aufzu⸗ 
fordern, bezüglich der Verwendung des Gebirgsrieſel- und Wienflufs- 
ſandes Bericht zu erſtatten. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 
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— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Weinbauvereines 
in Grinzing um Subvention und beantragt, demſelben auch pro 1892 
eine Subvention von 500 fl. zu bewilligen. | 
(Angenommen; an den Gemeinderath)z. 
— derſelbe referiert über die Nummernverſchiebung in der 
Sobieskygaſſe im IX. Bezirke und beantragt die Genehmigung der 
Nummernverſchiebung in der vorgelegten Zuſammenſtellung. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Verkauf des reſtierenden Brenn— 
holzes vom Fondsgute in Spitz und beantragt die Annahme des 
beſſeren Offertes des Joſef Mang mit 4 fl. 20 kr. per Raummeter 
Scheiter, 3 fl. 25 kr. per Raummeter Ausſchuſs, 2 fl. 50 kr. per 
Raummeter Prügel und Stücke und dem üblichen Vorzugsgeld gegen 
Lieferung auf einen Lagerplatz an der Donau und ſofortige Barzahlung 
bei der Übernahme. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Eingabe der Poſt- und Telegraphen- 
Direction um Verlängerung des Mietvertrages bezüglich der Locali— 
täten im alten Rathhauſe und beantragt die Annahme des Vorſchlages 
der k. k. Poſt⸗ und Telegraphen-Direction auf Mietung der bisher 
innegehabten Localitäten vom Mai 1893 bis Mai 1898 für 4400 fl. 
Zins incluſive Nebengebüren ſowie unter Aufrechthaltung der Beſtim— 
mungen des Vertrages vom 16. April 1887, 3. 36999, unter finn- 
gemäßer Anwendung des § 8, ſowie die Annahme des Zuſatzartikels II. 
Angenommen.) 
St.-N. Schlechter referiert über die Beſtellung des proviſoriſchen 
Leiters des VIII. ſtädtiſchen Waiſenhauſes in Meidling und beantragt, 
den Armenrath Joſef Steininger zum proviſoriſchen Leiter des 
obigen Waiſenhauſes bis zur Schaffung eines Definitivums in dieſer 
Anſtalt zu beſtellen, wobei bemerkt wird, dafs dieſe Stelle als Ehren- 
ſtelle zu betrachten iſt und daſs der proviſoriſche Leiter dieſer Anſtalt 
feinen Anspruch auf Entſchädigung ha’. Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Dffertverhandlungs = Ergebnis 
bezüglich der Herſtellung von Cloſet- und Piſſoirbeſpülungs⸗Einrich⸗ 
tungen in vier Schulgebäuden und beantragt, die Beiſtellung dieſer 
Cloſets und die Inſtallationsarbeiten bei der Einführung der Cloſet— 
und Piſſoirbeſpülung der Firma P. F. Adamek mit 20 Percent 
Nachlass zu übertragen. Das Stadtbauamt wird beauftragt, ſtrengſtens 
darüber zu wachen, dafs die Fertigſtellung der Arbeiten innerhalb der 
diesjährigen Hauptferien ſtattfindet. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
puncto Herſtellung eines Waſſerleitungs-Rohrſtranges in der Schön⸗ 
brunner⸗ und Hetzendorferſtraße, ſowie die Aufſtellung von ſechs Aus— 
laufbrunnen und drei Feuerhydranten in Hetzendorf und Altmannsdorf. 
Derſelbe beantragt, das Offert des Beſtbieters Ed. Rzehaczek, 
Stadtbaumeiſter, V., Wienſtraße Nr. 93, welcher die vorbezeichneten 
Arbeiten im veranſchlagten Koſtenbetrage von 8348 fl. 48 kr. mit 
einem Nachlaſſe von 16 ½ Percent unter rechtsverbindlicher Anerkennung 
der Bedingniſſe zu übernehmen ſich bereit erklärt hat, zu genehmigen. 
Die Inſtallationsarbeiten werden durch den Inſtallateur J. Poſer 
ausgeführt und beträgt der Geſammtnachlaſs 1256 fl. 68 kr. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Kindergärtnerin 
Hermine Maſtahler um einen zweimonatlichen Urlaub und bean⸗ 
tragt die Geſuchsgewährung und Genehmigung der Koſten für die 
Supplierung per 60 fl. (Angen ommen); 
— derſelbe referiert über die Interpellation des Gem.-Rathes 
v. Götz im Stadtrathe, betreffend die Aufſtellung der Gasflammen 
in der Alleegaſſe in Hacking und erklärt, dass dieſelbe mit Rückſicht 
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auf den Stadtraths-Beſchluſs vom 28. Juni l. J., Z. 3426, gegen- 
ſtandslos ſei. (Zur Kenntnis); 

— derſelbe referiert in Betreff des Waſſerbezuges ſeitens 
Privater und von Geſchäftsleuten bei den öffentlichen Auslaufbrunnen 
in den neuen Bezirken und beantragt: 

1. Es ſei im Principe die Bewilligung zum Bezuge von Waſſer 
in den neu einverleibten Bezirken vor den öffentlichen Auslaufbrunnen 
mittelſt Butten auf Widerruf, und zwar mit Ausnahme der Tages- 
ſtunden von 7 bis 8 Uhr früh, 11 bis 1 Uhr mittags und 6 bis 
8 Uhr abends und auch in der übrigen Zeit mit Vermeidung einer 
Behinderung des Waſſerbezuges zum Zwecke des Trinkens und der 
Haushaltung auszuſprechen. 

2. Dem Anton Koretz gegen Widerruf die directe Einleitung 
des Hochquellenwaſſers vom Straßenrohre zur Erzeugung von Soda— 
waſſer zu bewilligen. Für das mit 15 hl täglich feſtzuſetzende Waſſer— 
quantum iſt der beſtimmte Preis für induſtrielle Zwecke in Anrechnung 
zu bringen und ſind ferner die Betriebskoſtenbeiträge und die Waſſer— 
meſſerrente zu entrichten. Für die Ableſung des Waſſermeſſers iſt die 
übliche Gebür zu bezahlen. 

3. In Bezug auf die Durchführung der geſtellten Anträge wäre 
die k. k. Polizeibehörde um ihre Intervention wegen der Überwachung 
und Aufrechthaltung der Ordnung bei den Auslaufbrunnen in den 
Bezirken XI bis XIX beſonders zu erſuchen. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Protokolle der Sitzungen nach- 
ſtehender Bezirksausſchüſſe: des II. Bezirkes vom 22. Juni, des 
III. Bezirkes vom 23. Juni, des V. Bezirkes vom 3. Mai, des 
VI. Bezirkes vom 11. Mai und des IX. Bezirkes vom 5. April 1892 
und beantragt, dieſe Protokolle zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen.) 

St.- N. v. Götz referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis 
für den Canalbau in der Gasgaſſe im XV. Bezirk und beantragt die 
Genehmigung des Beſtbotes des Maurermeiſters Heinrich Sikora 
mit dem angebotenen Nachlaſſe von 19˙6 Percent von den Koſten— 
anſchlagspreiſen per 1813 fl. 58 kr. Angenommen); 

— derſelbe referiert über den durch die Rechnung des Zimmer- 
meiſters Joſef Puchinger für die Unterſuchung der Glockenſtühle 
in den Kirchen nothwendigen Zuſchuſscredit und beantragt, zur 
Rubrik IV 18 einen Zuſchuſscredit in der Höhe von 536 fl. zu 
bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Mehrkoſten für die Inftallations- 
arbeiten der elektriſchen Anlage im Rathhauſe und beantragt, die 
Bewilligung eines Zuſchuſscredites in der Höhe von 589 fl. 81 kr. 
zur Poſition IV 22 „Bauliche und ſonſtige Herſtellungen im Nath— 
hauſe“ zu genehmigen. ( Angenommen.) 

St.-R. v. Neumann referiert über das Anſuchen des Victor 
15 um Conſens zu baulichen Herſtellungen auf der Bürgerſpital— 
fonds⸗Realität X., Simmeringerſtraße Nr. 3 und beantragt die Be— 
ſtätigung des vom Magiſtrate beantragten Bauconſenſes. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Hartl um 
Baubewilligung auf Einl.⸗Z. 1379 X. Bezirk, Quellengaſſe und 
beantragt die Beſtätigung des vom Magiſtrate beantragten Bauconſenſes 
gegen dem, dafs noch vor der Verbauung der für das Thorportale 
erforderliche Straßengrund von 0°45 m? um den Pauſchalbetrag von 
6 fl. eingelöst werde. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
bezüglich Herſtellung der Heizanlage in der Schule VI., Kopernikus⸗ 
und Cornelinsgaſſe, und beantragt, die Ausführung der maſchinellen 
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Arbeiten zur Auswechslung der Heizapparate in der ſtädtiſchen Doppel- 
ſchule im VI. Bezirk, Cornelius- und Kopernikusgaſſe und Herſtellung 
einer Niederdruck-Dampfluftheizung wird auf Grund des zur Offert— 
verhandlung vom 13. Juni 1892 überreichten Projectes der Firma 
H. Heim J., Michaelerplatz 5 um den nicht überſchreitbaren Marimal- 
betrag von 5950 fl. 40 kr. übertragen. Die Firma hat um dieſen 
Betrag auch die Kaltluftſchieber und Einſteigthüren zu liefern, ferner 
die im Offerte nicht enthaltenen Heizkammer-Thermometer ohne Auf⸗ 
zahlung beizuſtellen. Statt des im Projecte aufgeführten Sicherheits- 
ventiles mit Signalpfeife iſt ein ſolches mit elektriſchem Signalapparat 
zu liefern, zu den Keſſeln iſt Martinſtahl aus den Heuberger Werken 
der allgemeinen Montan-Geſellſchaft zu verwenden. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
bezüglich des Umbaues des Canales I., Goldſchmiedgaſſe und beantragt 
die Genehmigung des Beſtbotes des Maurermeiſters Heinrich Sikora 
mit dem offerierten Nachlaſſe von 23°5 Percent von der veranſchlagten 
Koſtenſumme per 3790 fl. 79 kr. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Offertverhandlungsergebnis puncto 


| Verlängerung des Canales in der Wollzeile und Bau eines Canales 


in der Zedlitzgaſſe im J. Bezirke und beantragt die Genehmigung des 
Beſtbotes des Stadtbaumeiſters E. Rzehaczek mit dem ange— 
botenen Nachlaſſe von 14.6 Percent vom veranſchlagten Koſtenbetrage 
und dem in den Bedingniſſen vorgeſchriebenen Arbeitstermine von 
22 Tagen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Dr. 
Lue ger betreffend Verhandlungen mit der Regierung wegen Auflaſſung 
der Getreidemarkt-Kaſerne und beantragt, der Magiſtrat wird aufge⸗ 
gefordert, den zur Geltendmachung der Anſprüche der Gemeinde an 
das k. k. Militärärar hinſichtlich der Benützung der Getreidemarkt— 
kaſerne geeignete Anträge ehebaldigſt zu ftellen. 

Das Stadtbauamt wird beauftragt: 

1. Vorſchläge über die Parcellierung der Getreidemarkt-Kaſerne und 
des Metzenhauſes, ſowie einen Calcul über das muthmaßliche Erträgnis 
bei Verkauf der Gründe vorzulegen. 

2. Hinſichtlich der approximativen Koſten einer Erſatzkaſerne zu 
berichten, unter der Vorausſetzung einer dem dermaligen Beſtand äqui⸗ 
valenten Herſtellung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Dr. 
Klotzberg wegen Beziehung von Marktintereſſenten bei Anlage des 
Seuchenhofes oder ſonſtiger Bauten auf dem Centralviehmarkte und 
beantragt, den diesbezüglichen Bericht des Magiſtrates, nach welchem 
die Marktintereſſenten ohnehin bei ſämmtlichen Localcommiſſionen bei 
Bauten am Viehmarkte beigezogen werden, zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen.) 

St.-R. Dr. Vogler referiert über Geſuche zweier Lehrperſonen 
um Krankenaushilfen bezüglich der Note des Bezirksſchulrathes, betreffend 
die Competenz zur Entſcheidung derartiger Geſuche und beantragt, da 
nach 5 40 des L.⸗G. vom 5. April 1870, Nr. 34 L.⸗G.⸗Bl., die 
Verwaltungsgeſchäfte des Bezirksſchulfonds in einem aus einer einzigen 
Gemeinde beſtehenden Schulbezirke gleich anderen Gemeindeange— 
legenheiten durch die Gemeindevertretung und ihre Executivorgane 
beſorgt werden und die wenngleich vom hohen k. k. n. ö. Landesſchul⸗ 
rathe genehmigte Gefchäftsorduung des Bezirksſchulrathes dieſe Be⸗ 
ſtimmung eines Landesgeſetzes abzuändern nicht im Stande iſt, iſt das 
Begehren des löblichen Bezirksſchulrathes, die vorliegenden Geſuche um 
Krankheitsaushilfen entweder dem Bezirksſchulrathe zur competenten 
Amtshandlung abzutreten oder den Bittſtellern zurückzuſtellen, abzulehnen. 


—Ü— ————— Va . — — 


Im Hinblicke auf § 90 lit. o des Gemeindeſtatutes hat der 
Magiſtrat dieſe Geſuche im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe zu erledigen. 
Inſoweit es ſich um Aushilfen unter 100 fl. handelt, hat auch 
in künftigen Fällen der Magiſtrat im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe zu 
entſcheiden und hat die Vorlage der Acten an den Stadtrath zu ent— 
fallen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Lehrfächervertheilung an der 
Gumpendorfer Communal-Ober-Realſchule pro 1892/93 und beantragt, 
den bezüglichen Bericht des Magiſtrates zur Kenntnis zu nehmen. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Beſetzung der Unterlehrerſtelle an 
der Special⸗Schulabtheilung für taubſtumme Kinder, XVIII. Bezirk 
Währing, Klettenhofergaſſe 3 und beantragt, die proviſoriſche Unter— 
lehrerin Karoline Mlady an obiger Anſtalt zu ernennen (präſentieren). 
(17 Anweſende.) (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Beitrag für das Lehrlingsheim 
pro 1891 und beantragt, der Gewerbeſchul-Commiſſion den auf die 
Commune Wien zur Erhaltung des Lehrlingsheim pro 1891 ent— 
fallenden Beitrag per 1272 fl. 64 kr. flüſſig zu machen, indem die 
Sicherſtellung der vom Gemeinderathe mit Beſchluſs vom 14. April 1888, 
Z. 8243, zu obigem Zwecke gewährten Jahresſubvention per 2000 fl. 
sub Rubrik XLV 5 „Subvention zur Erhaltung eines Lehrlingsheim 
in Wien“ im Budget pro 1892 erfolgt iſt. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Bericht des Magiſtrates bezüglich 
der Eröffnung des ſtädtiſchen Pädagogiums, ſowie über die noth— 
wendig gewordene Anderung des Statutes und beantragt, den Bericht 
zur Kenntnis zu nehmen und das Statut des Wiener Pädagogiums 
mit Rückſicht auf die geänderten Verhältniſſe abzuändern wie folgt: 


Erſter Abſchuitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 1. 

Das „Pädagogium“ iſt eine vom Gemeinderathe für die Volks— 
und Bürgerſchullehrer (Lehrerinnen) der Commune Wien errichtete 
Fortbildungsanſtalt. Es hat die Aufgabe, eine erhöhte und vermehrte 
Berufsbildung, wie ſolche die Entwickelung des ſtädtiſchen Volksſchul— 
weſens erfordert, zu vermitteln. 

5:2, 

Die Fortbildung, welche das „Pädagogium“ ertheilt, ſoll eine 
doppelte, eine theoretiſche und praktiſche fein, und ſich ſowohl in fach— 
licher, als in pädagogiſch⸗didaktiſcher Richtung äußern. 

8 

Zum Behufe der praktiſchen Ausbildung iſt mit dem „Päda— 

gogium“ eine Übungsſchule verbunden. 
§ 4. 

Als ordentliche Hörer (Hörerinnen) werden jene angeſehen, welche 
in dem methodiſchen Curſe an der theoretiſchen und praktiſchen Aus— 
bildung, in dem wiſſenſchaftlichen Curſe, an dem Unterrichte in der 
Pädagogik und in ſämmtlichen Fächern einer der drei für Bürger— 
ſchullehramts-Prüfungen vorgeſchriebenen Gruppen theilnehmen. 

8 

Die übrigen Theilnehmer der theoretiſchen Ausbildung heißen 
außerodentliche Hörer (Hörerinnen) und können an dem Unterrichte in 
einem oder mehreren Gegenſtänden theilnehmen. 

§ 6. 

Das Verzeichnis der ordentlichen und außerordentlichen Hörer 

(Hörerinnen) nebſt Angabe des Frequentationsplanes der letzteren iſt 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 56, 19. Juli 1892. 


1813 


ſpäteſtens ſechs Wochen nach Beginn des Lehrcurſes dem Stadtrathe 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die ordentlichen und außerordentlichen Hörer. 
2 § 7. 

Die Aufnahme der ordentlichen und außerordentlichen Hörer 
(Hörerinnen) geſchieht durch den Director am Anfang des Schuljahres 
und ſetzt mindeſtens das Reifezeugnis einer Lehrerbildungsanſtalt voraus. 
Als gleichwertig können Reifezeugniſſe der Mittelſchulen und Lehr— 
befähigungszeugniſſe zum Unterrichte in der franzöſiſchen und engliſchen 
Sprache als Kindergärtnerinnen und Arbeitslehrerinnen angeſehen 
werden. 

8 8. 

An den Schulen der Wiener Commune wirkende Lehrer, welche 
die Aufnahme beanſpruchen, haben weder eine Aufnahmsgebür, noch 
ein Schulgeld, noch irgend eine andere Abgabe zu entrichten. 


89 

An den Schulen der Wiener Commune nicht in Verwendung 
ſtehende Candidaten (Candidatinnen) können auch in das „Pädagogium“ 
unter der Bedingung eintreten, daſs fie die Qualification beſitzen, welche 
für die Anſtellung in dem communalen Schuldienſte erforderlich iſt. 
Sie haben gleichfalls keinerlei Gebüren zu entrichten. Dagegen haben 
ſolche Kandidaten (Kandidatinnen), welche dieſe Qualification nicht 
beſitzen, den ungariſchen Ländern oder dem Auslande angehören, ein 
Schulgeld zu entrichten, das für den Fall, als ſie ordentliche Hörer 
(Hörerinnen) find, per Semeſter 25 fl., für den Fall, dafs fie nur 
einzelne Fächer hören, ſoviel Gulden per Semeſter beträgt, als ſie 
wöchentlich Unterrichtsſtunden beſuchen. Das Schulgeld iſt vierteljährig 
vorauszubezahlen. Wer ungeachtet der vorausgegangenen Mahnung 
zwei Monate über den Termin mit ſeinem Schulgelde im Rückſtande 
bleibt, iſt von der Anſtalt ausgeſchloſſen. 


8 10. 


Ein jeder ordentliche oder außerordentliche Hörer (Hörerin) 


macht ſich mit feinem Eintritte in die Anſtalt anheiſchig, die Unter— 


richtsſtunden pünktlich zu beſuchen, an den Übungen fleißig theilzu⸗ 


nehmen, den Wünſchen der Lehrer willig nachzukommen, überhaupt den 


für die ordentlichen und außerordentlichen Hörer beſtehenden, oder ſonſt 
an ihn ergehenden Weiſungen und Vorſchriften ſich zu unterziehen. 


| § 11. 

Den Grundſätzen der Diſeiplin Zuwiderhandelnde können dem 
Diſciplinarverfahren unterzogen werden. 

Die Diſciplinarſtrafen ſind: 

Zurechtweiſung durch den Lehrer, 
Verweis durch den Director, 
„Verweis vor der Lehrerconferenz, 
Verweis durch den Stadtrath, 
Androhung der Ausweilung, 
wirkliche Ausweiſung. 

Die Anwendung der Diſciplinarmittel sub 4 bis 6 erfolgt über 
Antrag des Lehrkörpers von Seite des Stadtrathes. Doch kann der 
Director ordentliche oder außerordentliche Hörer bei ſchweren Vergehen 
proviſoriſch von dem Unterrichte ausſchließen. 

8 12. 

Wer durch vierzehn Tage ohne genügende Entſchuldigung von 

dem Unterrichte hinwegbleibt, iſt als ausgetreten zu betrachten. 
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Dritter Abſchnitt. 
Die Lehrer. 
8 13. 

Jede Lehrerſtelle am wiſſenſchaftlichen Curſe des Pädagogiums 
wird vom Stadtrathe nach Ausſchreibung eines Concurſes auf Grund 
eines Vorſchlages des Directors beſetzt. Als Lehrer der ſpeciellen 
Methodik ſtehen in der Regel die an der Übungsſchule thätigen Lehr- 
kräfte in Verwendung. Doch können in beſonders rückſichtswürdigen 
Fällen auf Vorſchlag des Directors durch den Stadtrath auch andere 
nicht an der Übungsſchule thätige Lehrkräfte der ſtädtiſchen Volks- und 
Bürgerſchulen mit dieſem Unterrichte betraut werden. Als Lehrer am 
Pädagogium ſind nur ſolche Männer zuläſſig, die ihre volle Befähigung, 
den betreffenden Gegenſtand in einer für die Fortbildung von Lehrern 
geeigneten Weiſe vorzutragen, dargethan haben. Jede Ernennung eines 
Lehrers wird vor der Ausſtellung des Decretes dem n.⸗ö. Landes⸗ 
ſchulrathe zur Beſtätigung vorgelegt, welche nur wegen Mangels der 
geſetzlichen Erforderniſſe verweigert werden darf. Die Confeſſion kann 
kein Grund der Ausſchließung ſein. 


8 14. 

Ohne Erlaubnis des Directors darf keine Unterrichtsſtunde ein— 
geſtellt werden. In Verhinderungsfällen hat jeder Lehrer rechtzeitig dem 
Director Anzeige zu machen. Ein achttägiger Urlaub kann vom Director, 
ein längerer nur vom Stadtrathe ertheilt werden. Für die Stell— 
vertretung hat der Lehrer im Einverſtändniſſe mit dem Director zu 
ſorgen, bei längerer Verhinderung wird die nöthige Verfügung vom 
Stadtrathe getroffen. 


AAL 


§ 15. 

Jeder Lehrer hat über den jeweiligen Beſtand der ihm zur Ver— 
fügung geſtellten Lehrmittel, Karten, Bücher, Zeichnungen, Apparate, 
Inſtrumente ꝛc. ein von dem Director mitzufertigendes Verzeichnis zu 
führen und iſt für dieſelben verantwortlich. Für die nicht in der Ver— 
wahrung der einzelnen Lehrer befindlichen Bücher oder ſonſtigen Lehr— 
mittel haftet der Director. 

8 16. 

Jeder Lehrer hat die Pflicht, ſeinen Unterricht genau nach dem 
feſtgeſtellten Lehrplane zu ertheilen. Die für den Untericht erforderlichen 
Correcturen und Vorbereitungen ſind außer den Lehrſtunden vor— 
zunehmen. 

§8 17. 

Sämmtliche Lehrer haben den Director in der Aufrechthaltung 
der Diſciplin, ſowie in allen übrigen Richtungen ſeines Amtes kräftigſt 
zu unterſtützen; uamentlich haben ſie am Schluſſe jedes Semeſters 
bei der Feſtſtellung der Fortſchritte der ordentlichen und außerordent— 
lichen Hörer mitzuwirken. 

8 18. 

Die Conferenzen des Lehrkörpers finden in der Regel alle zwei 
Monate und außerdem ſo oft ſtatt, als es der Director oder die 
Majorität des Lehrkörpers für nöthig erachtet. Jeder am „Pädagogium“ 


angeſtellte Lehrer ſoll den Konferenzen regelmäßig beiwohnen; Ab- 


weſende ſind unter Angabe, ob entſchuldigt oder nicht, im Protokolle 
anzumerken. 
§ 19. 

Vor die Conferenz gehören alle wichtigen Angelegenheiten: Ver— 
ſtändigung über die Einrichtung des Unterrichtes, Verbeſſerung des— 
ſelben, Beſprechung des Lehrplanes, mündliche und ſchriftliche Cenſuren, 
Anwendung des § 11, Z. 3—6, Entlaſſung von Hörern, allgemeine 
Fortentwicklung der Anſtalt, Gutachten für den Stadtrath u. ſ. w. 
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8 20. 
Kein Lehrer kann eigenmächtig und vor Ablauf eines Semeſters 
von der Anſtalt ausſcheiden. Will er es am Schluſſe eines Semefters . 
thun, jo mußs er drei Monate vorher bei dem Stadtrathe um feine 
Enthebung einſchreiten. Der Stadtrath kann einerſeits keinem Lehrer 
anders als mit Ende eines Halbjahres und ſpäter als drei Monate 
vor Ablauf desſelben kündigen. 


Vierter Abſchnitt. 
Der Director. 
8 21. 
„Der Director wird von dem Stadtrathe ernannt. Als Director 
kann nur ein Fachmann, der ſchon durch längere Zeit mit Erfolg an 
einer ähnlichen Anſtalt gewirkt hat, berufen werden. Die Ernennung 
des Directors wird ſo wie die der Lehrer dem Landesſchulrathe zur 
Beſtätigung angezeigt und gelten für dieſelbe die im § 13 enthaltenen 
Beſtimmungen. 
8 22. 

Der Director hat die unmittelbare Leitung und Beaufſichtigung 
des Pädagogiums; er vertritt es nach außen und übt ſein Amt nach 
den Normen des Statutes entweder allein oder in Verbindung mit 
dem Lehrkörper aus. 

8 23. 

Für ſich allein hat der Director: 

a) den Vorſitz in der Lehrerconferenz; 

b) die Aufnahme der ordentlichen und außerordentlichen Hörer; 

c) Vermittlung des amtlichen Verkehrs zwiſchen dem Stadtrathe 
und dem Lehrperſonale; 

d) Bewilligung von Urlaubsgeſuchen an Lehrer und ordentliche 
Hörer auf nicht länger als acht Tage; 

e) Entwurf des Stundenplanes und proviſoriſche, durch den Stadt— 
rath zu beſtätigende Einführung desſelben; 

) Sorge für die Handhabung der Diſciplin und Schulordnung 
in ihrem ganzen Umfange; 

g) den Unterricht an der Anſtalt in einem 10 wöchentliche Stunden 
nicht überſchreitenden Ausmaße, wobei der Zeitaufwand für die 
Conferenzen mit 2 Stunden in Berechnung zu bringen iſt; 

h) regelmäßige Unterrichtsbeſuche im Pädagogium und in der mit 
demſelben verbundenen Übungsſchule; 

i) Ordnung der praktiſchen Übungen im Pädagogium und der Be- 
theiligung an denſelben ſeitens der ordentlichen Hörer; 

k) das Recht bei der Beſetzung von Lehrſtellen am Pädagogium 
einen Ternavorſchlag zu erſtatten und bei der Wahl von defini— 
tiven oder proviſoriſchen Lehrern, reſpective Unterlehrern an der 
Übungsschule ein Gutachten abzugeben; 

)) überwachung des ganzen Ganges der Anſtalt, des Unterrichtes 
der Lehrer, der Befolgung des Lehrplanes, des Gebrauches der 
eingeführteu Lehrmittel, der Einhaltung des Stundenplanes; 

m) allgemeine Verantwortlichkeit für die Ausführung aller die Anſtalt 
betreffenden Vorſchriften; 

n) Jahresbericht über ſämmtliche Verhältniſſe der Anſtalt mit be— 
ſonderer Bezugnahme auf den Erfolg des Unterrichtes, das 
Verhalten der ordentlichen Hörer, die Pflichterfüllung der Lehrer, 
die eigenen Viſitationen und Schulbeſuche zuhanden des Stadt— 
rathes. 

§ 24. 

Gemeinſam mit dem Lehrkörper ſtehen dem Director alle vor 

die Lehrerconferenz gehörigen Gegeuſtände (§ 19). zu; er ſoll in dieſer 
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insbeſondere auf die allſeitige Beachtung und Durchführung der allge— 
meinen Grundſätze des Unterrichtes ($ 34) hinwirken. 
§8 25. 

Wenn nicht ein beſonderes Übereinkommen etwas anderes be⸗ 
ſtimmt, können Director und Gemeinde ſich gegenſeitig nur für den 
Ablauf eines Semeſters und nicht ſpäter als drei Monate vor deſſen 
Ende kündigen. 

Im übrigen unterſteht der Director in allen Dienſtesobliegenheiten 
der für die ſtädtiſchen Beamten geltenden Dienſtpragmatik. 


Fünfter Abschnitt. 


Aufſicht. 
8 26. 
Die Aufſicht über das Pädagogium wird durch den Bürger— 

meiſter und den Stadtrath geübt. 

8 27. 
| Im Magiſtrate wird bezüglich des Pädagogiums die demſelben 
durch das Gemeindeſtatut in adminiſtrativen Angelegenheiten einge⸗ 
räumte Ingerenz vorbehalten. 


Sechster Abſchnitt. 
Der Unterricht. 


§ 28. 

Das Schuljahr währt 10 Monate. Für die Ferien gelten die 
für Lehrerbildungsanſtalten beſtehenden Normen; doch ſind am Schluſſe 
des erſten Semeſters, der mit dem Samstage vor dem Faſching— 
ſonntage eintritt, die Ferien auf den Aſchermittwoch und die demſelben 
folgenden Wochentage zu erſtrecken. Das zweite Semeſter hat an dem 
Montage, der auf den Aſchermittwoch folgt, zu beginnen. 


8 29. 

Der Lehrgang des Pädagogiums umfaſst einen methodiſchen und 
einen wiſſenſchaftlichen Curs von je zwei Jahrgängen. 

In dem methodiſchen Curſe werden die Logik und Pſychologie, 
die Unterrichts⸗ und Erziehungslehre, ſowie die ſpecielle Methodik der 
in den Volks⸗ und Bürgerſchulen obligat eingeführten Gegenſtände 
gelehrt. Außerdem werden die ordentlichen Hörer desſelben in der 
Lehrpraxis durch Muſterlectionen, denen ſie anzuwohnen haben, und 
durch Probelectionen, welche in beſonderen Conferenzen beſprochen 
werden, weiter ausgebildet. 

In dem wiſſenſchaftlichen Curſe werden 

die Geſchichte der Pädagogik, 

die deutſche Sprache und Literatur, 

die Mathematik, 

die Geographie und Geſchichte, 

die Naturgeſchichte, 

die Phyſik und Chemie, 

das Zeichnen und Formenarbeiten, 

die franzöſiſche Sprache und Literatur, die Blindenpädagogik, 
eventuell auch die Taubſtummenpädagogik, die Geſundheitspflege und 
Schulhygiene gelehrt. 

8 30. 

Den Lehrplan, welcher den Inhalt und den Umfang, ſowie die 
Grundſätze des Unterrichtes für jeden einzelnen Gegenſtand beſtimmt, 
ſetzt der Director mit dem Lehrkörper, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Stadtrathes, feſt. Dabei gelten folgende allgemeine Grundſätze: 

1. Der Unterricht am Pädagogium ſoll das an Lehrerbildungs- 
anſtalten Gelernte vertiefen und ergänzen. Er iſt deshalb im metho- 
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diſchen Eurſe weſentlich Wiederholungs-, in dem wiſſenſchaftlichen 
Curſe weſentlich Ergänzungsunterricht. 

2. Zur Aneignung wird nur das in der Schule Verwertbare 
und für den Lehrer Wiſſenswürdige, dieſes aber vollſtändig gebracht. 

3. Sämmtliche Gegenſtände müſſen einheitlich, d. h. in metho- 
diſcher Übereinſtimmung und innerem Zuſammenhange gelehrt werden. 

4. Der ganze Unterricht ſoll darauf ausgehen, zur Selbſtthätigkeit 
anzuregen, das freie Selbſturtheil zu ermöglichen und die eigene Fort⸗ 
bildung anzubahnen. 

Der Lehrplan bedarf zu ſeiner Einführung der Genehmigung des 
Landesſchulrathes. 

8 31. 

Der Stundenplan wird von dem Director verfaſst und vom 
Stadtrathe genehmigt. 

8 32. 

Während der letzten zwei Wochen jedes Semeſters werden mit 
den ordentlichen und außerordentlichen Hörern Colloquien iu ſämmt⸗ 
lichen Gegenſtänden vorgenommen. Dieſelben find fo einzurichten, dafs 
ſie einen klaren Einblick in den am Pädagogium behandelten Lehrſtoff, 
ſowie in die Leiſtungen der Hörer ermöglichen. 

8 33. 

Die Leiſtungen der ordentlichen und außerordentlichen Hörer, die 
ſich aus den Colloquien und aus der Theilnahme an dem Unterrichte 
während des ganzen Schuljahres ergeben, ſind durch folgende Cen— 
ſuren zu bezeichnen: 


1 = ſehr gut, 

2 = gut, 

3 genügend. 
4 — ungenügend. 


Wer ein erhaltenes „Ungenügend“ zu verbeſſern wünſcht, oder bei 
dem Colloquium zu erſcheinen verhindert war, kann bei dem Director 
um die Zulaſſung zu einer Nachprüfung anſuchen. Bei der Nachprüfung 
kann der Stadtrath durch eines ſeiner Mitglieder intervenieren. 

8 34. 

Jeder ordentliche Hörer, der dem Unterrichte während des 
Schuljahres regelmäßig beigewohnt und ſich an den Colloquien be- 
theiligt hat, hat auch über ſeine Leiſtung ein Zeugnis zu erhalten. 
Die Zeugniſſe ſind von dem Director und einem der betreffenden 
Lehrer zu unterzeichnen. 

§ 35. 

Am Jahresſchluſſe tritt nach Beendigung der Colloquien der 
Lehrkörper zu einer Schluſsſitzung zuſammen, in welcher, nachdem 
ſämmtliche Tabellen vorgelegt, die Referate der einzelnen Lehrer ange— 
hört und die Anträge des Directors geſtellt wurden, mit Stimmen- 
mehrheit aller Anweſenden über die Vorrückung der ordentlichen Hörer 
in höhere Jahrgänge beſchloſſen wird. Dem Stadtrathe ſteht frei, ſich 
hiebei durch eines ſeiner Mitglieder mit berathender Stimme vertreten 
zu laſſen. 

Siebenter Abſchnitt. 
Die Übungsſchule. 
§ 36. 

Die Übungsſchule des Pädagogiums iſt als fünfclaſſige Doppel- 
Volks⸗ und dreiclaſſige Doppel-Bürgerſchule (für Knaben und 
Mädchen) eingerichtet. 

§ 37. 

Die Zahl der in jede Claſſe der Übungsſchule aufzunehmenden 
Schüler (Schülerinnen) wird auf 50 feſtgeſetzt. Ein Schulſprengel 
kann der Übungsſchule nicht zugewieſen werden. 
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§ 38. 
Die unmittelbare Leitung der Übungsſchule wird von zwei 


Directoren geführt. 
§ 39. 


Die Übungsſchule unterſteht als öffentliche Schule dem Orts⸗ 
und Bezirksſchulrathe in allen durch das Landesgeſetz vom 12. Oc⸗ 
tober 1870 über die Schulaufſicht feſtgeſtellten Beziehungen. 

§ 40. 


Der Director des Pädagogiums hat auf die Übungsſchule Ein⸗ 


fluſs zu nehmen: 
a) durch Erſtattung eines Gutachtens bei Beſetzung der Stellen des 
Directors, der Lehrer und Unterlehrer an derſelben; 
b) durch Beaufſichtigung der Einhaltung des ſpeciellen Lehrplanes 
und zu dieſem Ende vorgenommene Unterrichtsbeſuche; 
c) durch Feſtſetzung der Stunden und Unterrichtsgegenſtände für die 
Vornahme der praktiſchen Übungen der Hörer des Pädagogiums 
im Einvernehmen mit den Directoren der Übungsſchule. 
Verfügungen in der Übungsſchule zu treffen, ſteht dem Director 
des Pädagogiums nicht zu; erſcheinen ihm ſolche wünſchenswert, ſo 
hat er die Vermittlung des Stadtrathes in Anſpruch zu nehmen. 


Achter Abſchnitt. 
Die Oberaufſicht. 
| § 41. 

Die Oberaufſicht über das Pädagogium wird von dem Landes⸗ 
ſchulrathe und dem Miniſter für Cultus und Unterricht gehandhabt. 
Den Abgeordneten dieſer Behörden ſteht es jederzeit frei, die Anſtalt 
zu inſpicieren und den Prüfungen an derſelben beizuwohnen. Die 
Jahresberichte des Directors werden von dem Stadtrathe im Wege 
des Landesſchulrathes dem Miniſterium für Cultus und Unterricht 


vorgelegt. 


Schluſsbeſtimmung. 
8 42. 

Anderungen dieſes Statutes unterliegen der Genehmigung des 
Miniſteriums für Cultus und Unterricht, welche von dem Gemeinde⸗ 
rathe im Wege des Landesſchulrathes eingeholt wird. | 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt im § 31 an Stelle des Wortes 
„beſtätigt“ „genehmigt“. Ferner beantragt Dr. Huber als Zuſatz zum 
§ 32 „dem Bürgermeiſter bleibt es vorbehalten, Mitglieder des Stadt- 
rathes oder Gemeinderathes zu den Colloquien zu delegieren.“ Der 
Referenten⸗Antrag mit dem Zuſatze und der Abänderung des St.⸗R. 
Dr. Huber werden angenommen. 

St.-N. Dr. Huber referiert über Ergänzungswahlen in den 
Armenrath des XVIII. Bezirkes und beantragt, die Wahl des 

Gleißner Johann, k. k. Official, 

Ladner Wilhelm, Gaſtwirt, 

Drobnik Johann, Herrenſchneider, 

Seyfried Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, 
zu Armenräthen zu beſtätigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Regiſtranten Ferd. 
Caſtle um zweimonatlichen Urlaub und beantragt die Geſuchs— 
gewährung. | | Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Bericht der Verwaltung der 
ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt in Wien, betreffend die Aufnahme von 
Taglöhnerinnen zur Reinigung der Localitäten und beantragt, die 
Aufnahme von weiteren drei auswärtigen Taglöhnerinnen zum Zwecke 
der Reinigung der Fußböden in den Pfründnerzimmern, der Gänge 
und Stiegen mit dem Koſtenbetrage von 720 fl. zu bewilligen und 
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zur Deckung der halbjährigen Auslage pro 1892 per 360 fl. einen 
Zuſchuſscredit zur Verſorgungsfonds-Rubrik X 5 „Reinigung der 
Localitäten“ in gleicher Höhe zu genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Eheleute Sweſeny 
um Ausſtellung einer Freilaſſungserklärung bezüglich Grundb.⸗Einl.⸗ 
Zahl 1075 im IV. Bezirke, Alleegaſſe und beantragt die Löſchung 
der Reallaſt wegen Herſtellung des Trottoirs, jedoch nicht die Löſchung 
des Bauverbotes. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Errichtung der Jakob Kuffner— 
ſchen Studienſtiftung und beantragt, die Übernahme dieſer Stiftung in 
die Verwaltung der Gemeinde Wien, ſowie die Ausfertigung des Stift- 
briefes nach dem vorgelegten Entwurfe zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert über den Statt⸗ 
halterei⸗Erlaſs, Z. 4083, bezüglich der Beitragsleiſtung des Staates 
zur Wienfluſs⸗Regulierung. (Die Debatte wird fortgeſetzt.) 

Der Referent modificiert für den Fall, als der von ihm geſtellte 
Antrag „Aufrechthaltung des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 22. April 
1892, reſpective 27. Jänner 1892“ abgelehnt werden ſollte, den 
Antrag des St.⸗R. Noske in folgender Weiſe: 

„Der Gemeinderath hält an dem von ihm in der an das Herren— 
haus gerichteten Petition vertretenen Rechtsſtandpunkte in der Frage 
der Beitragsleiſtung des Staates zur Wienfluſs⸗Regulierung feſt. Um 
jedoch nicht die Verantwortung für eine etwaige Verzögerung in der 
gänzlichen Beſeitigung der Linienwälle und im Beginne der Arbeiten 
für die Verkehrsanlagen der Gemeinde zu übernehmen, und da das 
Intereſſe der Arbeit erwartenden Bevölkerung durch die Verzögerung 
der Arbeiten mehr geſchädigt würde, als es durch das Feſthalten an 
der berechtigten Forderung der Gemeinde gefördert werden könnte, 
fügt ſich die Gemeinde angeſichts der von der Regierung geſchaffenen 
Zwangslage dem an ſie geſtellten Anſinnen und erklärt in der zu— 
verſichtlichen Erwartung, dafs die hohe Regierung bei Erledigung der 
Linienwallfrage die Intereſſen der Gemeinde gebürend berückſichtigen 
werde, ſeinen Beſchluſs vom 27. Jänner 1892 im § 4 abzuändern 
wie folgt ꝛc. 

(Die Debatte über dieſen Gegenſtand wird wieder aufgenommen.) 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt: 

„Unter Feſthaltung des Standpunktes, welchen der Gemeinderath 
in ſeiner an das hohe Herrenhaus gerichteten Petition eingenommen 
hat, und in Erwägung, dafs der Gemeinderath eine Verantwortung 
für eine Verzögerung in der Durchführung der Verkehrsanlagen nicht 
auf ſich nehmen kann und will, beſchließt der Gemeinderath . . . .“ 

St.⸗R. Dr. Vogler zieht ſeinen Antrag zurück. 

St.⸗R. Noske accommodiert ſich dem Antrage des Referenten. 

Der Referenten-Antrag „Aufrechthaltung des Gemeinderaths— 
Beſchluſſes vom 22. April 1892, reſpective 27. Jänner 1892“ wird 
mit 13 gegen 7 Stimmen abgelehnt. 

Der Antrag des St.⸗R. Dr. v. Billing wird mit 15 gegen 
4 Stimmen angenommen. 

Der Zuſatz⸗Antrag des Referenten „endlich in der zuverſichtlichen 
Erwartung, daſs die hohe Regierung bei Erledigung der Linienwall— 
frage die Intereſſen der Gemeinde gebürend berückſichtigen werde, —“ 
wird mit 14 Stimmen angenommen. 

Desgleichen wird die Formulierung des § 4 in der Faſſung des 
Referenten angenommen. 

Der Beſchluſs lautet ſonach: 

Unter Feſthaltung des Standpunktes, welchen der Gemeinderath 
in ſeiner an das hohe Herrenhaus gerichteten Petition eingenommen 
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hat, und in Erwägung, dafs der Gemeinderath eine Verantwortung 
für eine Verzögerung in der Durchführung der Verkehrsanlagen nicht 
auf ſich nehmen kann und will, endlich in der zuverſichtlichen Er— 
wartung, dafs die hohe Regierung bei Erledigung der Linienwallfrage 
die Intereſſen der Gemeinde gebürend berückſichtigen werde, beſchließt 


der Gemeinderath, feinen Beſchluſfs vom 27. Jänner 1892 im § 4 


abzuändern wie folgt: 
| 8 4. 

Die Betheiligung der Gemeinde an den im § 1 genannten Ver⸗ 
kehrsanlagen erfolgt unter der Bedingung, daſs dem Programme 
ſeitens des Landes Nieder-Oſterreich und ſeitens des Staates zu⸗ 
geſtimmt werde, dafs behufs der Betheiligung des Landes und des 
Staates an der Verzinſung und Tilgung des aufzunehmenden An- 
lehens die verfaſſungsmäßige Genehmigung erwirkt werde und daſs 
bezüglich der Wienfluſs-Regulierung das Land Nieder⸗Oſterreich die Ver- 
zinſung und Tilgung jenes Anlehensbetrages, welcher zur Beſchaffung 
des nach Maßgabe des Bauforiſchrittes auszuzahlenden, auf das Land 
entfallenden effectiven Betrages von 5,000.000 fl. nebſt den auf⸗ 
laufenden Intercalarzinſen erforderlich iſt — und der Staat vom 
1. Jänner 1898 angefangen die Verzinſung und Tilgung eines 
Nominalbetrages von 5,000.000 fl. des von der „Commiſſion für 
die Verkehrsanlagen in Wien“ aufzunehmenden, mit höchſtens 4 Percent 
verzinslichen und innerhalb längſtens 90 Jahren rückzahlbaren An— 
lehens — übernehmen. 

St.-. Kreindl referiert über den Antrag des Gem.⸗Nathes 
Schenzel wegen Errichtung eines Rettungsplatzes auf dem Bauern— 
feldplatze im IX. Bezirke und Aufſtellung eines Intenſivbrenners. 
Derſelbe beantragt die Herſtellung eines Rettungsplatzes auf dem 
Bauernfeldplatze im IX. Bezirke an der in der vorgelegten Beleuchtungs⸗ 
ſkizze mit M bezeichneten Stelle mit dem Koſtenbetrage von 120 fl., 
welche Auslage sub Rubrik XXII 1 a des Budgets ihre Deckung 
findet, ſowie die Beleuchtung dieſes Rettungsplatzes mit einer ganz⸗ 
nächtigen Gasflamme, die mit Rückſicht auf die geringen Dimen⸗ 
ſionen des Bauernfeldplatzes, ſowie der übrigen dort vorhandenen 
Gasflammen hinreichend erſcheint, mit dem jährlichen Koſtenbetrage 
von 38 fl. 33 kr. (bedeckt Rubrik XXV I a). (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Abſchreibung eines rückſtändigen 
Platzzinſes nach Michael Stierling und beantragt, die Bewilligung 
zur Abſchreibung des uneinbringlichen Reſtes per 133 fl. 90 kr. zu 
genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Abſchreibung einer Canal-Ein⸗ 
mündungsgebür nach Ig. und W. Huber und Karl Linſenmayer. 
Derſelbe beantragt die Abſchreibung dieſer Gebüren. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Maria Eliſabethen⸗ 
Vereines um Subvention und beantragt, dieſem Vereine auch für das 
Jahr 1892 eine Subvention im Betrage von 200 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis be⸗ 
züglich des Canalbaues XV. Bezirk, Aufmarſchgaſſe und innere Gürtel⸗ 
ſtraße. Derſelbe beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Maurer— 
meiſters Heinrich Sikora mit dem angebotenen Nachlaſſe von 
24:6 Percent von den Koſtenanſchlagspreiſen per 2475 fl. 50 kr. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Verkauf von altem Schmiedeeiſen 
und Keſſelblech und beantragt, den Verkauf von circa 50 Meter-Centner 
alten unbrauchbaren Schmiedeeiſens und circa 15 bis 20 Meter-Centner 


EN 


1817 


e — N 


alten unbrauchbaren Keſſelbleches zum Preiſe von 2 fl. 75 kr. aus 
freier Hand an Moriz Bau er. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Beſtimmung des Platzzinſes für 
die Tiſchaufſtellung vor dem Gaſthauſe des Joſef Bornſtorfer, 
Nuſsdorf, Hauptſtraße 5, und beantragt die Genehmigung des Platz⸗ 
zinſes mit 5 fl. (An genommen.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter referiert über Beſetzungen 
im Stadtbauamte und beantragt 

die Beförderung des Joſef Sdouz zum Ingenieur 3. Gehalts⸗ 
ſtufe; 

die Vorrückung des Ignaz Schneider zum Ingenieur⸗Adjuncten 
I. Claſſe, 1. Gehaltsſtufe; 

die Vorrückung des Joſef Pickniezek zum Ingenieur⸗Adjuncten 
I. Claſſe, 2. Gehaltsſtufe. 

die Beförderung des Hugo Hromatka zum Ingenieur⸗Adjuncten 
I. Claſſe, 3. Gehaltsſtufe; 

die Vorrückung des Karl Ebenheh zum Ingenieur-Adjuncten 
II. Claſſe, 1. Gehaltsſtufe; | 

und die Beförderung des Wenzel Schetril zum Ingenieur⸗ 
Adjuncten II. Claſſe, 2. Gehaltsſtufe. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Entſcheidung der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Neunkirchen vom 24. Juni 1892, Z. 12031, wegen 
Vornahme der Bauarbeiten zur Unterfahrung der Quellen im Naſs⸗ 
wald und Reißthal und beantragt, von der Ergreifung eines Recurſes 
gegen obige Entſcheidung, womit die Bewilligung ertheilt wird, die 
sub 1 und 2 der Entſcheidung verzeichneten Arbeiten ſofort in Aus⸗ 
führung zu bringen, gänzlich abzuſehen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Protokoll bezüglich der neunten 
Reviſion der Stollenbauarbeiten vom großen Höllenthale zum Kaiſer⸗ 
brunnen und über die dritte Reviſion der Bauarbeiten vom Naſswald 
zum großen Höllenthale und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Arbeiter-Kranken⸗ 
caſſa in Gloggnitz um eine Entſchädigung für die ärztliche Behandlung 
der Waſſerleitungs⸗Bauarbeiter im Naſswald und Höllenthal. Derſelbe 
beantragt, ohne hiezu eine Verpflichtung anzuerkennen oder zuzugeben, 
aus Billigkeitsrückſichten und auf Widerruf der allgemeinen Arbeiter- 
Krankencaſſa in Gloggnitz gegen dem, dafs der Anſtaltsarzt regelmäßig 


an zwei zwiſchen ihm und der Bauleitung zu vereinbarenden Tagen 


jeder Woche in ſämmtlichen Arbeiterbaracken im Höllenthale und Naſs⸗ 
walde ärztliche Nachſchau pflegt und dafs die Bauleitung berechtigt 
iſt, in außerordentlichen Fällen der Verunglückung oder plötzlichen 
Erkrankung von Arbeitern dieſen Arzt oder einen anderen Arzt auf 
Koſten der Krankencaſſa zu requirieren, auf die Dauer der Bauzeit 
eine jährliche Subvention von 300 fl. zuzugeſtehen. 
(Angenommen.) 

St.-R. Dr. Hackenberg referiert über die Aufſtellung von 
Pferde⸗Unterſtandshallen der Wiener Tramway-Geſellſchaft in der 
Gumpendorferſtraße und beantragt: 

Es ſei der Herſtellung des mit dem Stadtraths-Beſchluſſe 
vom 24. Februar 1892, Z. 1475, geſtatteten Gallerie-Einbaues in 
die Mauer des Eßterhazygartens in der Gumpendorferſtraße zum Zwecke 
der Unterbringung von vier Vorſpannspferden der Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft an dem nunmehr commiſſionell ausgemittelten Platze zu⸗ 
zuſtimmen. Angenommen.) 

Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 6. Juli 1892 
(nachmittags). 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Rich ter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Noske, 
v. Götz, Schlechter, 
v. Goldſchmidt, Schneiderhan, 
Dr. Grübl, Dr. Stenzl, 
Dr. Huber, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 
Experte: Ingenieur Kloſe. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Appel. 


Bürgermeifler Dr. Prix eröffnet die Sitzung. 

St.-N. Meißl referiert über 19 Geſuche um Aufnahme, 
beziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband und beantragt: 

a) Die Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Velan Karl, Hausdiener; 

Cerny Leopold, Uhrmacher und Goldwarenhändler; 

Boigner Martha, Bedienerin und Wäſcherin; 

Streibel Anton, Bahnarbeiter; 

Malata Emerich, Caſſier; 

Vogel Joſef, Bahnbeamter; 

Zelnicek Gottfried, Geſchäftsleiter; 

Sachs Franz, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 

Butny Johann, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 

Paul Johann, Hausdiener; 

Kral Franz, Klaviermachergehilfe; 

Teufelhart Math., Laternanzünder; 

Sablik Kaſpar, Schuhmachergehilfe; 

Karpiſchek Petronella, Wirtſchafterin. 

b) Die erbetene Zuſicherung zu ertheilen: 

Preßl Gottfried, Aſpirant der Nordbahn; 

Strake Marie, Kleidermacherin; 

Trippelsdorf Joh. Theod., Schlafwagen-Conducteur; 

Kerler Eduard, Beamter; 

Palaſek Barbara, Hausbeſorgerin. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über 14 Geſuche um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt, die Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Preßler Franz, Sicherheitswachmann; 

Kargel Franz, Hilfsbeamter; 

Gmeinbböck Joſef, Gymnaſtiker; 

Schimek Karl, Schuhmacher; 

Navra Franz, Schneider; 

Entinger Alois, Pfaidler; 

Zimmermann Martin, Poſtamtsdiener; 

Klein Florian, Hausbeſorger; 

Bednarzik Joſef, Ziegeldeckergehilfe; 

Doucb a Franz, Hausbeſorger; 
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Czech Alois, Sicherheitswach-Inſpector; 
Stepka Marianne, Taglöhnerin; 
Loybel Marie, Köchin; 
Spoula Franz, Taglöhner und Hausbeſorger. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über zehn Geſuche um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt, die Zuſtändigkeit zu verleihen: 
Starzinger Juliana, Köchin; 
Weiß Rudolf, Stoffknopfmacher; 
Schmidt Eduard, Hilfsarbeiter; 
Bruckner⸗Ferſchitz Karl, Cartonnagearbeiter; 
Sturm Franz, Kaffeekoch; 
Kießlich Joſef, Zuſchneider; 
Franz Johann, Bäcker; 
Wanke Anna, Fabriksarbeiterin; 
Fortelny Joſefa, Bedienerin; 
Schimpf Johann, Gaſtwirt. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über vier Geſuche um Verleihung der Zu— 
ſtändigkeit nnd beantragt, die Zuſtändigkeit zu verleihen: 
Knettner Fanny, Kleidermacherin; 
Dworzak Barbara, Köchin; 
Schwarz Joſef, Sattlergehilfe; 
Wolf Joſef, Kammerdiener. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Alois Scheidl, 
Vergolder und Hausbeſitzer, um Verleihung des Bürgerrechtes und 
beantragt die Verleihung des Bürgerrechtes an Alois Scheidl. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt: 
Das Bürgerrecht zu verleihen: 
Haudek Franz, Kleidermacher; 
Zellhofer Anton, Bäcker; 
Berger Ferdinand, Müller; 
Wein er Philipp, Fellhändler; 
Kohn Adolf, Fellhändler; 
Gründler Heinrich, Hufſchmied; 
Weitſchacher Joſef, Gaſtwirt. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über fünf Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, ſämmtliche Bewerber abzuweiſen. 
( Angenommen.) 
St.-. Wurm referiert über das Ergebnis der Offertverhandlung 
wegen Vergebung der zur Erweiterung der Geleiſeanlage beim ſtädtiſchen 
Lagerhauſe erforderlichen Schienen, Laſchen und Platten im veran- 
ſchlagten Koſtenbetrage von 4370 fl. und beantragt, dieſe Lieferung 
dem commerciellen Centralbureau der Witkowitzer Bergbau- und 
Eiſenhütten⸗Gewerkſchaft, und zwar die Lieferung der Schienen zum 
Preiſe von 10 fl. 75 kr. und der übrigen Artikel zum Preiſe von 
14 fl. per Meter⸗Centner, zu übertragen und die bedungene Nedu- 
cierung der Haftungspflicht von fünf auf drei Jahre zu genehmigen. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Auguſt Grafen 
Zichy um Baulinienbeſtimmung für Or.⸗Nr. 10 Schmiedgaſſe in 
Penzing und beantragt, bezüglich der Realität Or.⸗Nr. 10 Schmied⸗ 
gaſſe Penzing die für die Schmiedgaſſe bereits beſtimmte Baulinie 
aufrechtzuhalten und die in der Richtung der Bahngaſſe bisher offen 
gelaſſene Lücke nach Maßgabe der Baulinie der angrenzenden Realitäten 
geradlinig zu ergänzen. (Angenommen); 
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— derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Wein- 
gartner um Genehmigung der Durchführung einer neuen Gaſſe 
durch die Realität Einl.⸗Z. 67 in Währing an der Michagelerſtraße, 
Ferſtelgaſſe und Neugaſſe und beantragt die Ablehnung. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen um Überlaſſung des 

ehemaligen Turnſaales im ſtädtiſchen Hauſe VII. Bezirk, Neubau⸗ 


gaſſe 25 an den Wiener Volksbibliotheksverein und beantragt die 


Ablehnung, nachdem der Gemeinderath zufolge Beſchluſſes vom 
10. Juni 1892, Z. 2692 die Adaptierung dieſes Turnſaales für die 
Steueramtsabtheilung des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den VI. 
und VII. Bezirk genehmigt hat und daher eine anderweitige Ver— 
wendung des Saales dermalen nicht thunlich iſt. 
(Angenommen; 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
III. Bezirkes wegen Einlöſung der Häuſer Nr. 65, 67, 69, 71, 
73 und 121 Erdbergſtraße im III. Bezirke und beantragt die 
Ablehnung. (Angenommen.) 


St.-R. Dr. v. Billing referiert über das Anſuchen des 
geweſenen Sanitätsaufſehers Franz Jünger um Zulage für feine Ber- 
wendung beim Gebüreneinhebungsgeſchäfte und beantragt, dem Ge⸗ 
nannten auf die Dauer ſeiner ſtattgehabten proviſoriſchen Ver— 
wendung, und zwar vom 23. December 1891 an, eine monatliche 
Zulage von 10 fl. zu bewilligen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das neuerliche Anſuchen des Jakob 
Radlecker, ehemaliger Beamter der Gemeinde Neulerchenfeld, um 
Verleihung eines Quinquenniums und beantragt die Ablehnung. (Vide 
Stadtraths⸗Beſchluſs vom 28. Jänner 1892, Z. 306.) 

St.⸗R. Witzelsberger beantragt die Geſuchsgewähruug. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt und der Referenten-Antrag 
angenommen. 


St.-N. Nose referiert über den Antrag des Gem.⸗Rathes 
Rauſcher wegen Begrüßung der ſächſiſchen Turner am 16. Juli l. J. 
und beantragt die Ablehnung aus den im Magiſtrats⸗Berichte ange⸗ 
führten Gründen. ( Angenommen.) 

St.-N. Dr. Huber referiert über den zwiſchen der Gemeinde 
Wien und der Allg. öſterr. Elektricitäts-Geſellſchaft in Wien abzu⸗ 
ſchließenden Vertrag und beantragt: 

8 1. 

Die Gemeinde Wien ertheilt der Allgemeinen öſterreichiſchen 
Elektricitäts⸗Geſellſchaft das Recht, in den ſtädtiſchen Straßen, Gaſſen, 
Plätzen, Brücken und Gartenanlagen in dem dermaligen Gemeinde⸗ 
gebiete in Wien für die Vertheilung elektriſcher Kraft, reſpective zum 
Zwecke elektriſcher Beleuchtung und ſonſtiger elektriſcher Verrichtungen 
von ihrer Erzeugungsſtätte in Wien, II., Obere Donauſtraße Nr. 23, 
Leitungen ſammt allem Zugehör zu legen und dieſelben für die Be⸗ 


leuchtung, Heizung, Krafttransmiſſion und alle anderen zuläſſigen 


Zwecke, zu welchen elektriſche Kraft angewendet werden kann, zu 
benützen, inſoweit hiedurch in den betreffenden ſtädtiſchen Objecten 
(Straße, Gaſſe, Platz, Brücke, Gartenanlage) die jeweilig beſtehenden 
Telegraphen⸗, Telephonleitungen und ſonſtigen Elektricitätsleitungen 
nicht geſtört werden und die Anlage ſolcher Leitungen ſowie von elek⸗ 
triſchen Leitungen überhaupt, ſei es eines anderen Unternehmers oder 
der Gemeinde, ſich aus techniſchen Gründen nicht als unmöglich 
darſtellt. (Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke übernimmt 
den Vorſitz.) 
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8 2. 
Referent beantragt, das der allg. öſterr. Elektricitäts⸗Geſellſchaft 


ertheilte Benützungsrecht derſelben bis 13. October 1937 einzu⸗ 
räumen. 

St.⸗R. v. Goldſchmidt beantragt nach dem Magiſtrats⸗ 
Antrage „bis 1. Juli 1939“. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt „bis 1. Juli 1940“. 

Der Antrag des St.⸗R. Dr. Vogler wird abgelehnt; der 
Antrag des St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt angenommen. 
(15 Stimmen dafür.) 

Der § 2 lautet daher nach dem Magiſtrats-Antrage: 

8 2. 

Das der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts⸗Geſellſchaft er⸗ 
theilte Benützungsrecht wird derſelben bis zum 1. Juli 1939 ein⸗ 
geräumt. . 

Für den Fall, als es die Gemeinde in ihrem Intereſſe gelegen erachtet, 
den gegenwärtigen Vertrag vor dem 1. Juli 1939 aufzulöſen, wird 
derſelben hiemit das Recht eingeräumt, die Auflöſung ſchon am 1. Juli 
1904, oder am 1. Juli 1914 oder am 1. Juli 1924 zu begehren; 
doch wird die Gemeinde hiezu nur in dem Falle berechtigt ſein, wenn 
ſie dieſen Entſchluſs drei Jahre vor Eintritt des bezüglichen Zeitpunktes 
der Unternehmerin bekanntgegeben hat. 

Als S 3 beantragt Referent:. 

8 3. 

Bei Ablauf des Vertrages, d. i. am 1. Juli 1939 gehen ſämmt⸗ 
liche im ſtädtiſchen Grunde und an ſtädtiſchen Objecten im Gemeinde- 
gebiete beſtehenden Leitungen, Apparate und Einrichtungen unentgeltlich 
in das freie Eigenthum der Gemeinde über und ſteht der Gemeinde 
das Recht zu, auch die im Gemeindegebiete von Wien liegenden Reali⸗ 
täten, in welchem ſich die von der Unternehmerin benützte Erzeugungs⸗ 
ſtätte für Elektricität befindet, ſammt allen Baulichkeiten, Apparaten 
und Einrichtungen, welche zum Betriebe der elektriſchen Anlagen dienen 
oder hiezu erforderlich ſind, und eventuell auch ſammt anderweitigen 
Anlagen, welche zwar nicht zum Betriebe elektriſcher Anlagen dienen, aber 
mit denſelben gemeinſam und mit gemeinſamen Hilfsmitteln betrieben 
werden (Nebenanlagen), um den gerichtlich zu erhebenden Schätzwert 
zu erwerben; nur muſs die Gemeinde die Abſicht dieſer Erwerbung 
der Unternehmerin mindeſtens drei Jahre vor Vertragsablauf befannt- 
geben. 

Die Realitäten ſind von der Unternehmerin laſten- und ſchulden⸗ 
frei zu übergeben. 

Außerdem räumt für dieſen Fall die Unternehmerin der Gemeinde 
Wien, beziehungsweiſe dem von derſelben beſtellten Unternehmer ($ 6), 
ohne Anſpruch auf Entſchädigung das Recht ein, alle jene zum unbe— 
hinderten Betriebe der übergebenen Erzeugungsſtätten für Elektricität und 
der von denſelben ausgehenden Leitungsanlagen erforderlichen Objecte, auf 
deren Herſtellung die Unternehmerin zur Zeit der Übergabe noch aufrechte 
Privilegien beſitzt, durch wen immer im Stand halten und erneuern 
zu können. Die Unternehmerin haftet ferner dafür, daſs für dieſen 
Fall die von ihr ſelbſt erwirkten k. k. ausſchließenden Privilegien 
während ihrer Dauer durch die Gemeinde oder den von derſelben be— 
ſtellten Unternehmer in Anſehung der übernommenen Erzeugungsſtätten 
unentgeltlich fortbenützt werden können. 

Endlich verpflichtet ſich die Unternehmerin in einem ſolchen Falle, 
auch jene Befugniſſe zur Ausübung anderweitiger fremder Privilegien 
(Licenzen), welche von ihr zur Zeit der Übergabe bei dem Betriebe 
der Erzeugungsſtätten benützt werden, unter den ihr (der Unternehmerin) 
ſelbſt eingeräumten Bedingungen, beziehungsweiſe gegen Vergütung des 
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gemachten Aufwandes pro rata temporis zur fortgeſetzten Ausübung in 
Anſehung der übergebenen Erzeugungsſtätten an die Gemeinde zu 
übertragen. 


St.⸗R. Schlechter beantragt, die Worte in der zweiten und 
dritten Zeile „im ſtädtiſchen Grunde und an ſtädtiſchen Objecten“ zu 
ſtreichen. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

Der Referent beantragt weiters: 


§ 4. 

Bei Auflöſung des Vertrages, d. i. nach dem 1. Juli 1904, 
nach dem 1. Juli 1914, eventuell nach dem 1. Juli 1924, kommt 
das im § 3 für die Gemeinde bedungene Heimfallsrecht in Wegfall 
und iſt die Gemeinde verpflichtet: 

a) diejenigen Objecte, bezüglich welcher ihr nach § 3 dieſes Ver— 
trages nach deſſen Ablauf das Heimfallsrecht zuſteht, ſowie 

b) jene Objecte, welche ſie nach § 3 dieſes Vertrages nach deſſen 
Ablauf um den Schätzwert zu erwerben das Recht hat, 
um den gerichtlich zu erhebenden Schätzwert abzüglich der allfällig auf 
dieſen Objecten haftenden Schuldcapitalien, und zwar nach dem 1. Juli 
1904 mit 35%, ſchreibe fünfunddreißig Percent Aufzahlung auf den 
Schätzwert, nach dem 1. Juli 1914, rückſichtlich nach dem 1. Juli 
1924 die unter a) bezeichneten Objecte mit einem Abzuge von 10 Percent, 
ſchreibe zehn Percent, rückſichtlich 50 Percent, ſchreibe fünfzig Percent, 
vom Schätzwerte und die unter b) bezeichneten Objecte um obigen 
Schätzwert unter den im § 3 angegebenen Bedingungen zu erwerben, 
und iſt die Unternehmerin gebunden, dieſe Objecte der Gemeinde in 
betriebsfähigem Zuſtande zu übergeben, und ſteht auch in dieſen Fällen 
der Gemeinde das im § 3, Abſatz 3 und 4 eingeräumte Recht zu. 

Angenommen.) 
85. 

Zur Ermittlung des Schätzwertes in den Fällen der 88 3 und 4 wird 
zu Beginn des zweiten Jahres vor Ablauf oder Auflöſung des Vertrages 
eine gerichtliche Schätzung der von der Gemeinde zu übernehmenden 
Objecte, mit Bedachtnahme auf den Zuſtand, in welchem ſich die 
Objecte befinden, und mit Rückſicht auf deren Beſtimmung, rückſichtlich 
Betriebsfähigkeit, jedoch ohne Bedachtnahme auf den Ertragswert vor— 
genommen werden. | 

Iſt die Gemeinde im Falle des § 3 zur käuflichen Übernahme 
der dort bezeichneten Objecte berechtigt oder im Falle des § 4 zur 
käuflichen Übernahme der ſämmtlichen Anlagen und Objecte im Ge- 
meindegebiete von Wien verpflichtet, ſo wird in dem dem Ablaufe oder 
der Auflöſung des Vertrages vorhergehenden Jahre im Wege einer 
neuerlichen gerichtlichen Schätzung die nothwendige Ergänzung und 
Berichtigung der früheren Schätzung mit Rückſicht auf den Zeitpunkt 
der Übergabe und die in der Zwiſchenzeit eingetretenen und eintretenden 
Wertänderungen vorgenommen werden. 


Die Koſten dieſer Schätzungen tragen beide Contrahenten zu 


gleichen Theilen und iſt der durch die letztgedachte ergänzende und be- 
richtigende Schätzung feſtgeſetzte Wert der Ablöſungsobjecte von der 
Gemeinde ſofort bei der grundbücherlichen und phyſiſchen Übergabe zu 
bezahlen. 

Sollte dieſe Schluſsſchätzung im letzten Vertragsjahre nicht be- 
endet werden können, jo hat nichtsdeſtoweniger die Übernahme, rück— 
ſichtlich die Übergabe der bezeichneten Objecte ſammt Zugehör ſofort 
nach Endigung des Vertrages zu erfolgen, wenn die Gemeinde zwei 
Drittel des durch die Schätzung, welche im zweiten Jahre vor Ende 
des Vertrages vorgenommen wurde, erhobenen Schätzwertes nach 
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laſtenfreier grundbücherlicher und phyſiſcher Übergabe an die Unter⸗ 
nehmerin bezahlt. 

Der von dem letzten Tage der Übernahme an mit 5%, ſchreibe 
fünf Percent, zu verzinſende Reſt des aus der ſchließlichen Schätzung 
ſich ergebenden Wertes iſt ſofort nach Vollendung dieſer Schätzung an 
die Unternehmerin zu bezahlen. (An genommen.) 

S 6. 

Sollte die Gemeinde beabſichtigen, den Betrieb der zufolge der 
Beſtimmungen der SS 3, 4 oder 5 dieſes Vertrages in ihren Beſitz 
übergegangenen Anlagen und Objecte an einen Unternehmer zu über- 
tragen, jo wird der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts-Geſellſchaft, 
beziehungsweiſe deren Rechtsnachfolger, aus deren Eigenthum dieſe 
Anlagen und Objecte in das Eigenthum der Gemeinde übergegangen 
ſind, der Vorzug vor den Mitconcurrenten für den Fall geſichert, 
daſs die Allgemeine öſterreichiſche Elektrieitäts-Geſellſchaft oder deren 
Rechtsnachfolger bei der Offertverhandlung in Concurrenz tritt und 
das von demſelben bei der Offertverhandlung eingebrachte Offert mit 
dem concurrierenden Beſtbote in Bezug auf die Bedingungen von der 
Gemeinde Wien als gleichwertig befunden wird. (Angenommen.) 

87. 

Die Gemeinde Wien geſtattet der Unternehmerin während der 
Dauer dieſes Vertrages die Legung von Leitungen zur Führung der 
Elektricität von der Erzeugungsſtätte in Wien (8 1) in den derſelben 
gehörigen Straßen, Gaſſen, Plätzen, Brücken und Gartenanlagen, 
jedoch nur unter deren Niveau, ſowie die Aufgrabungen zur Legung 
und Erhaltung dieſer Leitungen auf ihre Koſten gegen genaue Ein⸗ 
haltung der Beſtimmungen dieſes Vertrages und der jeweilig beſtehenden 
Vorſchriften. 

Die Unternehmerin iſt verpflichtet, bei Anlage einer jeden Leitung 
und bei Abänderung einer beſtehenden Leitung den Tracenplan, in 
welchem die bezüglichen Leitungen mit ihren Dimenſionen unter Angabe 
der Situation und Tiefenlage, ſowie alle Vertheilungskäſten, Ausſchalter 
und allfällige Probevorrichtungen erſichtlich zu machen ſind, ferner die 
erforderlichen Detailzeichnungen dieſer Apparate vorher der Gemeinde 
in zwei Exemplaren zur Genehmigung vorzulegen und darf vor er- 
haltener Zuſtimmung mit den bezüglichen Arbeiten nicht begonnen 
werden. 

In den von der Unternehmerin vorzulegenden Ausführungsplänen 
ſind die zunächſt der Leitungen, Vertheilungskäſten, Ausſchalter, Probe⸗ 
vorrichtungen u. dgl. beſtehenden ſtädtiſchen und anderen Objecte, wie 
Zelegraphen-, Telephon- und andere elektriſche Leitungen u. ſ. w., 
welche durch die gedachten Herſtellungen berührt werden oder gefährdet 
werden können, genau erſichtlich zu machen und die eventuellen Sicher⸗ 
heitsvorkehrungen zu bezeichnen. 

Zur leichteren Ermittlung der Lage, eventuell Conſtruction dieſer 
Objecte wird der Unternehmerin die Einſichtnahme in die Pläne und 
die Einholung mündlicher Auskünfte beim ſtädtiſchen Bauamte ſoweit 
als möglich, jedoch ohne Haftung für die Richtigkeit der Pläne oder 
erhaltenen Auskünfte, ſowie die nöthigenfalls erforderliche Vornahme 
von Straßenaufbrechungen nach eingeholter Zuſtimmung der Gemeinde 
geſtattet. 

Wenn von einer in einer ſtädtiſchen Straße oder in einem 
ſtädtiſchen Grunde beſtehenden elektriſchen Leitung eine Abzweigung in 
irgend ein einzelnes Obhect erfolgen J, und Wenn durch dieſe Jweig⸗ 
leitung bloß eine Traverſierung der ſtädtiſchen Straße oder des 
ſtädtiſchen Grundes nothwendig iſt, ſo iſt mittelſt einfacher ſchriftlicher 
Anzeige dieſer Herſtellung die Zuſtimmung der Gemeinde einzuholen. 
Findet dieſelbe die Vorlage von Plänen für nothwendig, ſo hat dieſe 
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im Sinne der Beſtimmungen dieſes Paragraphes und des § 8 zu 
erfolgen und darf in keinem Falle vor ertheilter Bewilligung mit der 
Herſtellung begonnen werden. Angenommen.) 

Referent beantragt als § 8: 

88. 

Von dem Beginne jeder Arbeit, welche ein Aufbrechen des ſtädtiſchen 
Grundes bedingt, iſt mindeſtens 24 Stunden früher die Gemeinde, 
die k. k. Polizeibehörde, die k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗Direction, die 
Privattelegraphen-Geſellſchaft und die betreffende Gas- oder Elektri⸗ 
citäts⸗Geſellſchaft ſchriftlich in die Kenntnis zu ſetzen und hat die 
Unternehmerin unter Einem der Gemeinde ein detailliertes Arbeits- 
programm in zwei Exemplaren vorzulegen. Dieſes Arbeitsprogramm 
iſt nach Zuſtimmung ſeitens des Stadtbauamtes, wobei auf die zeit⸗ 
lichen und örtlichen Verhältniſſe entſprechend Rückſicht zu nehmen ſein 
wird, mit thunlichſter Beſchleunigung im kurzen Wege der Unter— 
nehmerin in einem Exemplare rückzuſtellen. 

Vor der Hinausgabe dieſes Arbeitsprogrammes darf mit den 
Arbeiten nicht begonnen werden. 

In beſonders dringenden Fällen iſt die Anzeige über die Vor— 
nahme von Arbeiten mindeſtens gleichzeitig mit dem Beginne derſelben 
unter Vorlage des Arbeitspro grammes zu erſtatten, in welchem Falle 
es der Gemeinde freiſteht, dieſe begonnenen Arbeiten ſofort wieder 
einzuſtellen. | 

Wenn mit der Legung, Abänderung oder Ausbeſſerung einer 
Leitung begonnen wurde, ſo ſind die darauf bezüglichen Arbeiten mit 
aller Beſchleunigung und ohne Unterbrechung bis zu ihrer gänzlichen 
Vollendung, an beſonders lebhaften Paſſagen über Aufforderung der 
Gemeinde ſelbſt bei Nacht ununterbrochen fortzuſetzen und Straßen— 
kreuzungen auf Verlangen der Gemeinde nur zur Nachtzeit zu bewirken, 
ohne daſs die Unternehmerin deshalb berechtigt fein ſoll, an die 
Gemeinde Anſprüche zu ſtellen. 

Die Unternehmerin iſt verpflichtet, ſich bei der Ausführung der 
Leitungen und anderer Herſtellungen genau nach den behördlichen 
Anordnungen zu benehmen, insbeſondere den Straßenkörper wieder 
vollkommen in den früheren Stand herzuſtellen, bei gepflaſterten 
Straßen aber durch ein Jahr für den entſprechenden ſoliden Beſtand 
des Pflaſters zu haften. 

Die Gemeinde Wien iſt auch berechtigt, die Unternehmerin zu 
verhalten, neue und umzulegende Kabelleitungen in die ſtädtiſchen 
Haupt⸗ und Nebencanäle, welche hiezu geeignet ſind, nach den Angaben 
des Stadtbauamtes unterzubringen und für die Führung von Leitungs⸗ 
kabeln im Bedarfsfalle die Einziehung von Rohren und die Her— 
ſtellung von Canälen zu verlangen. 

Bei allen Aufgrabungen, wie bei Legung und Ausbeſſerung der 
Leitungen müſſen alle Beſchädigungen an Canälen, Waſſerleitungen, 
Baumpflanzungen, Gebäuden und anderen Objecten mit möglichſter 
Sorgfalt vermieden werden; kommen ſolche dennoch vor, ſo hat die 
Unternehmerin geeignete Abhilfe, eventuell Schadenerſatz zu leiſten. 

Desgleichen iſt die Unternehmerin gehalten, bei Legung von 
Leitungen in Gartenanlagen, bei Brücken und anderen Objecten alle 
zum Schutze dieſer Objecte als zweckmäßig erprobten Verſicherungen 
anzuwenden, ohne dass deshalb von der Unternehmerin eine wie 
immer Namen habende Entſchädigung ausgeſprochen werden darf. 

Übrigens ſteht der Gemeinde das Recht zu, die Umlegung oder 
gänzliche Beſeitigung der Leitungen von dem der Gemeinde gehörigen 
Grunde in Straßen, Gaſſen, auf Plätzen, Brücken und in Garten- 
anlagen, wenn dies aus öffentlichen Rückſichten geboten erſcheint, inner- 
halb einer von Fall zu Fall zu beſtimmenden Zeit zu verlangen. 
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Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, wenn es das Intereſſe des 
öffentlichen Verkehres erfordert, zu verlangen, daſs behufs Vermeidung 
von Traverſierungen von Straßen und Plätzen infolge von Abzwei— 
gungen in die Häuſer an jeder Seite der Straße oder des Platzes 
von der Unternehmerin ein Kabel (eine Haupt-, beziehungsweiſe Ver⸗ 
theilungsleitung) gelegt werden muss. 

Jede Abänderung der Leitungstracen ſowie Verſetzung der hiezu 
gehörigen Objecte, dieſelbe mag nun aus Anlass einer Straßen— 
regulierung, der Umwandlung eines Straßengrundes in einen Bau— 
grund, einer öffentlichen oder Privatbauführung oder ſonſt aus öffent— 
lichen Rückſichten nothwendig werden, muſs auf Koſten der Unter— 
nehmerin ohne irgend einen Entſchädigungsanſpruch an die Gemeinde 
geſchehen. 

Im Falle irgend ein Kabel außer Betrieb geſetzt wird und ander- 
weitig gelegt werden ſoll, iſt derſelbe Vorgang, wie in den früheren 
Beſtimmungen einzuhalten. 

Abſatz 1 bis 5 nach dem Referenten-Antrage ange⸗ 
nommen. 

Zum 6. Abſatze beantragt St.⸗R. Noske zu ſetzen: „welche 
nach Anſchauung des Stadtbauamtes hiezu geeignet ſind.“ 

St.⸗K. Dr. Lederer beantragt, die Worte „welche hiezu 
geeignet ſind“ wegzulaſſen. 

Der Referent erklärt ſich hiemit einverſtanden. 

SR. Wurm nimmt jedoch den urſprünglichen Referenten- 
Antrag (Beibehaltung dieſer Worte) wieder auf. 

Der Antrag des St.-R. Wurm (urſprünglich Referenten- 
Antrag) wird angenommen. 

Abſatz 7 bis 9 nach dem Referenten-Antrage ange 
nommen. 

Zum 10. Abſatze beantragt St.⸗R. Noske folgende Stiliſierung: 
Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, zu verlangen, daſs, um 
bei Abzweigungen in die Häuſer die Traverſierung 
von Straßen und Plätzen zu vermeiden, an jeder Seite 
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u. ſ. f. 


Der Antrag des St.⸗R. Noske 
Referenten-Antrag angenommen. 

Der letzte Abſatz wird nach längerer Debatte vom Vorſitzenden 
in folgender Weiſe zur Abſtimmung gebracht: 

„Im Falle ein Kabel außer Betrieb geſetzt wird, iſt die Geſellſchaft 
verpflichtet, dasſelbe auf Verlangen der Gemeinde aus dem Grunde 
zu entfernen und hiebei denſelben Vorgang wie bei Legung des Kabels 
einzuhalten. (An genommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

Referent beantragt als 8 9: 

8 9. 

Für die Geſtattung der Benützung des der Gemeinde Wien 
gehörigen Grundes in Straßen, Gaſſen, auf Plätzen, Brücken und in 
Gartenanlagen hat die Unternehmerin per laufenden Meter der Haupt⸗ 
und Vertheilungsleitung, ohne Rückſicht auf die Anzahl der Kabel, 
welche in einer und derſelben Kabeltrace liegen, jährlich einen vom 
Beginne des Halbjahres, in welchem die Legung erfolgt, zu berechnenden 
Grundzins von einem Kreuzer ö. W. zu bezahlen. 

Für die Nebenleitungen, das ſind die Abzweigungen von den 
Leitungen in den Straßen zu den einzelnen Abgabsftellen, iſt ein ſolcher 
Platzzins nicht zu bezahlen; dagegen iſt für alle Ausſchalter, Probe— 
vorrichtungen u. dgl. Objecte ein vom Beginne des Halbjahres, in 
welchem die Aufſtellung erfolgt, zu berechnender Grundzins mit einem 


wird abgelehnt, der 
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Gulden ö. W. per Jahr, und zwar für jedes dieſer Objecte zu 
bezahlen. Zur Ermittlung dieſer Grundzinſe iſt die Unternehmerin 
verpflichtet, bis längſtens 31. December jedes Jahres der Gemeinde 
einen genauen Ausweis über die Länge der Haupt- und Vertheilungs⸗ 
leitungen, ſowie über den Beſtand aller dem Grundzinſe von einem 
Gulden unterliegenden Objecte vorzulegen. 

Der hiernach ermittelte Grundzins iſt ſodann bis längſtens 
31. März des nächſtfolgenden Jahres an die ſtädtiſche Hauptcaſſa zu 
bezahlen. (Angenommen.) 

Referent beantragt als § 10. 

8 10. 

Für die Benützung des der Gemeinde Wien gehörigen Grundes 
in Straßen, Gaſſen, auf Plätzen, Brücken und Gartenanlagen zu dem 
im § 1 angegebenen Zwecke hat die Unternehmerin der Gemeinde 
außer der im § 9 beſtimmten Zahlung eine jährliche Abgabe zu 
entrichten. 

Dieſe Abgabe beträgt 3%, ſchreibe drei Percent, derjenigen 
Brutto⸗Einnahmen, welche die Unternehmerin aus dem in Gemüßheit 
des § 1 auszuführenden gewerblichen Unternehmen der Lieferung elek— 
triſchen Stromes zum Zwecke der Beleuchtung, Kraftübertragung und 
ſonſtigen elektriſchen Verrichtungen erzielen wird, und zwar in Bezug 
auf die nach § 23 dieſes Vertrages einen integrierenden Beſtandtheil 
desſelben bildenden „Bedingungen für die Lieferung elektriſchen Stromes“ 
nur von jenen Einnahmen, welche entweder tarifmäßig für die Miete 
der Elektricitätsmeſſer (§ 6 ebenda), für Lieferung der Elektricität und 
ſonſtige Verbrauchseinrichtungen (wie Elektromotoren, Ofen u. ſ. w.) 
(§ 7 ebenda) und für die mietweiſe Beiſtellung von Lampen ($ 8 
ebenda) oder gemäß beſonderer Vereinbarungen (§ 4 ebenda) erzielt 
werden. 

Zur Ermittlung der vorbezeichneten Abgabe von den Brutto- 
Einnahmen iſt die unternehmende Firma verpflichtet, je mit Ablauf 
der Kalender⸗Viertelfſahre der Gemeinde Wien ein Verzeichnis der im 
abgelaufenen Vierteljahre erzielten Brutto-Einnahmen vorzulegen und 
gleichzeitig die entfallende Abgabe an die ſtädtiſche Hauptcaſſa abzuführen. 

Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, in alle auf die mehrerwähnten 
Brutto⸗Einnahmen bezüglichen Bücher und Vormerkungen durch ihre 
Organe jederzeit Einſicht zu nehmen, die Richtigkeit zu prüfen und 
ſonach die entfallende Abgabe richtigzuſtellen. 

Der erſte Abſatz dieſes §S 10 wird nach dem Referenten- 
Antrage angenommen; hierauf wird die Berathung zur Bei— 
ziehung des Magiſtrats⸗Referenten abgebrochen und die Sitzung 
geſchloſſen. 


Allgemeine Machrichten. 


Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
Großmarkthalle eingelangte 
waren vom 10. bis 16. Juli 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch . 165.137 Kg. (Davon aus Nieder⸗ ⸗Oſterreich — 134.792; 
N aus Ober ⸗Oſterreich — 774; aus Mähren 
— 9.509; aus Galizien — 18.350; aus 
Ungarn — 1.712 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2.700; aus 
Mähren — 14; aus Galizien — 10.460; 


(In der Fleiſch⸗ 


Kalbfleiſch. .. 13.174 „ 
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Schaffleiſch 754 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 35; aus 
Galizien — 719 Kg.) 

Schweinfleiſch 16.916 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich—16.421; aus 
Böhmen — 74; aus Galizien — 321; aus 
Ungarn — 100 Kg.) 

Kälber. 767 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 6; aus 
Mähren — 11; aus Galizien — 749; aus 
Ungarn — 1 St.) 

Schakre 84 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 74; aus 


Galizien 10 St.) 
(Davon aus Nieder ⸗Oſterreich — 110; aus 
Galizien — 17 St.) 


b) Für den Approviſionierungsverein. 


Schweine 


Rindfleiſch 2.071 Kg. Kälber 29 Stück 

Kalbfleiſch h.. 19 „ Schafe. — „ 

Schaffleiſcc h. — „ Schweine. 1 „ 

Schweinfleiſch 322 „ Lämmer 20 „ 
2. Preisbewegung: 

c , Siedfleiſch. . .. von 40 bis 72 kr. per Kg. 
ee Roſtbraten u. Rieden „ 56 „ 92 „ „ „ 
Kalb fleiſchcho mme „ SB; 2, OD 
Shaffliih . -...... „ 46 „ 56 „ „ „ 
Schweinfleiſchchhe . „ 54 „ 75 „ „ „ 
Rälhe rr 10 37 m 62 „ „ „ 
Schaffe a6 „ 34 „ 45 „ „ „ 
Schw einne „ DD a. OB, a Si 


Bei geringerer Zufuhr und entſprechender Nachfrage haben 
ſich im allgemeinen die vorwöchentlichen Preiſe feſt behauptet. 
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(Pferdemarkt vom 15. Juli 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 273 Pferde. 


Preis: für Gebrauchspferde . 100-380 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde .. 27—95 fl. per Stück. 


Der Markt war ſehr flau. 
Detailpreiſe in der Woche vom 10. Juli bis 16. Juli 1892: 
(Geſchlachtet wurden 274 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſchkhehe .. 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „„ re ae 1. 244 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſch tete 1 „ 30-50 „ 
Extrawür fte 2 1 „ 30-48 „ 
Dürre Würfe e 2 1 „ 32—56 „ 
Rohes Fete 2 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett 1 40 —80 „ 
Schweifha arte 8 1 Schweif25—80 1 
Knochen 100 Kg. fl. 2.—4.— 
Me per St. „3.55 —6.50 


(Schlachtviehmarkt vom 18. Juli 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 3829, Weidevieh —.— Beinlvieh — 779. 
Summa . 4608. 
Davon — nach Racen: 


Ungarische Thiere . . 1958 
Galiziſche „ 1549 
Deutſche 944 
Büffel N 157 
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Davon — nach Gattungen: 


Ochſen 3817 
Stiere .. „335 
Kühe 456 


2. Preisbewegung. 
a) mon per 100 Kg. nn mit Procent- 
abzug: 
Ungarische Schlachtthiere von 54 bis 62 ½ fl. 


(extrem m 63 177 — 5 N uänigen ſoc 0 
= En 8 en beim Handel vereinbarten 
Galiziſche Schlachtthiere „ >, 62 „ Procentabzug (auf dem heuti⸗ 


gen Markte 36 bis 46 %), 


(extrem 6.70 — welchen der. Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere „56 „ 64 „ lt den gene, 

(extrem 5 65 „ — „ b) für 5 1 
Stiere e u 2 2 Ze Stu! Anfehlit ac Be 
E 
Büffel e a inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Beinlvieh e e 


b) Preis per 100 Kg. ebend ohne Procentabzug: 


Ochſen . . von 24 bis 32 fl. 
Stiere . . „ 25 „ 37 „ 
Kühe. . „ 24 „ 35 „ 
Büffel „ a 
Beinlvieh — „ — „ 


€) Preis 925 Stück: 
Beinlvieh . von 21 bis 113 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere angekauft. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen . . 204 Stück 
Beinlieh . 97 Stüd 

Gegen den letzten Montagsmarkt würden um 18 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war beim 
Beginn des Marktes ziemlich lebhaft, daher manche Viehpartien 
um ½ fl. per 100 Kilo theurer verkauft wurden, während die 
Nachfrage im weiteren Verlaufe derart flau wurde, dajs nur mehr 
die letztwöchentlichen Preiſe erzielt werden konnten. 

* 4 * 

(Milchreviſion.) Bei der am 28. Juni 1892 in ſämmt⸗ 
lichen Bezirken Wiens vorgenommenen Micchreviſ ion wurden bei 
688 Parteien 41.900 1 Milch unterſucht, und bei 30 Parteien 
500 1 nicht gradhältige Milch beanftändet und vertilgt. 
Überdies wurden bei den am Staatsbahnhofe im Laufe des 
Monates Juni vorgenommenen Reviſionen 400! Milch con- 
fisciert. 


X 


1. 


Städtiſches Lage 
7. bis 14. Juli 18 
Waren eingelagert. 
m ausgelagert 


Die durchſchnittliche Sag bee 
15.733 Meter⸗Centn 
Lagerſtand vom 14. Juli 1892: 274.971 N 


47.072 Meter⸗Centner Weizen, 3.684 
34.557 : Gerſte, 26.599 
67.828 5 Mais, 5.566 

9.108 5 Mehl u. Kleie, 7.013 
21.696 5 Zucker, 5.286 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich aı 


Offentliche Hide 


Im Monate Juni 1892 bet 
Wiener Magiſtrate abgeſcho benen J 

dem Wiener Magiſtrate zugeſ 1 0 
digen) Individuen 

Durchſchüblinge 


Gewerbeangelegen 
Gewerbeanmeldungen vom 1 


(Fortſetzung.) 


Keck Marie — Fiſchhaudel — J., Fiſchmar 

Grünhut Pauline — Fleiſch-Verſ ſchleiß — 

Zaninger Anton — Fleiſchhauer — XVII 

Pentl Frauz — Fourage-Verſchleis — X 

Sära Joſef — Fraguergewerbe — III., A 

Brokner Auna — Gaſtwirtsgewerbe — 1 

Deninger Leopold — Gaſtwirt — XVII., 

Eberſtoller Marie — Gaſtwirtin — Ful. 

Gerihauſer Alois — Gaſtwirt — XVII., 

Gſchwendner Leopoldine — Gaſtwirtin a 

Jarsko Anton — Gaſt- und Schankgewerb 
ſtraße 519. 

Selig Joſef — Gaſtwirt — XVII., Herua 

Anzenberger Auton — Gemischtwaren V 
Schmidtgaſſe 18. 

Bender Emma — Gemiſchtwaren-Verſchleif 

Bohy Pauline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß 
ſtraße 45. 

Eder Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchl 

Ferſchmann Johann — Gemiſchtwaren-Ver 
Hauptſtraße 68. 

J Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß 
aſſe 2 
5 Nel chmann Thereſia — Gemiſchtwaren-V 
Hauptſtraße 31. 

Gibak Jakob — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß 
gaſſe 28. 

Grüuſpan Julius - — Gemiſchtwaren⸗ Verſch 
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Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 7. Juli 1892, Z. 3115, die Stelle 
eines Bauleiters für die ſtädtiſchen Gaswerke zu beſetzen. 

Derſelbe hat bei den Arbeiten zur Beſchaffung eines ent- 
ſprechenden Bauprojectes mitzuwirken und wird nach Vollendung 
des Baues eventuell auch die Leitung des Betriebes dieſer Werke 
übernehmen können. 

Gasfachmänner des In⸗ und Auslandes, welche auf dieſe 
Stelle reflectieren, wollen ihre Offerte an den Magiſtrat der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien unter Beibringung der Nach— 
weiſe über ihre ſowohl theoretiſchen als auch praktiſchen Fähigkeiten, 
ſowie ihre bisherigen Leiſtungen auf gastechniſchem Gebiete und 
Angabe der Honorarforderung und der ſonſtigen Bedingungen, 
unter welchen ſie die genannte Stelle zu übernehmen gedenken, bis 
17. September 1892 ſtellen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 14. Juli 1892. 2—6 


Der Bürgermeiſter: 


Dr. Prix. 


Ad Prot.⸗Nr. 126526 
Ref.⸗Nr. 1860 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pllaſtererarbeiten für die Neu- 
pflaſterung der Duellengaſſe zwiſchen der Himberger- und der 
CLaxenburgerſtraße im X. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 6241 fl. 86 kr. nebſt 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 29. Juli d. Z., 
präciſe um 11 Ahr vormiktags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Hiegl im Nathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 


Ad Prot.⸗Nr. 132724 
Ref.⸗Nr. 1612 ex 1892. IV. 


Kundme 
(Offertausſch 


Wegen Vergebung der theil 
Or.-Ur. 35 Sauptſtraße in Ober- 
Zahlen 350 und 208 wird vom N 
und Reſidenzſtadt Wien am Freitag 
10 Uhr vormittags, im Jureau des! 
im Rathhauſe (4. Stiege, Mezze 
Offertverhandlung abgehalten werd: 

Unternehmungsluſtige können 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt wä 
ſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stem 
iſt das vorgeſchriebene Vadium a 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſe 
desſelben der Offertverhandlungs⸗C 

Auf verſpätet einlangende oder 
ausgeſtattete Offerte wird keine Aüı 

Der Stadtrath hat ſich die 9 
Offertverhandlung, ſowie die un 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Rei 


Wien, am 16 

M.⸗Z. 124367 1 
1892. 4 

. Rundme 

(Offertausſch 


Wegen Vergebung der He 
für den Waſſerleitungsbau „g 
Naßwald“ erforderlichen Regu! 
Kblaſsſchleuſen wird vom Magi 
Reſidenzſtadt Wien am Wiktwoch 
um 10 Ahr vormittags, im B 
rathes Htadler im neuen Rath 
ſchriftliche Offertverhandlung abgel 

Unternehmungsluſtige können 
dem Projecte beigeſchloſſene Vorſcht 
während der gewöhnlichen Amtsſti 


N oe u —ͤ—ͤ— — Du u 


Ad Prot.⸗Nr. 123418 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 1796. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Vanmeiſterarbeiten für 
den Neubau eines Haupt-Anrathscanales aus Beton in der 
verlängerten Glaſergaſſe im IX. Bezirke zwiſchen der Nöger— 
gaſſe und verlängerten Noſsauerlände im Koſtenbetrage von 
2228 fl. 25 kr. und 400 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 30. Juli d. Z., 
präciſe um 10 Ahr vormittags, im Vureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Hiegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den Koſten— 
anſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadt— 
bauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16. Juli 1892. 13 


Ad Prot.⸗Nr. 120367 
Ref.⸗Nr. 1756 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen: 1. Für die 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters auf einem Theile des 
Franziskanerplatzes und in einem Theile der Weihburggaſſe im 
veranſchlagten Koſtenbetrage von 5162 fl. 26 kr.; ſowie 2. für die 
Herſtellung von Trottoirs dortſelbſt aus Asphalte conlé im ver⸗ 
anſchlagten Koſtenbetrage von 1186 fl. 20 kr. wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 29. Juli d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplars beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. Juli 1892. ie 


Ad Prot.⸗Nr. 101761 
Ref.⸗Nr. 1427 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für 
den Anbau der Haupl-Anrathscanäle aus Beton in der 
Jaudon-, Jeld- und Breitenfeld ergaſſe im VIII. Bezirke mit 
dem Koſtenerforderniſſe von 10.409 fl. 35 kr. und 650 fl. Pauſchale 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 26. Juli d. Z., präciſe um 10 Ahr vormiklags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Hiegl im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht ge- 
nommen. | 

Die Ratification des Ergebniffes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magifirate der k. k. Reichshaupt- und Neſtdenzſtadt 
Wien, am 11. Juli 1892. 2—3 
4 * 
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Ad Prot.⸗Nr. 63583 
Ref.⸗Nr. 840 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Pflaſtererarbeiten für die 
Herſtellung eines Linienwall⸗Durchbruches in der Gemeindegaſſe 
im IX. Bezirke, im veranſchlagten Koſtenbetrage von 3478 fl. 
68 kr., wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 26. Juli d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im 
Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten hat 
ſich der Stadtrath vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. Juli 1892. 2—3 


Ad Prot. Nr. 3262 
Ref. Nr. 37 ex 1892. V. 


Rundmuchung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der srd- und Pflaſtererarbeiten für 
die Herſtellung eines Finienwall-Durchbruches in der Ver 
längerung der Jaſangaſſe im III. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 7086 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs 
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haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 27. Juli d. §., präciſe um 


10 Ahr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Hiegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchrift— 
liche Offertverhandlung abgehalteu werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 


Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 


zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Huf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Nückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom WMagiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Neſidenzſtadt 
Wien, den 14. Juli 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 65590 
ex 1892. Ref.⸗Nr. 877. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Buumeilterarbeiten für den 
Umbau des Hanpt-Tnrathscanales in der Siebenſterngaſſe und Boller- 
gaſſe im VII. Bezirke mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe 
von 6804 fl. 33 kr. und 1000 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 22. Juli d. 3., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats- 
rathes Siegl im Rath hauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
des betreffenden Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend 
auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als 
Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 7. Juli 1892. 3—3 
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Prot.⸗Nr. 101767 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Rauchfangkehrerarbeiten in den im 
Wiener Gemeindegebiete gelegenen communalen Gebäuden, ſo⸗ 
wie in den von der Commune Wien gemieteten Localitäten für 
die Zeit vom 1. Anguft 1892 bis 31. Juli 1895 wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
Dieustag den 26. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, 
in der Volkshalle des Rathhauſes eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. Die Arbeiten werden getrennt 
nach den Bezirken J bis XIX vergeben und haben die Contrahenten 
entweder in demſelben Bezirke, für welchen ſie die Arbeit erſtanden 
haben, oder möglichſt nahe deſſen Grenze zu wohnen. 

Unternehmungsluſtige können die Verzeichniſſe über die in 
jedem Gebäude vorzunehmenden Arbeiten, ſowie die Vorſchrift für 
die Vergebung im Stadtbauamte (Hochbauabtheilung, Zeichenſaal) 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen, ſowie Exemplare 
der Vorſchrift bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa um den Preis von 
10 kr. per Stück erwerben. 

Offerenten haben die am Schluſſe dieſer Vorſchrift beigeſetzte 
Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempel— 
marke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. Juli 1892. 1—2 


Ad Prot.⸗Nr. 60013 
Ref.⸗Nr. 782 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der srd- und Vaumeiſterarbeiten für 
den Ambau des Haupk-Anrathscanales aus Beton in der 
Hchreigaſſe im II. Bezirke im Koſtenbetrage von 2351 fl. 62 kr. 
und 260 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 23. Juli d. Z., präciſe um 10 Ahr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Hiegl 
im Vathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 
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Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Betätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcafja 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verfpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird Keine Nückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 11. Juli 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 110360 
Ref.-Nr. 1575 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Eröͤ- und Baumeiſterarbeiten für 
den Ambau des Hanpf-Anrathscanales aus Belton in der 
Bainergaſſe im IV. Bezirk von Nr. 15 bis zur Favoriten⸗ 
ſtraße im Koſtenbetrage von 11.034 fl. 18 kr. und 440 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am 25. Juli d. J., präciſe um 10 Ahr vor- 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Hiegl im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſfa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 


Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 


zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. | 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

nf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchrie- 
benen Form ausgeſtattete Offerte wird keine Nückſicht ge- 
nommen. | 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 
Vom Wagiſtrate der k. k. Neichshaupt- und Neſtdenzſtadt 

Wien, am 11. Juli 1892. 2—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 62124 
ex 1892. Ref.⸗Nr. 814. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Banmeifterarbeiten für 
den Umbau des Haupt⸗Unrathscauales ans Beton in der Ka⸗ 
rolinengaſſe im IV. Bezirke von Or.⸗Nr. 19 bis in die Luiſen⸗ 
gaſſe mit dem Koſtenerforderniſſe von 2413 fl. 61 kr. und 300 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Re⸗ 
ſidenzſtadt Wien am 22. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 1 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 7. Juli 1892. 


Ad Prot.⸗Nr. 120943 
ex 1892 Ref.⸗Nr. 1768. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Stern⸗ 
gaſſe im XVII. Bezirke vor Or.⸗Nr. 3 und 5 im Koſtenbetrage 
von 1107 fl. 63 kr. und 80 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 21. Juli d. J., 
präciſe um 11 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil und den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadt⸗ 
bauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


3—3 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 56, 19. Juli 1892. 


2 


. 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen. Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 3—3 


Ad Prot.⸗Nr. 111837 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 1616. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales aus Beton in der neuen 
Gaſſe zwiſchen der Jäger⸗ und Kloſterneuburgerſtraße im 
II. Bezirke im Koſtenbetrage von 2005 fl. 31 kr. und 300 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 21. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhanſe 
(IV. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 3—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 22591 
287 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der mit 1521 fl. 50 kr. veranſchlagten Zimmer- 
malerarbeiten bei der Renovierung des Curſalons im Stadtparke im J. Je- 
zirke wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am Mittwoch, 20. Juli d. Z., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Koſtenanſchläge und die all— 
gemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte iſt 
das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung 
über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben 
der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verfpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchtiebenen Form 
ausgeſtattete Offerte kann keine Mückſicht genommen werden. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magistrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien, am 9. Juli 1892. 
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X. 


Kundmachung. 
(Lehrſtelle.) 


Auf Grund des Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 
30. Juni l. J., Z. 3700, kommt vom Beginne des Schuljahres 
1892/93 an der Wiedener Communal-Oberrealſchule in Wien eine 
definitive Lehrſtelle für Freihandzeichnen zur Beſetzung. 

Mit dieſer Lehrſtelle ſind die für definitive Lehrperſonen an 
ſtaatlichen Mittelſchulen normierten Bezüge, nämlich ein jährlicher 
Gehalt von 1200 fl., fünf Quinquennalzulagen à 200 fl. und 
eine Activitätszulage von 500 fl. verbunden. 

Die Verleihung dieſer Lehrſtelle iſt auch an die Bedingung 
geknüpft, daſs die Competenten rückſichtlich der Lehrverpflichtung 
(des Ausmaßes an wöchentlich zu ertheilenden Lehrſtunden u. ſ. w.) 
in Gemäßheit des Gemeinderaths⸗Beſchluſſes vom 3. Juli 1883, 
Z. 2907, den für das Lehrperſonale an den k. k. Staats-Mittel- 
ſchulen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen und zufolge Gemeinde— 
raths⸗Beſchluſſes vom 9. October 1888, Z. 455, der für die 
communalen Beamten und Diener beſtehenden Dienſtpragmatik ſich 
zu unterwerfen, daher ſich insbeſondere auch an andere communale 
Mittelſchulen Wiens verſetzen zu laſſen und weiters ſich erwerbs— 
mäßig zu verpflichten haben, den Communaldienſt niemals während 
der Dauer eines Schuljahres zu verlaſſen und gelegentlich der 
ſeinerzeitigen Übernahme in den Staatsdienſt die Dienſt⸗ und 
Carenztaxe zu entrichten. 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre vollſtändig, insbeſondere 
auch mit dem Ausweiſe der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und 
mit dem ſtaatsgiltigen Lehrbefähigungszeugniſſe und den Ver⸗ 
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1829 
wendungszeugniſſe inſtruierten, an den Stadtrath gerichteten Geſuche 
bis längſtens 4. August l. 3. beim Magiſtrate der Stadt Wien 
zu überreichen. 
Auf verſpätet eingelangte oder nicht gehörig belegte Geſuche kaun 
keine Rückſicht genommen werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 5. Juli 1892. 3—3 
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X. 


Kundmachung. 
(Lehrſtelle.) 

Zufolge Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 30. Juni 
l. J., Z. 3701, kommt vom Beginne des Schuljahres 1892/93 
an der Gumpendorfer Communal-Oberrealſchule im VI. Bezirke 
Wiens eine definitive Lehrſtelle für Mathematik als Hauptfach 
und darſtellende Geometrie nebſt Phyſik als Nebenfächer zur Be— 
ſetzung. 

Mit dieſer Lehrſtelle ſind die für definitive Lehrperſonen an 
ſtaatlichen Mittelſchulen normierten Bezüge — nämlich ein jähr- 
licher Gehalt von 1200 fl., 5 Quinquennalzulagen à 200 fl. und 
eine Activitätszulage von 500 fl. verbunden. 

Die Verleihung dieſer Lehrſtelle iſt auch an die Bedingung 
geknüpft, daſs die Competenten rückſichtlich der Lehrverpflichtung 
(des Ausmaßes an wöchentlich zu ertheilenden Lehrſtunden u. ſ. w.) 
in Gemäßheit des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 3. Juli 1883, 
Z. 2907, den für das Lehrperſonale an den k. k. Staats-Mittel⸗ 
ſchulen geltenden, geſetzlichen Beſtimmungen und zufolge Ge— 
meinderaths-Beſchluſſes vom 9. October 1888, Z. 455, der für 
die communalen Beamten und Diener beſtehenden Dienſtpragmatik 
ſich zu unterwerfen, daher ſich insbeſondere auch an andere com— 
munale Mittelſchulen Wiens verſetzen zu laſſen und weiters ſich 
reversmäßig zu verpflichten haben, den Communaldienſt niemals 
während der Dauer eines Schuljahres zu verlaſſen und gelegentlich 
der ſeinerzeitigen Übernahme in den Staatsdienſt die Dienft- und 
Carenztaxe zu entrichten. 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre vollſtändig, insbeſondere 
auch mit dem Ausweiſe der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und 
mit dem ſtaatsgiltigen Lehrbefähigungszeugniſſe und den Ver— 
wendungszeuguniſſen inſtruierten, an den Stadtrath gerichteten 
Geſuche bis längſtens 4. Auguſt 1. 3. beim Magiſtrate der Stadt 
Wien zu überreichen. 

Auf verſpätet eingelangte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
kann keine Rücklicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 5. Juli 1892. 3—3 
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Kundmachung, 


die Waffenübung der k. k. Landwehr im Jahre 1892 betreffend. 


Zufolge Mittheilung des Commandos des k. k. nieder-öfterr. 
Landwehr⸗Bataillons Wien Nr. 1 beginnt die nach § 7 des 
Geſetzes vom 24. Mai 1883 vorgeſchriebene vierwöchentliche Haupt- 
Waffenübung bei dem vorgenannten Bataillone am 8. Kuguſt 1892. 


1830 
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Im allgemeinen wird bekanntgegeben, dafs die Einberufung 
zur Waffenübung mittelſt ſpecieller Linberufungskarken erfolgt, 
daher nur jene Landwehrmänner des Landwehr-Vataillons Wien 
Nr. 1, ſowie aller anderen Fandwehr-Vataillone einzurücken 
haben, welchen derlei Karten zugeſtellt werden. 

Die einberufenen Sandwehrmanner find verpflichtet, an den 
in den Tinberufungskarten bezeichneten Tagen und Orten 
um 7 Ahr früh unter Mitbringung ihrer Landwehrpäſſe zu 
erſcheinen. Die in den 19 Bezirken der Stadt Wien ſich auf— 
haltenden fremden Landwehrmänner haben im Falle der Einberufung 
zu ihren zuſtändigen Landwehrkörpern einzurücken und werden von 
Wien aus im Transportwege auf ärariſche Koſten weiterbefördert 
werden. 

Schließlich wird noch darauf hingewieſen, dass jeder Lande 
wehrmann, welcher zur Waffenübung einberufen wird, ſich vor 
dem Ubgehen bei dem Gemeindovorſteher des Aufenthaltsortes 
— in Wien bei den magiſtratiſchen Wezirksämtern — ab- und 
nach beendigter Übung wieder anzumelden hat. 


Vom Magiſtrate als politiſcher Behörde J. Inſtanz für die 
k. k. Reichshaupt- und Reſtdenzſtadt 


Wien, am 8. Juli 1892. 2—3 
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XV. 


Kundmachung. 


(Staatsprüfungen für Forſtwirte, Forſtſchutz⸗ und das techniſche 
Hilfsperſonale.) 


Zufolge des ae der hochlöblichen k. k. n.⸗ö. Statthalterei 
vom 12. Juni d. J., Z. 36794, haben die in Niederöſterreich 
wohnhaften Candidaten, welche im Jahre 1892 zur Ablegung der 
Staatsprüfung für Forſtwirte, dann für das Forſtſchutz⸗ und 
techniſche Hilfsperſonale zugelaſſen werden wollen, ihre nach Vorſchrift 
der Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 11. Februar 
1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 23, belegten Geſuche bis längſtens 31. Inli 
1892 bei der k. k. u.⸗ö. Statthalterei zu überreichen. 

Hinſichtlich des Nachweiſes der Praxis und der Wiederholung der 


Prüfung werden die Candidaten auf die Beſtimmungen der SS 50 


51 und 52 der erwähnten Miniſterialverordnung beſonders auf- 
merkſam gemacht. 

Im Anſchluſſe an die genannten Staatsprüfungen werden die 
Prüfungen für den Jagd- und Jagdſchutzdienſt abgehalten werden. 

Die in Niederöſterreich wohnhaften Candidaten haben ihre 
nach eee der Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums 
vom 14. Juni 1889, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 100, belegten Geſuche gleich— 
falls bis 31. Juli 1892 bei der k. k. n.⸗ö. Statthalterei zu über⸗ 
reichen. 

Dies wird hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 21. Juni 1892. 33 
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